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nsere ganze Partei, zahlreiche Sozialdemokraten
und Gewerkschafter, Angehörige der Intelligenz

und die kämpferische Jugend beglückwünschen unseren

unseren Genossen Max Reimann von ganzem Herzen
zu seinem 70. Geburtstag.

Die besten Wünsche für ein langes Leben und
Wirken zum Wohl der Arbeiterklasse und unseres

Volkes gelten dem unbeugsamen Revolutionär, der
über 50 Jahre in den Reihen der revolutionären Arbeiterbewegung
Arbeiterbewegung und unserer Kommunistischen Partei
Partei für Frieden, Demokratie und Sozialismus kämpft.
An der Spitze des Zentralkomitees und des Politbüros
Politbüros hat sich Genosse Max Reimann durch seinen
revolutionären und antifaschistischen Kampf einen
ersten Platz in der Arbeiterbewegung der Bundesrepublik

Bundesrepublik und zugleich große Autorität in der gesamten
gesamten deutschen und internationalen Arbeiterbewegung
erworben. Seine Tätigkeit hat das Ansehen der
Arbeiterbewegung der Bundesrepublik im In-- und
Ausland gesteigert. Die Persönlichkeit und das Wirken
Wirken unseres Genossen Max Reimann sind aus dem
Leben unserer Partei und der Arbeiterbewegung
besonders der Jahre seit der Niederschlagung des
Hitlerfaschismus und aus all den Kämpfen um eine
friedliche und demokratische Neugeburt unseres ganzen
ganzen Lebens nicht mehr fortzudenken. Als aktiver
Teilnehmer am politischen Leben verkörpert Genosse
Max Reimann in seiner Person auch die wesentlichsten
wesentlichsten Merkmale der Geschichte unserer Partei in den
mehr als zwei Jahrzehnten des Kampfes in Westdeutschland,
Westdeutschland, Jahre des Kampfes für die Stärkung
und die Einheit der Arbeiterbewegung im Geiste der
Lehre von Marx, Engels und Lenin.

In der Geschichte der Nachkriegszeit Westdeutschlands
Westdeutschlands ist keine Persönlichkeit der Arbeiterbewegung
so sehr die Verkörperung der Ideen und Taten
der sozialistischen Bewegung wie unser Genosse
Max Reimann. Die Einheit von kämpferischer und
revolutionärer Tradition und ständiger schöpferischer
schöpferischer Anwendung der Lehre des Marxismus-Leninismus
Marxismus-Leninismus auf unsere Zeit und unseren Kampf zeichnen



seine Gedanken und Taten in der Führung

Führung der Partei, in der praktischen und
theoretischen Arbeit aus. Und so ist es

auch folgerichtig, daß Genosse Reimann,
Reimann, der seit seiner frühen Jugend
ein glühender Verfechter der Ideen der
siegreichen Oktoberrevolution ist, ein
echter Freund der Sowjetunion wurde
und unermüdlich für ein friedliches
Verhältnis unseres Volkes zur Sowjetunion
Sowjetunion eintritt. Als deutscher Marxist,
der sein ganzes Wirken für die Interessen
Interessen der Arbeiterklasse aus nationaler
nationaler Verantwortung zugleich mit der
Förderung aller friedlichen und
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A in 70. Geburtstag ist es legitim,
einiges aus dem kämpferischen

Leben und über die Hauptstationen des

Max Reiman?:

geb. 31. Oktober 1898

Wirkens unseres Genossen Max zu

berichten.

Der in Elbing als Sohn eines sozialdemokratischen
sozialdemokratischen Arbeiters Herangewachsene
Herangewachsene lernte schon früh die Sorgen
um das tägliche Brot kennen und damit
auch bald durch Erfahrung als junger
Werftarbeiter die Notwendigkeit erkennen,

erkennen, sich in der Arbeiterbewegung
zu organisieren. 1912 fand Genosse

nen Potenzen unserer deutschen Nation
verbindet, ist es für Genossen Max
Reimann selbstverständlich, daß er mit
ganzer Kraft an der Seite des ersten
deutschen Friedensstaates der Arbeiter
und Bauern steht. Immer wieder zeigt
er unserer Partei und der Öffentlichkeit
Öffentlichkeit die historische Bedeutung des Bestehens
Bestehens der Deutschen Demokratischen
Republik auf, des Staates, der durch
seine Friedensmission und seinen sozialistischen

sozialistischen Aufbau zum Beispiel der
gesellschaftlichen Oberlegenheit des
Sozialismus auf deutschem Boden
wurde.

Reimann den Weg zum Deutschen
Metallarbeiterverband, deren junge
Mitglieder ihn 1913 zum Jugendleiter
wählten. Beeinflußt von Karl Liebknecht
Liebknecht und seinem Wirken, Karl Liebknecht
Liebknecht war eine Zeit der sozialdemokratische
sozialdemokratische Abgeordnete des Wahlkreises
Elbing im Reichstag, beantwortete
Max Reimann die Kriegspolitik des
kaiserlichen Deutschlands durch antimilitaristische
antimilitaristische Taten. Seit 1916 der
Gruppe Spartakusbund verbunden,
war denn auch sein Platz folgerichtig
in den Reihen der konsequent marxistischen

marxistischen Kämpfer der damaligen revolutionären

revolutionären Arbeiterbewegung. Max
Reimann wurde 1919 Mitbegründer der
KPD in Elbing.

Während der Novemberrevolution
stand er in den Reihen der Arbeiter
und Soldaten und nach dem Verrat der
Novemberrevolution durch die sozialdemokratischen
sozialdemokratischen Führer in den Reihen
derer, die gegen das Freikorps von der
Goltz kämpften. Genosse Reimann
wurde vom Feldkriegsgericht der 41.
Infanterie-Division wegen „spartakistischer
„spartakistischer Umtriebe" zu einem Jahr
Gefängnis verurteilt. Er hat diese
Strafe im Königsberger Festungsgefängnis
Festungsgefängnis „Fort Stein" abgemacht.
Nach dieser Etappe seines revolutionären
revolutionären Wirkens begann ein neuer reicher
reicher Lebens- und Kampfabschnitt im
Ruhrgebiet.

1920 kam Genosse Reimann nach
Westfalen und wurde Bergarbeiter.
Von der ersten Stunde an stand er

aktiv mit an der Spitze der Kämpfer
gegen Separatisten und Kapp-Putschisten,
Kapp-Putschisten, in den Reihen der Roten
Ruhr-Armee. Genosse Reimann übernahm
übernahm dann wichtige Partei.. und
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werkschaftsfunktionen. In dieser Zeit
wirkte unsere Partei unter der Führung
Ernst Thälmanns, der sie im Geiste der
Ideen des Marxismus-Leninismus orientierte
orientierte und zu einer revolutionären Massenpartei

Massenpartei entwickelte. Das war eine

große Schule des Kampfes, aus der hervorragende

hervorragende Funktionäre der deutschen
Arbeiterbewegung hervorgingen. Zu
ihnen zählt auch Genosse Max Reimann.
Reimann. Es ist nicht zufällig, wenn er

sich in Erinnerungen an die damalige
Zeit mit Stolz als Schüler Ernst Thälmanns
Thälmanns bezeichnet.

Im Jahre 1933 erlebte Genosse Reimann
Reimann die bittere Niederlage der Arbeiterbewegung
Arbeiterbewegung und das Ende der
Weimarer Republik. Im Kampf unserer

unserer Partei gegen den blutigen Hitlerfaschismus
Hitlerfaschismus stand Genosse Reimann von

der ersten Stunde an selbstlos an der
Seite all derer, die die Nacht des Faschismus
Faschismus beenden und Frieden und
Demokratie für unser Volk erkämpfen
wollten. Er leistete im In- und Ausland
illegale Arbeit, nahm 1935 an der
Brüsseler Tagung der KPD teil, jener
Tagung, auf der die Lehren aus der
Niederlage gezogen und der Weg für
die Arbeiterbewegung und den Volkskampf
Volkskampf aufgezeigt wurde. 1939 von der
Gestapo verhaftet, mußte er die Leiden
des KZ Sachsenhausen bis zur Befreiung

Befreiung durch die Rote Armee auskosten.

Nach seiner Befreiung und Neubeginn
Neubeginn der legalen Arbeit der Partei
wurde das Ruhrgebiet wieder seine
Wirkungsstätte, zunächst an der Spitze
der Parteiorganisation Ruhr und später

III

T eidenschaftlich kämpfte unsere Partei
Partei unter seiner Führung gegen die

immer frecher auftretenden restaurativen
restaurativen Kräfte, die Adenauer mit Dr.
Pander und Professor Erhard um sich
gesammelt hatte. Unsere Partei
kämpfte gegen das sich wieder organisierende
organisierende Monopolkapital unter Dinkel_
bach, Kost und Reusch, die als Statthalter
Statthalter der verhafteten Kriegsverbrecher
Kriegsverbrecher wie Flick und Krupp die
Konzerne zu neuer Macht zusammenschlossen

zusammenschlossen und die Komödie der sogenannten
sogenannten Konzernentflechtung mit der
Bildung noch mächtigerer Konzerne
beendeten. Dabei spielte Dr. Adenauer
hinter den Kulissen und in den damaligen
damaligen parlamentarischen Vertretungen
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als Vorsitzender der Partei in der britischen
britischen Besatzungszone. Von der Solinger-Konferenz
Solinger-Konferenz (5. und 6. März 1949)
wurde Max Reimann als Vorsitzender
unserer Partei in Westdeutschland

gewählt.
Es würde den Rahmen dieses Beitrages

Beitrages sprengen, wollte ich die vielen
Beispiele seines kämpferischen Einsatzes
Einsatzes für ein neues und demokratisches
demokratisches Leben erwähnen. Mit Recht muß
Genosse Max als „Aktivist der ersten
Stunde" bezeichnet werden. Für diese
Zeit seines Wirkens ist u. a. sein Auftreten
Auftreten auf der Oktober-Konferenz 1945
in Dortmund-Ewing kennzeichnend.
Hier erläuterte er uns Kommunisten
des Ruhrgebiets die Aufgaben des Aufrufs
Aufrufs des Zentralkomitees vom Juni
1945: Beseitigung der materiellen
und ideologischen Trümmer aus dem
Erbe des Hitlerfaschismus; demokratischer
demokratischer Wirtschaftsaufbau; Durchsetzung

grundlegender Reformen; Überwindung
Überwindung der Spaltung der Arbeiterbewegung

Arbeiterbewegung und Zusammenschluß aller Antifaschisten
Antifaschisten und Demokraten für ein
antifaschistisch-demokratisches und
fortschrittliches Deutschland. In der
Folge erklärte Genosse Reimann immer
wieder: „Träger des neuen Staates
müssen die werktätigen Schichten in
Stadt und Land sein, die durch die
Vergangenheit unbelastet sind. In
ihren Händen ist das Schicksal der
ganzen Nation gelegt. Die wahren
nationalen Interessen unseres Volkes
können nur vertreten werden im ständigen
ständigen Kampf gegen die Reaktion."

als ihr Anwalt eine besonders unrühmliche
unrühmliche Rolle. In einer Betrachtung der
Rolle Adenauers und des Programms
der deutschen Imperialisten nach 1945
schrieb Genosse Reimann im Jahre 1960
in „Wissen und Tat":

„Dr. Adenauer wurde.., auserkoren,
weil er am geeignetsten war, dank
seiner separatistischen Vergangenheit,
Vergangenheit, seiner engen Verpflechtung mit
dem Monopol- und Finanzkapital,
seiner Verbundenheit mit dem hohen
Klerus und seiner Ansicht, die er

schon im Oktober 1945 in den Worten

ausdrückte: ,Das beste wäre, sofort
aus den drei westlichen Zonen einen
Bundesstaat zu bilden`."



Das Wirken unseres Genossen Max
Reimann beantworteten die imperialistischen
imperialistischen Besatzer mit einem Urteil
des Düsseldorfer Militärgerichts. So
wollten die deutschen und ausländischen
ausländischen Reaktionäre vereint den unermüdlichen

unermüdlichen Kämpfer für die Durchsetzung
Durchsetzung der Prinzipien des Potsdamer
Abkommens zum Schweigen bringen.
Sie wollten damit auch ihren eigenen
nationalen Verrat decken. Gleichzeitig
sollten damit aber auch alle jene eingeschüchtert

eingeschüchtert werden, die die Durchsetzung

Durchsetzung demokratischer Reformen wie
des Kohlegesetzes (Enteignung der

Kohleherren) des Landtags von Nordrhein-Westfalen,
Nordrhein-Westfalen, des Artikels 41 der
Hessischen Verfassung, der Bodenreformgesetze
Bodenreformgesetze in den Ländern —, die
also die Entmachtung der Konzernherren
Konzernherren und der Junker forderten.

Gegen die Politik der Restauration
und damit der Spaltung forderte unsere

unsere Partei unermüdlich die Einheit
der Arbeiterbewegung, dieser Grundvoraussetzung
Grundvoraussetzung -für den demokratischen
Neuaufbau. Als Führer der SPD batten
Dr. Schumacher und sein Kreis zwar

die Losung vom „Sozialismus als Tagesaufgabe"

Tagesaufgabe" aufgestellt, aber in der
Praxis förderten sie mit Adenauer die
Restauration der alten Machtverhältnisse.
Machtverhältnisse. Die rechten Führer spalteten aus

antikommunistischer Verblendung die
Arbeiterbewegung; für die tragische
Entwicklung seit der Nachkriegszeit.
für die heutige Wiedergeburt von Militarismus
Militarismus und Neofaschismus tragen
damit diese Führer eine schwere
Schuld.

Gegen Restauration und Spaltung
forderte unsere Partei die einheitliche,
unteilbare, demokratische deutsche
Republik; sie bekämpfte entschieden
alle Maßnahmen Adenauers und seiner
Gruppe, die auf die Herauslösung
Westdeutschlands aus dem deutschen
Nationalverband durch Marshall-Plan,
Montanunion und NATO-Mitgliedschaft
NATO-Mitgliedschaft abzielten. An der Spitze dieses
Kampfes stand Genosse Max Reimann.
Diese Haltung entsprach seiner tiefen
Verbundenheit mit dem Schicksal der
deutschen Nation und seiner Kenntnis
der imperialistischen Ziele in der Politik
Politik der westlichen Besatzungsmächte.

Im Namen der Führung unserer Partei
Partei formulierte damals Genosse Reimann
Reimann drei Grundaufgaben der

terbewegung: 1. die Aktionseinheit der
Arbeiterbewegung herzustellen, 2. die
KPD zu stärken, 3. in der gesamten Arbeiterbewegung

Arbeiterbewegung Klarheit über Aufgabe
Aufgabe und Weg der Arbeiterklasse zu

schaffen. Diese Aufgaben stellten sich

angesichts der Entwicklung im Osten
Deutsch lands umso dringender, hatte
doch dort in der Arbeiterbewegung ein
grundlegender Wandel auf demokratischen
demokratischen und antifaschistischen Grundlagen
Grundlagen eingesetzt.

Dank der Einheit der Arbeiterklasse
und Arbeiterbewegung konnten im
Osten Deutschlands die Grundsätze des
Potsdamer Abkommens konsequent
durchgeführt und antifaschistisch-demokratische
antifaschistisch-demokratische Grundlagen für ein friedliches
friedliches Leber' und damit ein Beispiel
für ganz Deutschland geschaffen werden.

werden. Mit der SED als Verkörperung der
Einheit der Arbeiterbewegung war ein
starker Garant geschaffen, um der imperialistischen

imperialistischen Reaktion Paroli zu

bieten, den Kampf für demokratische
Einheit und die Garantierung einer
Politik des Friedens zu entfalten. Die
zwei Wege in Deutschland schufen
komplizierte Situationen, die von der
Partei unter der Führung des Genossen
Genossen Max Reimann gemeistert werden
mußten.

Im Wirtschaftsrat, im Parlamentarischen
Parlamentarischen Rat, im 1. Bundestag und im
Landtag des Landes Nordrhein-Westfalen
Nordrhein-Westfalen kämpfte Genosse Reimann gegen
die Politik der Spaltung und Militarisierung.
Militarisierung. Der Politik der Mehrheit des
Parlamentarischen Rates setzte er als
Sprecher unserer Partei die Konzeption
Konzeption einer einheitlichen demokratischen
Republik auf der Grundlage einer

gesamtdeutschen Verfassung entgegen.
Gleichzeitig vertrat Genosse Reimann
als Sprecher der kommunistischen Vertretung
Vertretung im Parlamentarischen Rat
Vorschläge für eine echte, soziale, demokratische
demokratische und von den Normen des
Friedens bestimmte Verfassungsordnung.
Verfassungsordnung. Die kommunistischen Abgeordneten
Abgeordneten lehnten die Separatverfassung
entschieden ab. Wie sein enger Freund
und Kampfgefährte Heinz Renner erklärte

erklärte Max Reimann: „Ich unterschreibe
unterschreibe nicht die Spaltung Deutschlands!"
Deutschlands!" Er erklärte für unsere Partei,
das Grundgesetz gegen alle zu verteidigen,
verteidigen, die es im Verfolg ihrer reaktionären
reaktionären und revanchistischen
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machtpolitik zu brechen bereit waren.

Dies erklärte unsere Partei, obwahl
wir Kommunisten dieser Urkunde der
Spaltung unsere Zustimmung versagen
mußten. Vielen Genossen unserer

IV

D er konsequente Kampf unserer
I--' Partei gegen die immer stärkere
reaktionäre Konzentration, gegen
Großmacht- und Revanchepolitik veranlaßte

veranlaßte die herrschenden Kreise unter
Adenauer, die Partei durch ein widerrechtliches
widerrechtliches Urteil des Karlsruher Verfassungsgerichts
Verfassungsgerichts verbieten zu lassen,
Max Reimann und andere führende
Genossen als Hochverräter unter Anklage
Anklage zu stellen. Damit aber konnte
die verderbliche Politik Adenauers und
der Konzernherren sich keinen freien
Raum für ihre Realisierung schaffen.
Adenauer und auch sein Nachfolger
Erhard scheiterten mit ihrer Politik
der angemaßten Stärke und Reaktion.
Sie mußten vor der Geschichte abtreten,
abtreten, ihre Partei, die CDU/CSU, geriet
in eine tiefe Krise, aus der sie sich nun

mit Hilfe rechter Führer der SPD und
durch die Steuerung eines noch schärferen
schärferen Rechtskurses zu befreien versucht.

versucht.

Mit ihrer ganzen Kraft kämpft unsere

unsere Partei gegen diesen

V

n den 12 Jahren Verbotszeit steht Max
Reimann an der Spitze des Kampfes

Kampfes und all der Bemühungen unserer

Partei für ihre Rechte und Freiheiten.
Schwere und kampfreiche Jahre der
Illegalität haben ihn mit den alten und
den vielen neuen und jungen Mitgliedern
Mitgliedern der Partei und den vielen
Freunden unserer Sache noch fester
verbunden. Genosse Max Reimann

gehört zu der festen Kampfgemeinschaft
Kampfgemeinschaft all der Kommunisten und Demokraten,
Demokraten, die alles für das Wohl unseres

unseres Volkes, für seine demokratische
und friedliche Zukunft einsetzen. So
hat denn Genosse Max Reimann immer
wieder seine Stimme für eine legale
Kommunistische Partei erhoben, die
als eine selbständige politische Kraft
auf der Grundlage des
Leninismus für dieses Ziel alles in
ihrer Kraft stehende hergibt. Denn

eine legale Kommunistische Partei
wäre eine Stärkung der Demokratie
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tel sind die leidenschaftlichen Reden
des Genossen Reimanns von der Tribüne
Tribüne des Bundestages gegen Adenauers
Adenauers Spalter- und Remilitarisierungs

politik bis heute lebendig geblieben.

vollen Rechtskurs und die Ausbreitung
eines organisierten Neonazismus. In
diesem Kampf steht Max Reimann
immer in der ersten Reihe all jener,
die die Demokratie gegen die Notstandspolitiker
Notstandspolitiker verteidigen, die die
Politik der Feindschaft gegen die DDR
und die sozialistischen Länder entschieden
entschieden bekämpfen und die die Politik
der Entspannung in Deutschland vom

Boden der Bundesrepublik voranbringen

voranbringen werden. Unermüdlich weist
Genosse Max Reimann darauf hin, daß
die Anerkennung der DDR die Grundfrage
Grundfrage des Friedens und fur eine Zeit

gleichberechtigter Zusammenarbeit der
beiden deutschen Staaten ist. So ist es

denn auch folgerichtig, wenn er unsere

Partei zur festen Kampfgemeinschaft
mit der SED erzog, wenn er als Wegund

Wegund Kampfgefährte des Genossen Wal_

ter Ulbricht diese Kampfgemeinschaft

als eine unerläßliche Vorbedingung
des Sieges der Arbeiterklasse in ganz
Deutschland unermüdlich stärkt.

und der demokratischen Kräfte, wie
ihre Illegalität eine Schwächung der
Demokratie und eine Ermunterung
reaktionärer und offen neonazistischer
Kräfte ist. Es ist höchste Anerkennung
für unsere Partei, die unter seiner
Führung lebt und kämpft, wenn jetzt
im 12. Jahr des widerrechtlichen Verbots
Verbots der Ruf nach Recht und Freiheit
für ihr legales Wirken starker denn je
aus dem In- und Auslande ertönt. Auf
der 12. Tagung des Zentralkomitees
brachte Genosse Reimann erneut die
feste Zuversicht aller Kommunisten
im Kampf gegen die Verbotspraktiken
der Notstandspolitiker zum Ausdruck:

„Wir bekräftigen unseren Standpunkt:
Standpunkt: Die Kommunistische Partei
muß ihre volle Legalität erhalten,
um auf der Grundlage ihres marxistisch-leninistischen

marxistisch-leninistischen Programms
ihre Politik, entsprechend ihrem
demokratischen Charakter, selbst zu

bestimmen und legal zu vertreten."



Die Etappen des kämpferischen Lebens
Lebens unseres Genossen Max sind somit
wahrhaft die Etappen des nationalen
und internationalistischen Kampfes
unserer Partei. Durch sein Leben und
seine Führungskunst gibt er uns alien
immer wieder neuen Ansporn, die
Kräfte der Arbeiterklasse zu einen, die
Aktionseinheit mit Sozialdemokraten
und Gewerkschaftern zu schaffen, den
Weg einer demokratischen und friedlichen
friedlichen Politik mit allen Demokraten,
vor allem auch mit der Intelligenz und
der studierenden und arbeitenden
Jugend zu erzwingen. Diese Politik hat

ihre Grundlage in unseremProgrammentwurf,
unseremProgrammentwurf, der unter der Leitung des
Genossen Max Reimann ausgearbeitet
wurde und unserer Partei und unserem

unserem Volk Weg und Ziel weist.

Mit unserem Zentralkomitee wünschen
wünschen alle Kommunisten, viele Sozialdemokraten,
Sozialdemokraten, Gewerkschafter und Arbeiter,
Arbeiter, vor allem die Jugend, unserem

Genossen Max zu seinem 70. Geburtstag
Geburtstag ein langes und gesundes Leben, die
Erfüllung seiner Lebensziele: Demokratie,
Demokratie, Frieden und Sozialismus unter
Führung einer starken legalen marx

marx istisch-leninis t ischen Kampfpartei.

Revanchismus
VON ERICH GLUCKAUF

j n seinem Referat auf dem 12.
1 Plenum traf Genosse Max Reimann
folgende Feststellung: „Die Notstandsverfassung,
Notstandsverfassung, die eine Militärdiktatur
ermöglicht, dient direkt den kriegerischen
kriegerischen Zielen der deutschen Monopolbourgeoisie,
Monopolbourgeoisie, die Vorherrschaft in Europa

Europa zu erringen, eine Veränderung
der bestehenden Grenzen durchzusetzen,
durchzusetzen, die Anerkennung der DDR zu

verhindern und ihre Klassenherrschaft
auf ganz Deutschland auszudehnen.
Sie stellt sich das abenteuerliche Ziel,
die sozialistischen Staaten in unserem

Erdteil zu unterminieren und schließlich
schließlich zu beseitigen. Das ist der Grund,
warum sie fieberhaft ihre Aufrüstung
fortsetzen."

Unsere Zeit ist schnellebig. Untersuchen
Untersuchen wir an einigen Fakten, inwieweit
inwieweit die Feststellungen der 12. ZKTagung
ZKTagung berechtigt waren. Beginnen
wir mit der Haltung der Bundesregierung
Bundesregierung zum Atomwaffensperrvertrag. Die
segensreiche Bedeutung dieses Vertrages
Vertrages bedarf keiner ausführlichen

Die Katze aus de

M an muß das Kind beim Namen
nennen. Die Regierung Kiesinger/

Strauß ist scharf auf Atomwaffen.
Ohne Atomwaffen — so schreibt das
Zentralorgan von Franz Josef Strauß,
der „Bayern-Kurier" vom 22. 6. 1968 —

ist „Deutschland eine Nation dritter
Klasse." Man achte dabei nur auf das
Wort „Deutschland" — als ob die Bundesrepublik
Bundesrepublik wirklich Deutschland repräsentiere.

repräsentiere. Die Bundesregierung

gründung. 95 Staaten haben im Rahmen
der UN diesen Vertrag als notwendig
vom Standpunkt der Entspannung und
der Friedenssicherung in der Welt betrachtet.
betrachtet. Schon nach kurzer Zeit haben
mehr als 70 Regierungen diesen Vertrag
Vertrag unterzeichnet, darunter die Regierungen
Regierungen der Sowjetunion, der USA und
Großbritanniens. Die DDR gehört zu

den Staaten der Welt, die mit als erste
ihre Unterschrift gegeben haben. Warum
Warum aber, so steht die Frage, insbesondere
insbesondere für die Bevölkerung der Bundesrepublik,

Bundesrepublik, weigert sich die Bundesregierung,
Bundesregierung, diesen Vertrag zu unterzeichnen?
Offensichtlich wird in Bonn mit zwei
Zungen gesprochen. Einerseits tönt es

.

lautstark, wie sehr man sich für eine
Politik der Entspannung einsetze; aber
andererseits, wenn es darum geht, auch
nur etwas für die Entspannung zu tun,
verweigert man die Unterschrift unter
einen solch' bedeutsamen Vertrag, den
alle Völker der Welt als Maßstab für
den guten Willen der Regierungen betrachten.
betrachten.

m Sack gelassen

präsentiert aber nicht das deutsche
Volk, das in seiner Mehrheit gegen
Atomwaffen ist, das Atomwaffen verbannen

verbannen will von deutschem Baden. Für
dieses deutsche Volk hat allein die
Regierung der DDR gehandelt. Der
starke Mann in der Regierung der
Großen Koalition, Franz Josef Strauß,
nannte unverblümt den Atomwaffensperrvertrag
Atomwaffensperrvertrag „ein Versailles von kosmischem
kosmischem Ausmaß". Das ist der bekannte
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Jargon der Revanchisten und Neonazis.
Der „Bayern-Kurier" fügt dem noch
hinzu: „Nicht zufällig fand der Atomsperrvertrag

Atomsperrvertrag in Deutschland seine
heißesten Befürworter in den Kreisen
derer, die nicht nur die
Grenze, sondern auch die Sowjetzone
anerkennen wollen".

Damit ist die Katze aus dem Sack gelassen.
gelassen. Man ist gegen den Atomwaffensperrvertrag,
Atomwaffensperrvertrag, weil man die
Neiße-Grenze nicht anerkennt, weil
man die Tatsache der Existenz eines
zweiten deutschen Staates nicht anerkennt,

anerkennt, und weil man sich nicht abfinden
will mit den Ergebnissen des 2. Weltkrieges.
Weltkrieges. Verfügungsgewalt und später
selbständige Herstellung von Atomwaffen
Atomwaffen — das ist das Ziel der Konzeption
Konzeption der Aufrüstung. Und dieses Ziel
dient ausschließlich der Durchsetzung
der Revancheforderungen. Alles andere

Falsche Melodien ii

Das ganze wird noch deutlicher im
Verhalten der Bundesregierung zur

Frage des Gewaltverzichts. Seit mehr
als 1112 Jahren singt der sozialdemokratische
sozialdemokratische Außenminister Willy Brandt
das hohe Lied vom „Gewaltverzicht".
Aber weder Text noch Melodie stammen
stammen von ihm. Bereits in seiner Regierungserklärung
Regierungserklärung am 5. Oktober 1954
erklärte Bundeskanzler Dr. Adenauer:
„. . . insbesondere verpflichtet sich die
Bundesregierung Deutschland, die

.Wiedervereinigung Deutschlands oder
die Änderung der gegenwärtigen Grenzen
Grenzen der Bundesrepublik Deutschland
nicht mit gewaltsamen Mitteln herbeizuführen
herbeizuführen und alle zwischen der Bundesregierung

Bundesregierung und anderen Staaten

gegebenenfalls entstehenden Streitfragen
Streitfragen mit friedlichen Mitteln zu

lösen". Diese schönen Worte hinderten

jedoch Adenauer nicht im geringsten
daran, den kalten Krieg zu forcieren
und die Aufrüstung im schnellen
Tempo voranzutreiben. Auch die Erhard-Regierung

Erhard-Regierung gab am 25. März 1966
eine Note „zur deutschen Friedenspolitik"

Friedenspolitik" — wie schön das klingt! — heraus,
heraus, in der allen sozialistischen Staaten
Osteuropas angeboten wurde, einen

Vertrag über den Verzicht auf Gewaltanwendung
Gewaltanwendung auszutauschen. Kann man

aber vergessen, daß auch Adolf Hitler
mit Gewaltverzichtserklärungen gegenüber
gegenüber anderen Völkern niemals

geizte? Willy Brandt brauchte also nur
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ist Geschwätz, dazu bestimmt, gutgläubige
gutgläubige und einfältige Menschen zu

täuschen. Das Bundespresseamt unter
dem berüchtigten Goebbels-Diener
Diehl hat darum Anweisung gegeben,
den Wortlaut des Atomwaffensperrvertrages
Atomwaffensperrvertrages nicht zu publizieren, damit
sich die Menschen in der Bundesrepublik

Bundesrepublik kein eigenes Urteil darüber machen,
wie falsch und verlogen es ist, wenn die
Bundesregierung behauptet, der Atomwaffensperrvertrag
Atomwaffensperrvertrag sei eine Diskriminierung
Diskriminierung der Bundesrepublik und mache
die friedliche Forschung auf den Gebieten
Gebieten der Atomwissensch aftunmöglich.
Das Verhalten der Regierung der Großen
Großen Koalition zu diesem Vertrag unterstreicht

unterstreicht die Feststellung des 12.
Plenums, daft wir in einen neuen Abschnitt
Abschnitt der Aggressionspolitik des
westdeutschen Imperialismus eingetreten

eingetreten sind.

ber Gewaltverzicht
an eine alte „bewährte" Tradition des
deutschen Imperialismus anzuknüpfen.

Schlimm für die Herren in Bonn ist
es aber, daß die Sowjetunion in dieser
lebenswichtigen Sache die Karten offen
auf den Tisch gelegt hat. Allerdings
soll die Bevölkerung der Bundesrepublik
Bundesrepublik nicht in diese Karten hineinschauen.
hineinschauen. Wieder ist es das Bonner
Presseamt, das verfügte, den Wortlaut
des sowjetischen aide Memoire nicht
zu veröffentlichen. In diesem aide
Memoire vom 5. Juli 1968 wird den
Bonner Heuchlern die Maske vollkommen
vollkommen vom Gesicht gerissen. Es wird
überzeugend dargelegt, daß sich hinter
dem ganzen Gerede über Gewaltverzicht

Gewaltverzicht nichts anderes verbirgt als ein

umfassendes Programm der Revanche
und der Eroberungspolitik. Zusammenfassend
Zusammenfassend heißt es hierüber im aide
Memoire der Regierung der Sowjetunion:
Sowjetunion:

„Die Regierung der Bundesrepublik
Deutschland stellt sich nach wie vor

solche außenpolitische Aufgaben, deren
Lösung die Gewaltandrohung oder die
Gewaltanwendung voraussetzt. Das ist
ein bekanntes Verfahren, das seinerzeit
in Vorkriegsdeutschland breite Anwendung
Anwendung fand. Auch damals wurde erklärt,

erklärt, daß die Politik nur mit friedlichen
friedlichen Mitteln betrieben, aber auch
damals wurden politische Forderungen
erhoben, für deren Durchsetzung



letzten Endes militärische Gewalt angewandt

angewandt wurde. Die Bundesregierung
will von den sozialistischen Ländern
nicht mehr und nicht weniger erreichen,
erreichen, als ihr Einverständnis damit,
daß die BRD eine Politik der Forderungen

Forderungen betreibt und Kräfte zur Erreichung
Erreichung dieser Ziele sammelt. Derartige
Derartige Spekulationen sind von der
realen Wirklichkeit in Europa, die zu

verändern der BundesrepublikDeutschland
Deutschland nicht gegeben ist, völlig losgelöst."

Die ertappten „Gewaltverzichtler"
in Bonn sind jetzt außer Rand und
Band geraten. Kiesinger tobt — in
ähnlicher Lautstärke wie Hitler —, er

werde niemals vor der Sowjetunion
„kapitulieren", und Willy Brandt erklärt,

erklärt, daß die Bundesregierung es ablehne,
ablehne, sich den von der Sowjetunion
aufgestellten Forderungen zu fügen.
Um was für eine „Kapitulation" und
um welche Forderungen der Sowjetunion
Sowjetunion handelt es sich denn eigentlich?
Hat die Sowjetunion etwa die Absicht,
die Grenzen der Bundesrepublik anzutasten,

anzutasten, hat sie irgendwelche Forderungen,
Forderungen, die den Bestand der Bundesrepublik

Bundesrepublik oder gar die friedlichen Interessen

Interessen unserer Bevölkerung gefährden?
Das kann selbst der Böswilligste nicht
behaupten. Es geht also nur um eines:

Neue Etappen der

D ie neue Etappe der Bonner Aggressionspolitik
Aggressionspolitik kommt auch in der

zynischen Einmischung in die Angelegenheiten
Angelegenheiten der CSSR zum Ausdruck.
Mit frommem Augenaufschlag beteuert
vor allem Bundeskanzler Kiesinger, daß
die Bundesregierung sich nicht in die
inneren Angelegenheiten der sozialistischen
sozialistischen Länder, besonders auch nicht in
die inneren Angelegenheiten der CSSR
einmische. Auch Willy Brandt versucht,

versucht, die Rolle des Naiven, des „harmlosen"
„harmlosen" Beobachters zu spielen. Dummdreist
Dummdreist wird behauptet, die Sowjetunion
und andere sozialistische Länder
mischten sich in die inneren Angelegenheiten
Angelegenheiten der CSSR ein, während die
Bundesrepublik lediglich als stiller
Beobachter zuschaue. In Wirklichkeit
konzentriert sich die ganze Bonner

Außen- und Militärpolitik, einschließlich
einschließlich aller ihrer vorhandenen staatlichen
und propagandistischen Organe in

erster Linie auf das Einwirken in die

Will die Bundesregierung die Anerkennung
Anerkennung der Lage, wie sie im Ergebnis
des grauenhaften hitlerschen Aggressionskrieges
Aggressionskrieges in Europa entstanden ist
oder nicht? Wer diese Lage nicht anerkennen

anerkennen will, soll nicht von Gewaltverzicht
Gewaltverzicht schwätzen. Jeder Versuch, die
Grenzen zu verändern und die DDR zu

liquidieren, setzt Gewaltandrohung
und Gewaltanwendung voraus. Gerade
das ist die Linie des Revanchismus.
Das ist die Kampfansage gegen jede
Politik der Entspannung, gegen die
europäische Sicherheit; die Kampfansage
Kampfansage gegen alle vernünftigen Menschen
Menschen in der Bundesrepublik, die um

eine friedliche Alternative ringen. Es
ist gut, daß durch das sowjetische aide
Memoire die Dinge auch für die Bevölkerung
Bevölkerung in der Bundesrepublik wieder
wieder vom Kopf auf die Beine gestellt
wurden. Die Methode einer Politik,
vom Frieden reden und den Krieg vorbereiten,

vorbereiten, hat in der Welt von heute
keine Chance mehr. Die Völker haben
ihre Erfahrungen mit dem deutschen
Imperialismus zur Genüge gemacht.
Es ist höchste Zeit, daß auch die Arbeiterklasse,
Arbeiterklasse, die gesamte Bevölkerung
der Bundesrepublik das erkennt und
danach handelt, denn sie ist heute und
erst recht in der Zukunft die Hauptleidtragende
Hauptleidtragende der Revanchepolitik.

Einmischungspolitik

inneren Vorgänge der CSSR und zwar

durch die verschiedensten Formen der
Unterstützung der Rechtskräfte, der
Konterrevolution. Die internen Be-.
ratungen zwischen Kiesinger und
Strauß, zwischen Kiesinger und Brandt,
die Reisen von Strauß und Schröder
zu Besprechungen nach Washington,
dieser ganzen Geschäftigkeit liegt die
Konzeption der inneren Aufweichung
und des Exports der Konterrevolution
in sozialistische Länder zugrunde.

Niemand anders als Franz Josef
Strauß hat in seinem Buch „Entwurf
für Europa" diese Konzeption bis ins
Detail entwickelt. Zu einem wesentlichen
wesentlichen Detail gehört dabei die Rolle,
die sozialdemokratische Minister im
Rahmen der Großen Koalition zu spielen
spielen haben. Es sei an dieser Stelle
daran erinnert, daß der CSU-Vorsitzende
CSU-Vorsitzende Strauß noch am 13. Oktober
1961, als Wehner mit Adenauer über
den Eintritt von SPD-Ministern in die
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Regierung verhandelte, im westdeutschen
westdeutschen Fernsehen erklärte, seiner 1.1berzeugung
1.1berzeugung nach wäre es nicht gut, wenn

die SPD vorzeitig ihre Kräfte in der
Regierung verschleiße, weil man sie zu

einem späteren Zeitpunkt besser gebrauchen
gebrauchen könne. Nun hat Strauß in
seinem Buch „Entwurf für Europa" dargelegt,

dargelegt, daß die Große Koalition jetzt
„wünschenswert" sei, weil sie sicherlich
„eine Initiative für den grollen Entwurf
einer deutschen Europapolitik praktikabler
praktikabler machen würde". Damit ist besonders
besonders die Rolle des sozialdemokratischen
sozialdemokratischen Außenministers Willy Brandt in
dieser Regierung eindeutig klargestellt.
Jedenfalls Strauß ließ keine Frage
mehr offen.

Die verschiedensten Formen der Einmischung
Einmischung in die inneren Angelegenheiten
Angelegenheiten der CSSR treten natürlich nicht
immer offen zutage. Es gibt eine ganze
ausgearbeitete Konzeption der verdeckten,

verdeckten, teilweise illegalen Einrnischung
und auch eine unverhüllte Form der
öffentlichen Einmischung. Die „Frankfurter
„Frankfurter Allgemeine Zeitung" vomj 22.
Juli 1968 macht überhaupt keinen Hehl
mehr daraus, daß alle westdeutschen
Rundfunk- und Fernsehstationen darauf
darauf eingestellt sind, in Osteuropa, vor

allen Dingen in der CSSR, nach einheitlichem
einheitlichem Plan immer wirksamer
zu arbeiten. In diesem Artikel ist davon
die Rede, daß alle Rundfunkhäuser in

Verschärfter Rech

T n der Rede des Genossen Max Reimann
Reimann auf dem 12. ZK-Plenum heißt

es: „Die Kiesinger, Strauß, Guttenberg
— als die Haupteinpeitscher der aggressiven
aggressiven Politik gingen davon aus,

daß ihre Pläne nicht zu realisieren
seien, ohne zuvor das eigene Volk in
Fesseln gelegt zu haben." In dieser
Feststellung wird der Zusammenhang
zwischen Revanchismus und verschärfter
verschärfter Rechtsentwicklung im Innern klargestellt.

klargestellt. Eine wirkliche Politik der Entspannung

Entspannung hätte zur Voraussetzung die
Zurtickdrängung der Rechtskräfte.
Abes bei der Revanchepolitik kommt
das Gegenteil heraus. Die jüngste Entwicklung
Entwicklung unterstreicht dies.

Noch vor den Sommerferien trafen
sich im Rahmen des „Kressbronner
Kreises" die engsten Spitzen von CDIP
CSU und SPD, um zu beraten, welche
Gesetze respektive Vorhaben noch in
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der Bundesrepublik schon jetzt „selbstverständlich"
„selbstverständlich" nach den gleichen Methoden
Methoden arbeiten wie das während des
2. Weltkrieges geschah. Schon jetzt —

so rühmt man sich — sei die Einwirkung
Einwirkung über den westdeutschen Rundfunk
Rundfunk viel starker als die Einwirkung
des britischen Rundfunks. Wörtlich
heißt es dann: „Der Aufbau und Ausbau
Ausbau der westdeutschen Sendemöglichkeiten
Sendemöglichkeiten nach Ostmitteleuropa wurde
planmäßig vollzogen". Es wird mitgeteilt,
mitgeteilt, daß die Sendezeit für die CSSR
im vergangenen Jahr um das dreifache
verlängert wurde. Man habe erreicht,
daß die Informationspolitik sich bereits
in Politik umschlage und die Hörer in
der CSSR könnten „die faktische 'Obereinstimmung
'Obereinstimmung von Nachrichten aus Prag
mit den westdeutschen Rundfunkanstalten"
Rundfunkanstalten" feststellen. Wenn dieses Zusammenspiel

Zusammenspiel zwischen der Konterrevolution
Konterrevolution von außen und den antisozialistischen
antisozialistischen Kräften von innen,
nicht innere Einmischung in die CSSR
zur Liquidierung der sozialistischen
Ordnung ist, was ist dann überhaupt
Einmischung?

Dagegen muß sich der proletarische
Internationalismus beweisen durch das

gemeinsame Vorgehen aller sozialistischen

sozialistischen Kräfte, gegen die äußere und
innere Konterrevolution, die gegen den
Sozialismus in der CSSR auftritt.

tskurs im Innern

dieser Legislaturperiode des Bundestages
Bundestages unbedingt verabschiedet werden
sollen. Ans dem erarbeiteten Katalog
ist klar ersichtlich, daß im Mittelpunkt
der Planungen der Großen Koalition
bis 1969 die weitere Zentralisierung
und Straffung des Bonner Staatsapparates
Staatsapparates im Sinne der Vorstellungen der
Rechtsextremisten um Strauß über die
„innere Staatsreform" steht. Nahezu
alle Gesetzesvorhaben bis 1969 sind auf
dieses Ziel ausgerichtet. Das ist die
logische Fortsetzung der mit der Verabschiedung
Verabschiedung der Notstandsgesetze eingeleiteten
eingeleiteten neuen Etappe der Stärkung
und Straffung der Staatsgewalt im
Sinne vergrößerter autoritärer militaristischer
militaristischer Machtbefugnisse für die
Bonner Zentralgewalten. Der Angriff
auf das föderalistische Staatsgefüge
der Bundesrepublik ist im vollen
Gange. Länder und Gemeinden werden



immer starker zu ausführenden Organen
Organen der Bonner Befehlszentrale. Gleich
einem Spinnengewebe durchdringt die
autoritäre Gesetzesmaschinerie des
staatsmonopolistischen Kapitalismus
das Gefüge der gesamten Gesellschaft.
Dabei werden die inneren Widersprüche

Widersprüche dieses Systems verschärft und
auch die sozialen Spannungen vergrößert.

vergrößert.
Das „Bulletin der Bundesregierung"

vom 26. 6. 1968 teilt mit, daß in diesem
Jahr 1968 die Vermögensbildung in den

großen Unternehmungen höher gewesen
gewesen sei als in allen vergangenen Jahren.
Jahren. Die Aktienkurse sind seit Beginn
dieses Jahres bereits um 15,1 Prozent

gestiegen; sie erreichten im Juni einen
Stand von 133,9 Prozent. Das ist das
bisher höchste Niveau dieses Jahres.
Der Bezirksvorsitzende der SPD, Wilhelm
Wilhelm Dröscher aus Kirn, kommt in der
Zeitschrift „Der Sozialdemokrat", dem
Organ der südhessischen SPD, zu folgender

folgender Feststellung: „NOtwendigerweise
„NOtwendigerweise müssen in der Koalition mit
einem stärkeren rechten Partner die

,kleinen Leute' die Lasten tragen, während
während die Reichen weiter Sicherheit und
den Vermögen koluminierenden Effekt
eines solchen Bündnisses ernten." Diesem
Diesem Urteil eines sozialdemokratischen

Klarheit schaffen — unsere Id

n dieser Lage ist es das Wichtigste
I für jeden Kommunisten, vor allem
den Arbeitern klarzumachen, worin
das Grundübel in der Entwicklung
besteht. Hauptursache für die Unsicherheit
Unsicherheit am Arbeitsplatz, für die verschärfte

verschärfte Ausbeutung, die Vertiefung
der sozialen Gegensätze, den Bildungsnotstand,
Bildungsnotstand, das Zurückbleiben lebensnotwendiger
lebensnotwendiger Industriezweige, die ungelösten

ungelösten Probleme der wissenschaftlichtechnischen
wissenschaftlichtechnischen Revolution, die Vernichtung
Vernichtung der demokratischen Rechte des
Volkes ist die Revanchepolitik der
herrschenden Kreise. Solange die Revanchepolitik
Revanchepolitik die Richtschnur der Regierungspolitik

Regierungspolitik ist, ist in der Bundesrepublik

Bundesrepublik alles falsch programmiert
und sind die für die Arbeiterklasse,
für die Bauern, die Mittelschichten,
die Intelligenz anstehenden Lebensfragen
Lebensfragen nicht zu lösen. Darum genügt
es nicht, allein mit Teilforderungen —

sozialer oder demokratischer Art —

aufzutreten. Erforderlich ist die

Funktionärs über die Ergebnisse der
Tätigkeit des sozialdemokratischen
Wirtschaftsministers Schiller als Erfüllungsgehilfe
Erfüllungsgehilfe der großen Monopole
ist nichst hinzuzufügen. Es sei denn
die Fragestellung, wie lange wollen
sich die Sozialdemokraten noch am

Gängelband der CDU-Politik herumführen
herumführen lassen!

Weitere ernste Belastungen kommen
im Herbst und Winter auf die werktätige
werktätige Bevölkerung zu: Preissteigerungen
Preissteigerungen durch die Inkrafttretung des zweiten
zweiten Teils der Mehrwertsteuer, Belastungen
Belastungen durch Erhöhung der Beiträge
Beiträge für die Rentenversicherung,
Gebührenerhöhungen, die den kleinen
Mann treffen. Angesichts dieser Lage
klingt es wie Hohn, wenn der neu

installierte Geschäftsführer der SPD,
Hans Jürgen Wischnewsky, am 18. Juli
im „Vorwärts" schreibt: „Die SPD ist

als einzige Partei in Deutschland eine
Partei der Reform von Staat und Gesellschaft".
Gesellschaft". Wie weit diese „Reform"
besonders seit der Zeit der Regierungsbeteiligung

Regierungsbeteiligung sozialdemokratischer
Minister gediehen ist, geht daraus hervor,
hervor, daß die Wochenzeitung „Christ
und Welt" schreibt, „die NPD ist inzwischen
inzwischen innerhalb der Bundeswehr
attraktiv geworden".

een und Vorschläge verbreiten

zipielle Auseinandersetzung mit der
Revanchepolitik, die Enthüllung, wie
und mit welchen neuen Methoden die
westdeutschen Imperialisten den Krieg
vorbereiten.

Von vielen Seiten wächst die Kritik
an der gegenwärtigen Gesellschaftsordnung,
Gesellschaftsordnung, aber oft wird nicht zum Kern
der Dinge vorgestoßen, wird die Gefahr
Gefahr des Revanchismus unterschätzt
oder gar geleugnet. Wenn der Zusammenhang
Zusammenhang zwischen Revanchepolitik
und den für das werktätige Volk bedrückenden
bedrückenden Problemen nicht klar wird,
ist es auch schwer, um Teilforderungen
erfolgreich zu kämpfen, weil dann in

jedem Kampf die Argumentation des
Chauvinismus und Antikommunismus
wirksam zur Zersetzung aller demokratischen
demokratischen Kräfte eingesetzt werden
kann.

Es ist höchst bemerkenswert, daß
auch bei vielen Sozialdemokraten ein
ernsthaftes Suchen nach einem Ausweg
aus der gefährlichen Lage begonnen
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hat. Ein so bekannter Funktionär wie
J. Steffens wirft in einem Artikel die
Frage auf, ob es nicht erforderlich sei,
daß die SDP „eine neue Strategie und
Taktik brauche". Leider beantwortet
Steffens diese Frage nicht. Im Programmentwurf

Programmentwurf unserer Partei ist die
Strategie und Taktik für die Arbeiterklasse
Arbeiterklasse und alle demokratischen Kräfte

ausgearbeitet. Diese richtige Ausarbeitung
Ausarbeitung war nur möglich, weil unsere

Partei zum Ausgangspunkt die Charakterisierung
Charakterisierung des aggressiven Imperialismus

Imperialismus in der Bundesrepublik
machte. Ohne diesen Ausgangspunkt

ist es unmöglich, eine richtige Strategie
und Taktik für die sozialistischen und
demokratischen Kräfte im Kampf für
eine fortschrittliche Demokratie zu

entwickeln.

Darum ist es erforderlich, daß die
Diskussion über den Programmentwurf
Programmentwurf unserer Partei verstärkt weitergeführt
weitergeführt wird. Die Klärung der Grundfragen
Grundfragen in der Partei muß verbunden
werden mit immer mehr Aussprachen,
vor allem mit sozialdemokratischen
Genossen. Das entspricht der politischideologischen
politischideologischen Aufgabenstellung des
12. ZK-Plenums.

Das Bündnis der demokratischen Volkskräfte
VON ARTHUR WALTER

in den vergangenen Wochen und
1 naten zeigte sich ein rasches Anwachsen
Anwachsen der demokratischen Volkskräfte,
Volkskräfte, ihres aktiven und gemeinsamen
Handelns. Das fand seinen sichtbaren
Ausdruck in den Aktionen gegen die
Verabschiedung der Notstandsgesetzgebung,
Notstandsgesetzgebung, gegen die wachsende Gefahr
des Neonazismus, gegen den verbrecherischen
verbrecherischen Krieg der USA in Vietnam,
gegen die Manipulierung der Meinung
durch die Springer-Presse, gegen die
forcierte Aufrüstung und das Streben
nach Atomwaffen — für die Erneuerung
und Erweiterung der Demokratie, für
eine Politik des Friedens und der sozialen
sozialen Sicherheit in der Bundesrepublik.
In den Bewegungen der demokratischen
demokratischen und außerparlamentarischen
Opposition verkörpern sich die Anfänge
Anfänge des. Bündnisses der demokratischen
demokratischen Volkskräfte. Sie vermitteln die
Lehre: In dem Maße, wie sich alle
Demokraten, Sozialisten und Antifaschisten
Antifaschisten in einer breiten Volksbewegung
Volksbewegung des demokratischen Fortschritts
zusammenfinden, werden sie die Kraft
gewinnen, den aggressiven und reaktionären
reaktionären Kurs der Bonner Regierung
zu stoppen und den wirklichen Volksinteressen
Volksinteressen Geltung zu verschaffen.

Ausgehend von den vielfältigen und
kämpferischen Aktionen der Arbeiter,
der arbeitenden und lernenden Jugend,
der Bauern, der Intelligenz und anderer
anderer demokratischer Kräfte werden im
Programmentwurf unserer Partei die
Wege zur Aktionseinheit der Arbeiterklasse
Arbeiterklasse und zum Zusammenschluß aller
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demokratischen Kräfte gewiesen. Wörtlich
Wörtlich heißt es im Programmentwurf:

„Der Sammlung der Reaktion können
können die Arbeiter und das ganze Volk
wirksam begegnen, wenn sie auf
ihrer Seite alle demokratischen und
antimonopolistischen Kräfte zum gemeinsamen
gemeinsamen Handeln für ihre gemeinsamen
gemeinsamen Interessen vereinen."

Die Sammlung und Formierung aller
demokratischen Volkskräfte im Kampf

gegen die Allmacht der Monopole, für

Frieden, Demokratie und gesellschaftlichen
gesellschaftlichen Fortschritt war und ist für unsere

unsere Partei, wie für jede marxistischleninistische
marxistischleninistische Partei, keine taktische,
sondern eine prinzipiell politische
Frage. Das ergibt sich eindeutig aus

der Konzeption unseres Programmentwurfs,
Programmentwurfs, in dem dargelegt wird, daß wir
Kommunisten auf dem Wege zum Sozialismus
Sozialismus unsere nächste strategische
Aufgabe darin sehen, die Macht des
staatsmonopolistischen Kapitalismus

schrittweise zurückzudrängen und zu

brechen, dabei gleichzeitig ständig die
demokratischen Rechte der Werktätigen

Werktätigen zu erweitern, deren Mitbestimmung
in Betrieb, Hochschule und auf allen
Gebieten des gesellschaftlichen Lebens
zu erkämpfen und so die objektiven
und subjektiven Voraussetzungen für

den Übergang zum Sozialismus zu

schaffen. Dieser unser Kampf wird nur

dann erfolgreich sein, wenn er von

einer breiten antiimperialistischen Bewegung

Bewegung getragen wird, deren Kern und

führende Kraft die Arbeiterklasse ist.



Darum wenden wir uns entschieden

gegen alle diejenigen, die von rechts

oder von „links" die Rolle der Arbeiterklasse
Arbeiterklasse im antiimperialistischen demokratischen
demokratischen Bündnis zu leugnen suchen
und den Angriff auf unsere Konzeption
des Kampfes urn Demokratie und Frieden,
Frieden, um eine breite Bündnispolitik
führen. In dieser Auseinandersetzung
ist es wichtig, den überzeugenden
Nachweis zu erbringen, daß eine Veränderung
Veränderung des Kräfteverhältnisses in

der Bundesrepublik zugunsten der

fiber die Rolle der Arbei

R echte SPD-Führer vertreten ebenso
wie bürgerliche Soziologen die

These vom Verschwinden der Arbeiterklasse.
Arbeiterklasse. Sie negieren nicht nur die führende

führende Rolle der Arbeiterklasse in der
Gesellschaft, sondern haben auch völlig
eine selbständige Arbeiterpolitik aufgegeben.

aufgegeben. Sie stellen die These auf, die
nicht neu ist, daß sich in der Industriegesellschaft

Industriegesellschaft das Proletariat als Klasse
auflöse und sich vorn Gegner der Kapitalisten
Kapitalisten zum Sozialpartner entwickelt
habe. Damit soll bewiesen werden, daß
die Ursactie für eine revolutionäre Umgestaltung

Umgestaltung der Gesellschaft entfalle.
Um die ganze Sache glaubhafter zu

machen, wird von ihnen auf solche
Tatsachen verwiesen, daß heute viele
Arbeiter in der Bundesrepublik ein
Auto, Kühlschrank oder Fernsehgerät
besitzen — und Kapitalisten und Arbeiter
Arbeiter zum Beispiel dasselbe Fernsehprogramm

Fernsehprogramm anschauen. Veränderungen
in der Lebensweise der Arbeiterklasse
werden also hingestellt als Verschwinden
Verschwinden der Klasse selbst.

Bekanntlich gingen Marx und Engels
bei ihrer Definition des Proletariats
nicht von äußeren Merkmalen aus,

sondern für sie war entscheidendes
Kriterium dafür, ob Klassen existieren
oder nicht, das Verhältnis zu den Produktionsmitteln.
Produktionsmitteln. Das Proletariat ist
nach Marx und Engels „die Klasse der
modernen Lohnarbeiter, die, da sie
keine eigenen Produktionsmittel besitzen,
besitzen, darauf angewiesen sind, ihre
Arbeitskraft zu verkaufen, um leben
zu können." Heute, unter den Bedingungen

Bedingungen des staatsmonopolistischen Kapitalismus,

Kapitalismus, hat die übergroße Mehrheit
der Bevölkerung keinen Besitz an Produktionsmitteln
Produktionsmitteln — wodurch bekräftigt
wird, daß die Arbeiterklasse

Arbeiterklass.e und aller demokratischen
demokratischen Volkskräfte herbeigeführt werden

werden kann, wenn die Arbeiter einheitlich
einheitlich und aktiv handelnd in den politischen
politischen Kampf eingreifen. Je einheitlicher
einheitlicher und entschlossener die Arbeiterklasse
Arbeiterklasse auftritt, um so zielbewußter und

kraftvoller wird sich auch das Bündnis
der demokratischen Volkskräfte entfalten

entfalten und um so wirksamer wird die
demokratische außerparlamentarische
Bewegung sein.

terklasse in unserer Zeit

wegs verschwindet und sich auch nicht
in einer neuen Mittelklasse auflöst.

Nun hört man allen Orts die Behauptung,
Behauptung, daß die relativ und absolut wachsende
wachsende Zahl der Angestellten und wissenschaftlich-technischen
wissenschaftlich-technischen Kräfte von

einer ständigen Reduzierung der Arbeiterklasse

Arbeiterklasse zeuge. Dazu sei festgestellt,
festgestellt, daß die wahre Lage völlig anders
ist. Tatsächlich wächst im Zeitalter der
wissenschaftlich-technischen Revolution
Revolution die Zahl der Angestellten und der
wissenschaftlich-technischen Intel ligenz,

ligenz, aber zugleich verschwinden auch
bei der überwiegenden Mehrheit dieser
Schichten die wesentlichen Unterschiede

Unterschiede zur Arbeiterklasse und nähern
bzw. verschmelzen sie sich immer mehr
mit dem Industrieproletariat. Die heutige
heutige Arbeiterklasse wird somit ständig
zahlreicher, aber auch unbestreitbar
differenzierter; denn sie umfaßt nicht
nur die vorwiegend körperlich Arbeitenden,
Arbeitenden, sondern im wachsenden Maße
auch Techniker, Ingenieure, Wissenschaftler
Wissenschaftler und Angestellte. Aus all dem
ergibt sich die Schlußfolgerung, daß
die Arbeiterklasse im staatsmonopolistischen
staatsmonopolistischen Kapitalismus keinesfalls verschwindet,

verschwindet, sondern im Gegenteil die
übergroße Mehrheit der Bevölkerung
bildet.

Nun gibt es aber Studenten und junge
Arbeiter, die von linksradikalen und
anarchistischen Positionen her die revolutionäre

revolutionäre Potenz der Arbeiterklasse
sowie ihre führende Rolle in der Gesellschaft
Gesellschaft leugnen. Auf keinen Fall darf
man sie mit den bürgerlichen und
rechtssozialdemokratischen Ideologen
in einen Topf werfen, wenngleich ihre
Auffassungen über die Rolle der Arbeiterklasse
Arbeiterklasse für die Entwicklung eines
erfolgreichen Kampfes gefährlich sind.
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Die Arbeiterklasse ist nicht etwa deshalb
deshalb revolutionär und zur führenden
Rolle in der Gesellschaft berufen, weil
sie eine angeborene revolutionäre Initiative
Initiative hat, sondern weil — wie uns

Marx lehrt — ihre eigene Lebensweise
sie zur grundsätzlichen Veränderung
der bestehenden Gesellschaftsordnung
zwingt, weil sie ihre Klassen- und
Lebensinteressen nur verwirklichen
kann, wenn sie die alles beherrschende
Macht des staatsmonopolistischen Kapitalismus

Kapitalismus bricht. Natürlich gibt es

gegenwärtig in der Bundesrepublik
noch eine große Kluft zwischen der

objektiven Situation und dem bewußten
bewußten Erfassen derselben durch die Mehrheit
Mehrheit der Arbeiterklasse. Die objektiven
Interessen und Notwendigkeiten schlagen
schlagen eben nicht sofort und spontan in
Bewußtheit und Aktionen um.

Dazu ist eine ständige Aufklärung,
die Offenlegung der gesellschaftlichen
Widersprüche und ihrer Ursachen und
die Darlegung der Schritte zur Überwindung
Überwindung der Widersprüche durch eine
marxistisch-leninistische Partei notwendig.
notwendig. Das umso mehr, da die gesellschaftlichen
gesellschaftlichen Erscheinungen durch den
staatsmonopolistischen Kapitalismus
keineswegs leichter, sondern schwerer
durchschaubar geworden sind. Dabei
denke ich nur an den Antikommunismus,
Antikommunismus, der zur Bonner Staatsdoktrin erhoben

erhoben wurde und an die Manipulierung

Manipulierung der öffentlichen Meinung durch
Presse, Funk und Fernsehen, vor allem
durch die Springer-Presse.

Die Zweifel und der Unglaube bei
den Kräften, die auf linksradikalen
Positionen stehen, werden umso schneller
schneller überwunden, je besser es uns gelingt,
gelingt, die Arbeiterklasse als ganzes
starker an die ökonomischen und politischen
politischen Kämpfe heranzuführen. Dabei

Die Rolle der Arbeiterklasse

ie Arbeiterklasse und ihre marxistisch-leninistische

marxistisch-leninistische Partei müssen
in jeder Etappe des Kampfes alle möglichen
möglichen Verbündeten für den gemeinsamen
gemeinsamen Kampf gewinnen, um den Gegner
Gegner zu schwächen und die eigenen
Positionen, die eigene Kampffront zu

stärken. Gegenwärtig ist die Lage so,

daß in der grundlegenden Frage: entweder
entweder Frieden, Demokratie und Sicherheit,
Sicherheit, oder Verschärfung der Spannungen

Spannungen und der Kriegsgefahr in
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sei festgestellt, daß in der gegenwärtigen
Etappe die Kämpfe der Arbeiterklasse

Arbeiterklasse um die Durchsetzung ihrer ökonomischen
ökonomischen und politischen Forderungen
an revolutionärer Wirkung gewinnen,
selbst wenn sie oft der äußerlichen
Dramatik entbehren.

Was revolutionär ist, darf man nicht
nur nach der Form — also mit welchen
Mitteln und Methoden gekämpft wird

beurteilen, sondern sollte man vor

allem nach dem Inhalt, nach dem jeweiligen
jeweiligen konkret anzustrebenden
Etappenziel einschätzen. Denn revolutionär
revolutionär ist eben nicht das, was revolutionär
revolutionär aussieht, sondern das, was revolutionierend

revolutionierend auf die Arbeiterklasse,
auf die demokratischen Volkskräfte
wirkt.

Eine gegen clic Herrschaft des staatsmonopolistischen

staatsmonopolistischen Kapitalismus und
seine aggressive, demokratiefeindliche
und sozialreaktionäre Politik gerichtete
Konzeption und Strategie, die sich nicht
auf die Arbeiterklasse orientiert, beraubt
beraubt sich zweifelsohne ihrer entscheidenden
entscheidenden Kraft und muß erfolglos bleiben.
bleiben. Darum wird im Entwurf unseres

Parteiprogramms zu Recht festgestellt:

„Der Erfolg der demokratischen
Kräfte hängt in erster Linie vom

Handeln der Arbeiterklasse ab. Sie
bildet die überwiegende Mehrheit
des Volkes. Sie schafft die produktiven
produktiven Werte und nimmt im Wirtschaftsleben
Wirtschaftsleben die ausschlaggebende
Stellung ein. Sie verfügt über starke
Organisationen und über eine große
Tradition im Kampf um Frieden und
Fortschritt. In dem Maße, wie sich
die Arbeiterklasse ihrer Stellung und
ihrer Verantwortung in der Gesellschaft
Gesellschaft bewußt wird, ist sie unüberwindlich,
unüberwindlich, wird sie die Entwicklung
in unserem Lande bestimmen."

im demokratischen Bündnis

land und in Europa — alle demokratischen
demokratischen Volkskräfte, mit Ausnahme der
herrschenden aggre--'•-en monopolistischen
monopolistischen und militaristischen Kreise, die
gleichen Interessen haben.

Ausgehend von dieser Einschätzung
wandte sich das Zentralkomitee unserer

unserer Partei von seiner 12. Tagung mit
einem Aufruf an alle demokratischen
Kräfte, ungeachtet ihrer sozialen Stellung,
Stellung, ihrer politischen oder weltanschaulichen
weltanschaulichen Haltung sich in



samen Aktionen oder in solidarischer
Unterstützung dem gefährlichen Kurs

der Regierung Kiesinger—Strauß und
der wachsenden neonazistischen Gefahr
Gefahr zu widersetzen. Gemeinsam könnten
könnten diese Kräfte einstehen . . . für eine
realistische Friedenspolitik, für die
Normalisierung der Beziehungen zwischen
zwischen beiden deutschen Staaten durch
die Anerkennung der DDR, für die Erneuerung

Erneuerung und Erweiterung der Demokratie,

Demokratie, für Mitbestimmung im Betrieb,
Hochschule, Staat und Gesellschaft, für
die Beendigung des barbarischen Krieges

Krieges der USA in Vietnam und weitere

gemeinsame Forderungen. Wir Kommunisten

Kommunisten erheben dabei keinesfalls
den Anspruch, alle diese Forderungen

Das Bündnis und di

"—lie demokratischen Kräfte haben in
-1—/ 'der letzten Zeit viele eigene wertvolle
wertvolle Erfahrungen gesammelt. Darunter
Darunter auch die, daß es möglich ist, im
Kampf zur Verteidigung der demokratischen
demokratischen Grundrechte viele Menschen
aller Schichten der Bevölkerung zu

mobilisieren und der Reaktion spurbare
spurbare Schläge zu versetzen. Es wächst
die Erkenntnis und Bereitschaft bei
ihnen, daß die demokratische Bewegung

Bewegung für ihren künftigen Kampf auch
die Tribüne des Parlaments benötigt.

Eine Vertretung echter Demokraten
im neuen Bundestag würde es zweifelsohne
zweifelsohne der Kiesinger-Strauß-Regierung
und ihrer CDU/CSU sowie den rechten
sozialdemokratischen Führern und
Ministern erschweren, sich über die
elementaren Volksinteressen skrupellos
skrupellos hinwegzusetzen. Deshalb ist es

richtig und notwendig, zu den kommenden
kommenden Bundestagswahlen ein breites
Wahlbündnis zu schaffen, das von Vertretern
Vertretern der Arbeiterklasse, der Bauern,
der wissenschaftlich-technischen Intelligenz,
Intelligenz, des Mittelstandes bis zu antimonopolistischen

antimonopolistischen Kräften des demokratischen
demokratischen und liberalen Bürgertums
reicht.

Wir Kommunisten begrüßen und
unterstützen die Initiative führender
demokratischer Persönlichkeiten zur

Schaffung eines Wahlbündnisses aller
demokratischen und sozialistischen
Kräfte und setzen uns für gleichberechtigte
gleichberechtigte Partnerschaft und die Selbständigkeit
Selbständigkeit aller beteiligten Organisationen,

als erste formuliert zu haben. Sie
finden sich in den Beschlüssen der
Gewerkschaften, in den Stellungnahmen

Stellungnahmen und Veröffentlichungen der Bewegung

Bewegung „Notstand der Demokratie",
der „Demokratischen Aktion" gegen
Neonazismus, der Friedensbewegungen,
Friedensbewegungen, wie der Kampagne für Demokratie
und Abrüstung. Diese Übereinstimmung
Übereinstimmung in den grundlegenden Fragen,
um die es heute geht, ist ein Ausdruck
dafür, daß die demokratischen Volkskräfte
Volkskräfte dem Drang der Herrschenden in
Bonn, den Rtistungs- und sozialreaktionären
sozialreaktionären Kurs zu beschleunigen, die
Notstandsdiktatur zu errichten, ihr
eigenes Streben nach einer Politik des
Friedens, der Demokratie und des sozialen

sozialen Fortschritts entgegensetzen.

e Bundestagswahlen

Bewegungen und Persönlichkeiten sowie

sowie für ein gemeinsam zu erarbeitendes
erarbeitendes Minimal- bzw. Aktionsprogramm
ein.

In unseren Bemühungen um ein
breites demokratisches Bündnis lassen
wir uns keineswegs von parteiegoistischen
parteiegoistischen Interessen, sondern ausschließlich
ausschließlich von der politischen Notwendigkeit
leiten, die den Zusammenschluß aller
demokratischen Volkskräfte erforderlich
erforderlich macht, um die Rechtsentwicklung
zu stoppen und eine demokratische
und friedliche Alternative, die in den
letzten Monaten in den Kämpfen der
Arbeiter, Bauern, Studenten und anderer
anderer demokratischer Kräfte sichtbar
wurde, durchzusetzen.

In dem sich entwickelnden Bündnis
der demokratischen Volkskräfte erhöht
sich die Verantwortung der Kommunisten,
Kommunisten, aller Sozialisten und klassenbewußten
klassenbewußten Arbeiter. Durch den verschärften

verschärften Rechtskurs der Regierung
der Großen Koalition wächst die Unzufriedenheit,
Unzufriedenheit, sind viele Menschen
wachgerüttelt worden, gibt es ein
Iles Suchen nach neuen Wegen. Das erfordert

erfordert von uns Kommunisten, von den
klassenbewußten Arbeitern, von allen
demokratischen Kräften Weg und Ziel
des antimonopolistischenKampfes aufzuzeigen,
aufzuzeigen, damit unser Volk nicht das
Opfer der nationalistischen und sozialen
sozialen Demagogie der Neonazis wird.
Sie alle können ihren Platz und ihre
Aufgaben im Bündnis der demokratischen
demokratischen Volkskräfte finden.
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Notstandsgesetze und wie weiter?
VON KURT RICHTER

A m 29. Mai 1968 hat der Bundestag
in dritter Lesung die Notstandsverfassung

Notstandsverfassung und sechs weitere sogenannte

sogenannte einfache Notstandsgesetze')
verabschiedet. Damit haben die Abgeordneten

Abgeordneten der CDU/CSU und die
Mehrheit der SPD-Abgeordneten der
seit zehn Jahren von den herrschenden
herrschenden Kreisen der Großbourgeoisie vertretenen

vertretenen Forderung nach einem Notstandsdiktaturgesetz
Notstandsdiktaturgesetz nachgegeben. Mit

dieser Entscheidung ist, wie auf
der 12. Tagung des Zentralkomitees
unserer Partei festgestellt wurde, der
Kampf zur Verhinderung einer Notstandsdiktatur,
Notstandsdiktatur, zur Verteidigung der

noch vorhandenen demokratischen
Rechte und Freiheiten und für eine
Demokratisierung der Bundesrepublik
in eine neue Etappe eingetreten.

Sich jetzt mit den Notstandsgesetzen
abfinden, hieße, sich mit der Gefahr
einer Diktatur über Nacht oder mit
der ratenweisen Einführung von

Kriegsrecht in Friedenszeiten abzufinden.
abzufinden. Es geht jetzt darum, den Abbau
der demokratischen Rechte, die Entwicklung

Entwicklung zum Faschismus und den
Kurs auf eine offene reaktionäre Diktatur,

Diktatur, die durch die Notstandsgesetzgebung

Notstandsgesetzgebung beschleunigt wurden, aufzuhalten.
aufzuhalten. Vor der Bevölkerung steht die

Aufgabe, die Anwendung der Notstandsgesetze
Notstandsgesetze und jegliche Notstandspraktiken

Notstandspraktiken zu verhindern. Mit Recht
wurde in zahlreichen Anträgen an den
9. ordentlichen Gewerkschaftstag der

IG Metall die Fortsetzung des Kampfes
Kampfes gegen Notstandsgesetze und Notstandspraktiken
Notstandspraktiken gefordert.

Niemand darf sich davon irritieren
lassen, daß jetzt Monate nach Inkraftsetzung

Inkraftsetzung der Notstandsgesetze scheinbar
scheinbar alles beim alten geblieben ist, Das

') Arbeitssicherstellungsgesetz, Gesetz
zur Beschränkung des Brief-, Post- und
Fernmeldegeheimnisses, Gesetz zur Erweiterung
Erweiterung des Katastrophenschutzes,
Änderungsgesetze zu den Sicherstellungsgesetzen
Sicherstellungsgesetzen für Wirtschaft, Ernährung
und Verkehr.
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Wesen der Notstandsverfassung besteht
besteht ja gerade darin, daß sie als eine
Art Zeitzünder in unser Grundgesetz
eingebaut wurde, der dann, wenn es

die herrschenden Kreise zur Durchsetzung

Durchsetzung und Eskalation ihrer antidemokratischen
antidemokratischen und antisozialen Innnenund

Innnenund revanchistischen Außenpolitik für
notwendig erachten, die grundgesetzliche
grundgesetzliche demokratische Ordnung sprengen
kann. Als Vergleich dazu bietet sich

Art. 48 der Weimarer Verfassung- an,

der über zehn Jahre nicht angewandt
wurde. In den dreißiger Jahren diente
er dann als Grundlage für die Durchsetzung
Durchsetzung der Regierungsgewalt fast

ausschließlich mit Notverordnungen

und führte dann über das Hitlersche

Ermächtigungsgesetz zur faschistischen

faschistischen Diktatur und schließlich zum

zweiten Weltkrieg. Dabei darf aber

nicht übersehen werden, daß die heutigen
heutigen Notstandsgesetze in einer Zeit

verabschiedet wurden, die bereits

deutliche Parallelen zum Ende der

Weimarer Republik und zur Zeit unmittelbar

unmittelbar vor dem zweiten Weltkrieg
aufweist. Die Notstandsgesetze bedeuten
bedeuten den aus der völligen Ausweglosigkeit

Ausweglosigkeit des Kurses der Revanchepolitiker

geborenen Vbergang zu einer neuen

Etappe der Faschisierung und Militarisierung.
Militarisierung. Sie gehören zur Etappe

der Vorbereitung der offenen Diktatur
Diktatur der Monopolbourgeoisie, ihrer

Militärs und ihrer politischen Hauptorganisation,

Hauptorganisation, der CDU/CSU. Dies

zeigt, wie dringend und notwendig

jetzt im Interesse unseres Volkes
die Weiterführung des Kampfes gegen
die Notstandsgesetze und für die

Durchsetzung einer demokratischen

und friedlichen Alternative ist. Völlig
zutreffend stellte die Kampagne für
Demokratie und Abrüstung in einem
offenen Brief nach Verabschiedung
der Notstandsgesetze fest: ,Was sie
mit diesen Gesetzen tatsächlich machen
können, das hängt von uns ab, von

den Demokraten, vor allem von den
Arbeitnehmern."



Illegitim und verfassungswidrig

nie Zustimmung einer Parlamentsmehrheit
lamentsmehrheit zu den Notstandsgesetzen

Notstandsgesetzen kann nicht darüber hinwegtäuschen:
hinwegtäuschen: Diese Gesetze wurden gegen
den in zahlreichen Aktionen und Erklärungen
Erklärungen bekundeten Willen der
Mehrheit der Bevölkerung verabschiedet.
verabschiedet. Die Abgeordneten, die den Notstandsgesetzen
Notstandsgesetzen zustimmten, negierten
den Wählerauftrag, diese Gesetze zu

verhindern. Sie gaben ihren Verfassungsauftrag,

Verfassungsauftrag, die demokratischen
Rechte und Prinzipien des Grundgesetzes
Grundgesetzes zu wahren, zugunsten jederzeit
jederzeit anwendbarer Diktatur- und
Zwangsbestimmungen für die Regierenden
Regierenden preis. Die Verabschiedung dieser
dieser Gesetze, über deren Inhalt die Abgeordneten

Abgeordneten selbst bis unmittelbar vor

der Beratung im Bundestag im unklaren

unklaren gehalten wurden, war ein
Staatsstreich gegen Verfassungsrecht
und Demokratie. Mit der Notstandsverfassung
Notstandsverfassung wurde eine Art Gegenverfassung
Gegenverfassung in unser Grundgesetz von 1949
eingebaut, mit der je nach Bedarf die
verfassungsmäßig vorgeschriebene parlamentarisch-demokratische
parlamentarisch-demokratische Ordnung
beseitigt werden kann. Ebenso können

Verschiirfung nad

Unmittelbar während und nach Verabschiedung
Verabschiedung der Notstandsverfassung

Notstandsverfassung wurde aus verschiedenen Gegenden
Gegenden der Bundesrepublik, aus Bad
Bergzabern, Dinslaken, Lorch am

Rhein und anderen Orten bekannt,
daß die Bundeswehr verstärkt den
Einsatz gegen „Studenten- und Arbeiterunruhen"
Arbeiterunruhen" übt. Auch noch so geschickte
geschickte Dementis aus dem
Ministerium konnten nicht darüber
hinwegtäuschen, daß hier bereits
die Anwendung der Notstandsgesetze
nach innen geprobt wurde. Damit
wurde erneut bewiesen: Die Notstandsgesetze
Notstandsgesetze sind Zwangs- und Diktaturgesetze,
Diktaturgesetze, die mit Einsatz aller
staatlichen Machtmittel, auch mit
Waffengewalt, die Durchsetzung der
Profit- und Revanchepolitik des herrschenden
herrschenden Großkapitals gegen den
Widerstand der Bevölkerung garantieren
garantieren sollen.

Aber auch nach außen hat die

2) Süddeutsche Zeitung" vom 20./21. 7.
1968.

mit den sogenannten einfachen Notstandsgesetzen
Notstandsgesetzen jederzeit substantielle
Teile unseres Grundgesetzes außer
Kraft gesetzt werden. Der Komplex
der verabschiedeten Notstandsgesetze
widerspricht damit eindeutig dem Artikel
Artikel 79 Abs. 3 des Grundgesetzes, der

jede Änderung der Verfassung in
ihrem Wesenskern verbietet.

Die Notstandsgesetze sind antidemokratisch,
antidemokratisch, volksfeindlich und verfassungswidrig.
verfassungswidrig. Der Kampf gegen ihre
Anwendung und für ihre Rückgängigmachung
Rückgängigmachung ist nicht nur legitim und
rechtens, sondern ein verfassungsmäßiges
verfassungsmäßiges Gebot. In diesem Sinne erklärten

erklärten bereits unmittelbar nach Verabschiedung
Verabschiedung der Notstandsverfassung
zahlreiche Reservisten und einige Bundeswehrsoldaten
Bundeswehrsoldaten öffentlich ihre Weigerung,

Weigerung, sich nach Art. 87 Abs. 3 des
Gesetzes gegen die Bevölkerung und
gegen streikende Arbeiter einsetzen
zu lassen. Sie wurden unterstützt von

dem Kölner Rechtsphilosophen Prof.
Klug, der nachwies, daß ein wesentlicher
wesentlicher Bestandteil des Soldateneids gewesen
gewesen sei, daß die Bundeswehr „kein
Instrument für den Bürgerkrieg ist"2).

innen und außen

standsgesetzgebung die Situation verschärft.

verschärft. Die Völker Europas haben
nicht vergessen, wie 1933 und 1939 mit
derartigenErmächtigungs- und Kriegsgesetzen
Kriegsgesetzen der zweite Weltkrieg vorbereitet

vorbereitet und damit furchtbares Leid
und Elend für Millionen heraufbeschworen
heraufbeschworen wurde. Nicht nur in den
sozialistischen Staaten, sondern in fast
allen Hauptstädten Europas wurde
deshalb die Verabschiedung der Notstandsgesetze
Notstandsgesetze mit Besorgnis zur

Kenntnis genommen und kommentiert.
kommentiert. Mit Recht stellte die „Prawda"
in ihrer Ausgabe vom 8. Juni 1968 u. a.

fest: „Diese Gesetze sind bei weitem
keine innere Angelegenheit des Bonner
Bonner Staates. Sie bergen ernste Folgen
für die Sicherheit der europäischen
Staaten in sich. Diese Gesetze sind zugleich

zugleich eine Barriere gegen die Normalisierung
Normalisierung der Beziehungen mit der DDR
und den anderen sozialistischen Staaten,
Staaten, ein Akt, der gegen die europäische
Sicherheit, gegen die Normalisierung
der Lage und den Abbau der Spannungen
Spannungen in Europa gerichtet ist."
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Wir Kommunisten haben mehrfach
davor gewarnt, daß mit der Verabschiedung
Verabschiedung der Notstandsgesetze das
Verhältnis zur DDR gefährlich verschärft

verschärft werden würde. Die Regierung
Kiesinger/Strauß/Brandt ging den Weg
der weiteren Verschärfung. Die Maßnahmen
Maßnahmen der DDR für eine wirksame
Kontrolle des Verkehrs zwischen der

Betrug un

Notstandsgesetze seien notwendig,
so wurde und wird argumentiert,

um die Versorgung der Bevölkerung
und die Aufrechterhaltung der öffentlichen
öffentlichen Ordnung in Spannungs- und
Kriegszeiten zu garantieren. Seit Bestehen
Bestehen der Bundesrepublik sind fast
zwanzig Jahre vergangen, in denen
wir gut ohne Notstandsgesetze auskamen.

auskamen. Heute wie vor zwanzig Jahren
bedroht kein Staat in Europa die Bundesrepublik.
Bundesrepublik. Die Bundesrepublik bedroht
bedroht aber mit ihren Grenz- und Gebietsforderungen,
Gebietsforderungen, mit ihrem Alleinvertretungsanspruch
Alleinvertretungsanspruch und ihrem Streben
Streben nach Kernwaffen die anderen
europäischen Staaten. Deshalb und
aus keinem anderen Grunde die Notstandsgesetze,
Notstandsgesetze, die die Handhabe schaffen,
schaffen, noch vollkommener als selbst die
Kriegs- und Ermächtigungsgesetze
Hitlers alle Bereiche des öffentlichen
und privaten Lebens zu kommandieren
kommandieren und zu militarisieren. Deshalb die
Ermächtigungsbestimmungen für die
Regierung, ganz nach Belieben unter
dem Vorwand eines „Spannungsfalles"
das Parlament zu entmachten, die Bevölkerung
Bevölkerung dienstzuverpflichten, das
Brief- und Postgeheimnis aufzuheben,
Autos zu beschlagnahmen, Zwangswirtschaft
Zwangswirtschaft in Industrie und Landwirtschaft
Landwirtschaft einzuführen und die Armee auf
die Zivilbevölkerung schießen zu

lassen.

Als Lüge erweist sich ebenso das
Argument vom angeblichen Ausbau
der Souveränität der Bundesrepublik
durch Notstandsgesetze. Die

Bundesrepublik und Westberlin waren

eine berechtigte und deutliche Antwort
Antwort auf die Politik der Bonner Regierung,

Regierung, die mit ihrem Festhalten am

Alleinvertretungsanspruch die Normalisierung
Normalisierung der Beziehungen zwischen
den beiden deutschen Staaten blockiert
und mit der Verabschiedung der Notstandsgesetze
Notstandsgesetze die Lage verschärfte.

d Heuchelei

zungsmächte haben sich in ihrer Erklärung
Erklärung vom 27. Mai 1968 weiter das
Recht vorbehalten, „zum Schutze ihrer
Streitkräfte" jegliche Zwangsmaßnahmen

Zwangsmaßnahmen durchzuführen.3) Nach wie vor hat
der Artikel 2 des sogenannten Deutschlandvertrages
Deutschlandvertrages Gültigkeit, der die Entscheidungsbefugnisse
Entscheidungsbefugnisse „in bezug auf
Berlin und auf Deutschland als
Ganzes" bei den westlichen Alliierten
Alliierten beläßt. Ja, mehr noch. Mit Artikel
Artikel 80a Abs. 2 der Notstandsverfassung
Notstandsverfassung wird der Bundesregierung
die Ermächtigung geschaffen, selbständig
selbständig von den Diktaturvollmachten
Gebrauch zu machen auf der Grundlage
Grundlage eines Beschlusses, „der von

einem internationalen Organ im Rahmen
Rahmen eines Bündnisvertrages", also etwa
von der NATO, gefaßt wird. Diese
Bestimmung müßte dem Letzten die
Augen öffnen, der bisher noch an das
Argument von der angeblichen Ablösung
Ablösung alliierter Vorbehaltsrechte

glaubte. In Wirklichkeit waren CDU
und CSU bereit, noch auf weitere Souveränitätsrechte
Souveränitätsrechte zu verzichten, wenn

sie nur ein wirksames Instrument
schaffen konnten, das zum Einsatz

gegen die Bevölkerung taugt. Die Gefährlichkeit
Gefährlichkeit des Artikels 80a Abs. 2
Notstandsverfassung wird besonders
deutlich, wenn man an die Enthüllungen

Enthüllungen denkt, daß die Bundesregierung
im Besitz eines Parallelplans zum

NATO-Alarmplan „Prometheus" ist,

mit dem vor einem Jahr in Griechenland

Griechenland die Militärdiktatur errichtet

wurde.

Notstandsgesetze

ir Kommunisten haben in unserem
" Programmentwurf erklärt und

nachgewiesen, daß wir unsere Politik

Bulletin der Bundesregierung vom

28. Mai 1968, Nr. 67, S. 569, Bulletin der
Bundesregierung vom 31. Mai 1968,
Nr. 68, S. 581 f.

18

und Grundgesetz

auf dem Boden des Grundgesetzes gestalten.
gestalten. Wie steht es nun damit, nachdem
nachdem die Notstandsverfassung Bestandteil
Bestandteil des Verfassungstextes wurde? Wir
bekennen uns unverändert zum demokratischen
demokratischen Wesensgehalt der 1949 geschaffenen
geschaffenen Verfassung und verteidigen



die demokratischen Rechte und Prinzipien
Prinzipien des Grundgesetzes und treten
für ihre Verwirklichung und Erweiterung
Erweiterung ein. Wir treten, wie im Programmentwurf

Programmentwurf dargelegt, für die Verteidigung
Verteidigung und Verwirklichung der verfassungsmäßigen

verfassungsmäßigen Prinzipien ein, die
festlegen, daß die Bundesrepublik ein
demokratischer Friedensstaat sein und
eine freiheitlich demokratische Ordnung
Ordnung haben soll. Gemeinsam mit allen
Demokraten fordern wir Kommunisten,
Kommunisten, daß das öffentliche Leben von

Polizeiwillkür, Bespitzelung und Gesinnungsverfolgung
Gesinnungsverfolgung befreit wird. Wir
fordern, daß das verfassungsmäßige
Verbot aller nazistischen Umtriebe
durchgesetzt wird.Wir wollen die Verwirklichung
Verwirklichung des Rechts auf Meinungsund
Meinungsund Pressefreiheit, des Versammlungsund
Versammlungsund Demonstrationsrechts und des
Rechts auf Bildung. Aus dieser Einstellung
Einstellung heraus ergibt sich für uns die
vorrangige Verpflichtung, gegen jegliche
jegliche Notstandsgesetze, gegen deren Anwendung,
Anwendung, gegen die Einführung einer
Notstandsdiktatur und für die Rückgängigmachung
Rückgängigmachung der verfassungswidrigen
verfassungswidrigen Notstandsgesetze einzutreten.

Die Notstandsdiktatur kann verhindert

verhindert werden, wenn sich jetzt alle
demokratischen und antiimperialistischen
antiimperialistischen Kräfte in unserem Land auf
ein konstruktives Aktionsprogramm
als Alternative zum Notstandskurs
der herrschenden Kreise einigen.

Mit den Gewerkschaften gegen No

ie Annahme der Notstandsgesetze
war nur möglich, weil die Führung

der SPD sich den herrschenden Kreisen
und deren CDU/CSU untergeordnet
hat. Die Zustimmung zu den Notstandsgesetzen
Notstandsgesetzen durch die Mehrheit der
Abgeordneten widersprach eindeutig
den Beschlüssen des Nürnberger SPDParteitags,
SPDParteitags, wie mehrere Delegierte des
Parteitags und über 200 prominente
SPD-Mitglieder in einer Unterschriftsaktion
Unterschriftsaktion feststellten.4) Mit der Zustimmung
Zustimmung zu den Notstandsgesetzen haben
Abgeordnete der SPD mitgeholfen, der
Bevölkerung und den eigenen Mitgliedern
Mitgliedern und Wählern die Schlinge um

den Hals zu legen. Um so notwendiger
ist es jetzt, den sozialdemokratischen
Genossen in kameradschaftlichen

4) vgl. „Die Andere Zeitung" Nr. 23
vom 6. Juni 1968.

forderlich ist die Verteidigung des
demokratischen Kerns unserer Verfassung,
Verfassung, der Kampf gegen Neonazismus,
Neonazismus, gegen Wahlrechtsmanipulationen
Wahlrechtsmanipulationen und Revanchismus. Wir brauchen
brauchen eine breite Bewegung für eine
demokratische Erneuerung der Gesellschaftsordnung.
Gesellschaftsordnung. Die Vberrnacht des
Großkapitals, der Militärs und der
Reaktion in Politik und Wirtschaft, in
Parlament und Presse muß gebrochen
werden. Dazu gehören die Durchsetzung
Durchsetzung der Forderung nach Mitbestimmung
Mitbestimmung und tiefgreifende demokratische
demokratische Reformen. So kann Schritt für
Schritt das Kräfteverhältnis zugunsten
der Werktätigen geändert, die Anwendung
Anwendung der Notstandsgesetze unmöglich

gemacht und eine Ordnung gestaltet
werden, die von demokratischen, friedlichen,
friedlichen, fortschrittlichen und sozialen
Ideen getragen wird.

Bei der bevorstehenden Bundestagswahl
Bundestagswahl kommt es darauf an, konsequente
Gegner der Notstandsgesetze ins Parlament
Parlament zu wählen, die gemeinsam mit
der außerparlamentarischen Opposition

jede Anwendung der Diktatur- und
Kriegsgesetze entlarven und verhindern.
verhindern. Die Arbeiterklasse braucht eigene

klassenbewußte Vertreter im Parlament,

Parlament, die die Forderungen der Gewerkschaften
Gewerkschaften vertreten und im Sinne
einer demokratischen Erneuerung

wirken.

tstandskurs und für Demokratie

sprächen zu helfen, die Auseinandersetzungen
Auseinandersetzungen in ihrer Partei zu führen
u. a, mit dem Ziel, daß Notstandsbefürworter
Notstandsbefürworter nicht mehr als Wahlbewerber
Wahlbewerber aufgestellt und aus ihren
Funktionen abgewählt werden. Die
SPD-Abgeordneten, die gegen die Notstandsgesetze
Notstandsgesetze stimmten, wie überhaupt
die breite Masse der Mitglieder und
Wähler der SPD gilt es, jetzt noch
stärker für die Mitarbeit bei den
Aktionen der außerparlamentarischen
Opposition zu gewinnen.

Mit der Kraft der Gewerkschaften
konnte zehn Jahre lang die Verabschiedung
Verabschiedung der Notstandsverfassung verhindert
verhindert werden. Verhängnisvoll ausgewirkt
ausgewirkt hat sich, daß sich in der letzten
Phase des Kampfes gegen die Verabschiedung
Verabschiedung der Notstandsgesetze die
meisten Gewerkschaftsführer dem
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Druck der rechten Führer der SPD
beugten und kraftvolle Streikaktionen
verhinderten. Die Kritik an dieser
Haltung der Gewerkschaftsführung,
insbesondere aus den Betrieben und
von Vertretern der Intelligenz ist verständlich

verständlich und berechtigt. Dabei darf
aber nicht übersehen werden: Die Gewerkschaften
Gewerkschaften sind nach wie vor die
mächtigste Organisation der Werktätigen.
Werktätigen. Von ihrer Stärkung und ihrem
klassenmä13igen Auftreten wird nicht
zuletzt der Erfolg der Bewegung für
eine demokratische Erneuerung in der
Bundesrepublik abhängen.

Auch wenn es nicht gelang, die Verabschiedung
Verabschiedung der Notstandsgesetze zu

verhindern, s'c, kann festgestellt werden,

werden, daß sich im Kampf gegen die Notstandsgesetzgebung
Notstandsgesetzgebung eine echte Volksbewegung
Volksbewegung entwickelt hat. Die Jugend
und die Studenten haben Beachtliches
bei der Aufklärung der Bevölkerung
und der Organisierung von Aktionen

geleistet. In vielen Städten wurden im

Kampf gegen die Notstandsgesetzgebung

Notstandsgesetzgebung Ansatzpunkte einer

einheit zwischen Studenten, der Intelligenz
Intelligenz und der Arbeiter sichtbar. Mit
den örtlichen Kuratorien „Notstand
der Demokratie" haben sich in Städten
und Betrieben Aktionsausschüsse gebildet,
gebildet, deren Tätigkeit jetzt mit noch
breiterer Einbeziehung der Gewerkschaften
Gewerkschaften im Kampf gegen die drohende
Notstandsdiktatur und gegen Neonazis_
mus aktiviert werden sollte. Vor allem
kommt es jetzt darauf an, noch breitere
Kreise der Arbeiter in die demokratische
demokratische Bewegung einzubeziehen. Es

geht jetzt darum, wie es in der Erklärung

Erklärung unseres Zentralkomitees zur Verabschiedung
Verabschiedung der Notstandsgesetze
heißt, „daß alle, die sich im Kampf

gegen die Notstandsgesetze zusammengefunden

zusammengefunden haben, auch weiterhin solidarisch
solidarisch zusammenarbeiten. Es muß
verhindert werden, daß nach
Plänen wie in Griechenland auf eine
Militärdiktatur hingearbeitet wird. Es

geht darum, das Bündnis aller demokratischen
demokratischen Kräfte gegen die Notstandsdiktatur
Notstandsdiktatur zu erweitern und eine breite
Front des Widerstandes gegen Rechtskurs
Rechtskurs und Neonazismus zu bilden".

Die wissenschaftlich-technische Revolution, ihre Folgen
und ihre Erfordernisse für Volksbildung,

Wissenschaft und Forschung
VON OTTO BAUMANN

u Beginn unseres Programmenti-4
Programmenti-4 wurfs stehen die Sätze: „Die wissenschaftlich-technische
wissenschaftlich-technische Revolution könnte
unserem Volk ungeahnte Möglichkeiten
für ein Leben in Sicherheit und Wohlstand
Wohlstand eröffnen. Die Großindustriellen
aber mißbrauchen die wissenschaftlichtechnische
wissenschaftlichtechnische Entwicklung für ihre eigensüchtigen
eigensüchtigen Profit- und Machtinteressen.
Für die dringenden Anliegen von Wissenschaft
Wissenschaft und Bildung, für eine zeitgemäße
zeitgemäße Strukturpolitik fehlt es angeblich
an den notwendigen Finanzmitteln.
Doch die Ausgaben für eine sinnlose
und lebensgefährdende Rüstung steigen
steigen weiter."

Wissenschaftlich-technische Revolution
Revolution — vergegenwärtigen wir selbst
uns das ganze Ausmaß dieser Umwälzung?
Umwälzung? Zur Zeit arbeiten in Wissenschaft
Wissenschaft und Forschung mehr Menschen,
als in der gesamten bisherigen
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schichte. Daraus resultiert eine Wissensexplosion,

Wissensexplosion, vergleichbar chemischen
Kettenreaktionen. Die Lawine wissenschaftlicher
wissenschaftlicher Informationen ist auf 2000
Druckseiten pro Minute angewachsen.
Die wissenschaftlich-technischen Veröffentlichungen
Veröffentlichungen verdoppeln sich in

zehn Jahren, auf dem Gebiet der Chemie
Chemie schon in acht, der Elektronik in
fünf, der Weltraumforschung in drei
und der Kernphysik in 1,5 Jahren.

Wer bei diesem Tempo auf dem Stand
seiner Kenntnisse vom Schul- oder
Hochschulabschluß stehenbleibt, gehört
in wenigen Jahren zum alten Eisen.
Was gestern in der Produktion dominierte,
dominierte, kann morgen auf Halde gehen.
Die neuesten wissenschaftlichen Erkenntnisse,
Erkenntnisse, aus den Laboratorien
schnellstens in die Betriebspraxis überführt,
überführt, bestimmen das Weltniveau. Die
Wissenschaft wird mehr und mehr zur



entscheidenden unmittelbaren Produktivkraf
Produktivkraft. Die moderne Produktion wird

„technologische Anwendung der Wissenschaft"
Wissenschaft" (Karl Marx).

Die Kohle ist ein Anfangssignal der
kommenden Strukturveränderungen.
Im Jahre 2000 wird der Computerbau
der Produktionszweig mit dem höchsten
höchsten Umsatz sein, gefolgt vom Fahrzeugbau.

Fahrzeugbau. Computer werden buchen
und steuern, sie werden den Schulunterricht
Schulunterricht und die Bürotechnik, die
Produktion der Massengüter, den Verkehr
Verkehr und wiederum auch die Forschungsarbeit
Forschungsarbeit revolutionär verändern.

Neue Aspekte eröffnen sich auch
für die Qualität der Produkte. Ein
typisches elektronisches Gerät mit 350
Bauteilen hatte 1945 eine Betriebsdauer
Betriebsdauer von 90 Stunden. Entsprechende

Geräte kommen jetzt in der Raumfahrt
auf 20 000 ausfalifreie Betriebsstunden.
Bis 1970 werden sie Funktionswerte
von 25 Jahren haben, das Zehnfache
von heute. Biolagie und Biochemie
wirken nicht minder revolutionierend.
Würde überall, wo heute in der Welt
Getreide angebaut wird, diese Tätigkeit
Tätigkeit bis zur Anwendung von Herbiziden
Herbiziden (biochemische Wuchsstoffe, Unkrautvertilger)

Unkrautvertilger) modernisiert, stiege die
Arbeitsproduktivität im Getreideanbau
Getreideanbau auf das Zwanzig- bis Dreißigfache.
Dreißigfache. Zeichnet sich da nicht die Gefahr
einer 1.7bersteigerung der Technik ab,

frißt da nicht am Ende der „Dämon
Technik" seine Erzeuger und ihre Kinder?
Kinder? Erleben wir nicht jetzt schon bei

Monopolistische Zentralisation des Kapitals
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In den letzten Jahren haben die Kapitalkonzentrationen in Westdeutschland

stark zugenommen. So berichtet die „Neue Rhein-Zeitung" über Pläne der westdeutschen
westdeutschen Stahlkonzerne, durch weitere Fusionen Mammutkonzerne zu schaffen,
z. B. den Hoesch-Konzern mit den Rheinischen Stahlwerken zusammenzuschließen

zusammenzuschließen und die August-Thyssen-Hütte mit den Kruppschen Stahlwerken und
der Mannesmann AG zu fusionieren. Diese Entwicklung Westdeutschlands zeigt,
welche großen Gefahren aus der Zentralisation des Kapitals für Demokratie,
soziale Sicherheit und den Frieden erwachsen.
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uns das Herausrationalisieren, sehen Dauerarbeitslosigkeit und die Problcwir
Problcwir nicht in den USA, auf einer höhe- matik einer verlorenen jungen Generen
Generen Stufe der Automation, bereits die ration?

II

ngst vor den Automaten, Haß gegen
die Computer gehen in die falsche

Richtung. Der Automat ist in der Lage,
den Menschen von mechanischer, geisttötender
geisttötender Arbeit zu befreien, gerade
weil diese Arbeit auch der Automat
verrichten kann. Je höher dabei die
Produktivität der Arbeit wird, desto
besser können die materiellen und
geistigen Bedürfnisse der Menschen
befriedigt werden. Das Reich der Notwendigkeit
Notwendigkeit kann verengt, das Reich der
Freiheit des Menschen erweitert werden.

werden. Das sind die Chancen. Ihre Realisierung
Realisierung hängt ab von den Machtverhältnissen
Machtverhältnissen und den Besitzverhältnissen
an den modernen Produktionsinstrumenten.
Produktionsinstrumenten. Sie bestimmen, ob der
arbeitende Mensch Objekt oder Subjekt,
Subjekt, Opfer oder Gestalter der wissenschaftlich-technischen
wissenschaftlich-technischen Entwicklung
sein wird.

Hier wird deutlich: Die wissenschaftlich-technische
wissenschaftlich-technische Revolution schafft zwar

eine Reihe objektiv gleicher Sachverhalte
Sachverhalte im Kapitalismus und im Sozialismus.
Sozialismus. Entgegen allen Konvergenztheorien
Konvergenztheorien sind jedoch ihre Resultate für
die arbeitenden Menschen höchst unterschiedlich,

unterschiedlich, ja gegensätzlich.
In Ost und West gibt es ziemlich

übereinstimmende Prognosen über den
veränderten Arbeitskräftebedarf. Danach
Danach brauchen wir infolge der wissenschaftlich-technischen
wissenschaftlich-technischen Revolution in
absehbarer Zeit jeden 5. Beschäftigten
im Bereich der Forschung (Schätzung
von Professor Bernal, Großbritannien),
jeden 2. als Ingenieur, Techniker oder
Wissenschaftler (Vorausrechnung von

Akademiemitglied Axel Berg, Sowjetunion).
Sowjetunion). Entsprechend ihrem Ziel der
immer vollkommeneren Befriedigung
der materiellen und geistigen

nisse geht die sozialistische Gesellschaft
Gesellschaft diesen Weg, wird sie auch diese
optimale Berufsstruktur realisieren.
Darum haben heute schon über 50 Prozent
Prozent aller Lehrlinge in der DDR den
Abschluß der 10. bzw. 12. Klasse. Und
darum sagt der Rektor der Berliner
Humboldtuniversität, Professor Wirtzberger,
Wirtzberger, in seinem Interview mit dem
Deutschen Freiheitssender zu Fragen
der Hochschulreform, die DDR nehme

jetzt bereits Kurs darauf, jeden Dritten
bis Vierten eines jeden Jahrgangs zum

Hochschulabschlul3 zu führen.

Solchen Richtzahlen wird bei uns

noch immer der Einwand der „Begabtenelite"
„Begabtenelite" entgegengehalten. Springers

„Welt" verbreitet zum Beispiel am 12.
Juni 1968 die Geistesblitze eines Dr.
Eck, „daß wissenschaftliche Forschung
letzten Endes nur durch eine Elite
möglich ist", dieweil „die Begabungen
nicht demokratisch, sondern aristokratisch
aristokratisch verteilt sind".

Den Gegenbeweis liefert die sozialistische
sozialistische Praxis und sogar die bundesdeutsche
bundesdeutsche Theorie. Professor Aurin,
Universität Konstanz, hat soeben über
„Begabungsreserven in Regionen geringer
geringer Bildungsdichte" berichtet. Danach
Danach sind dort 36,5°/o alter Schüler der
4. Klassen zum sofortigen und noch
weitere 5 Prozent zum späteren Obergang
Obergang in Realschulen oder Gymnasien
geeignet. Und dann kommt es: „In
mehrklassig geführten Grundschulen
konnten mehr begabte Kinder ermittelt
werden als in nur einklassig geführten.
geführten. . Die Autoren des Berichts sehen
darin eine Bestätigung der Tatsache,
daß Begabung nicht statisch zu verstehen

verstehen ist, sondern durch entsprechende
Förderung eine bessere Entfaltung von

Begabungen erreicht werden kann")

III

Will und kann der bundesdeutsche
Spätkapitalismus dem gerecht

werden? Natürlich kann auch er einige
objektiv zwingende Erfordernisse der
wissenschaftlich-technischen Umwälzung
Umwälzung nicht ignorieren. Natürlich ist

9 Stuttgarter Zeitung, 28. 5. 1968).
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auch die Monopolbourgeoisie samt
ihren Ministern nicht gerade begeistert
darüber, daß in den Höheren Schulen
Nordrhein-Westfalens dank der
Mißwirtschaft jetzt 2000 Klassenräume
und 2000 Lehrer fehlen und daf3 sich

diese Zahl bis 1970 auf 4000 erhöhen



wird. Sowohl wegen der Empörung der
Betroffenen als auch in Sorge um die
wirtschaftlichen und machtpolitischen
Konsequenzen suchen die Herrschenden,
Herrschenden, aus dieser Misere herauszukommen
herauszukommen — aber mit welchen Prioritäten
und mit welchen Zielvorstellungen?

Moderne kapitalistische Produktion
ist Produktion zur Maximierung des
Monopolprofits. Hier — und nicht im
technischen Fortschritt — steckt der
Teufel. Um des Monopolprofits willen
werden die riesigen Möglichkeiten der
sozialen Sicherung pervertiert in soziale
soziale Unsicherheit — vom Bildungsnotstand
Bildungsnotstand über den Sozialabbau bis zur

Arbeitslosigkeit. Darum werden die
Mittel der Konstruktion verwandelt in
solche der Destruktion — von der Verpestung

Verpestung der Luft und des Wassers über
das Prämieren der Zechenschließungen
und der Lebensmittelvernichtung bis
hin zum Napalmkrieg der USA in Vietnam
Vietnam und zur Drohung des Atomtods.

Daraus folgt für Bildung und Wissenschaft:
Wissenschaft: Zwar brauchen auch die
Profitwirtschaft und der Rüstungsstaat
mehr funktionstüchtige, und das heißt
heute nun einmal technisch und wissenschaftlich
wissenschaftlich besser ausgebildete Leute.
Aber man kann jede Mark nur einmal

ausgeben -- und so bleibt unter dem
Primat von Monopolprofit und Rüstungspolitik
Rüstungspolitik der Aufwand nach wie
vor hinter dem Bedarf zurück. Am
herrschenden System der Millionäre
scheitert damit für Millionen das Recht
auf Bildung und damit auf Entfaltung
der Persönlichkeit.

Aus der Unzahl möglicher Beispiele
nur dieses: Wie oft klagen die Lehrer
und Eltern, die Kinder warden überfordert.
überfordert. Tatsächlich muß der Schüler
des Jahres 1968 60 Prozent mehr lernen
als vor 30 Jahren. Das gelingt nur bei
entsprechender Ausstattung der Schule
mit neuen Lehr- und Lernmitteln. Der
Bedarf pro Klasse läßt sich mit minimal
minimal 650, optimal 800 bis 1000 Mark
errechnen. Der tatsächliche Durchschnitswert
Durchschnitswert liegt bei 125 Mark, in vielen
vielen Klassen bei ganzen 20 Mark im
Jahr.

Für Zweifler am Wert hoher Bildungsausgaben:
Bildungsausgaben: die höchsten Bildungsinvestitionen
Bildungsinvestitionen sind die rentabelsten.
Nach sowjetischen Berechnungen beträgt
beträgt der gesellschaftliche Nutzen der
akademischen Ausbildung das Elffache

ihrer Kosten. Die Effektivität liegt
damit fast 100 Prozent über dem Durchschnitt.
Durchschnitt.

Allerdings, mit einer bloßen Steigerung
Steigerung des Finanzaufwands und auch mit
einer höheren Effektivität seines Einsatzes
Einsatzes allein ist es nicht getan. Ein
Beispiel dafür bietet die konzerneigene
Lehrlingsausbildung. Da sich mit einer
Berufsausbildung auf der Grundlage
der Gewerbeordnung von 1869 und mit
den Kenntnissen, die unsere Lehrlinge
zu 63 Prozent in Handwerksbetrieben
erlangen, in modernen Großunternehmen
Großunternehmen wenig anfangen läßt, sind
diese dazu übergegangen, mit gar nicht
geringem Finanzaufwand betriebseigene
betriebseigene berufsbildende Einrichtungen
zu schaffen. Sie sind nach Maß auf die
ganz speziellen Betriebsbedürfnisse
zugeschnitten, so daß der Nachwuchs
mit Haut und Haaren an „seinen" Betriebsabschnitt
Betriebsabschnitt gebunden ist. Genau
das Gegenteil braucht er: eine breite
Qualifikation mit einem Grundlagenwissen,
Grundlagenwissen, so daß er weiterlernen und
auch umlernen kann und dazu die
Fähigkeit, nicht nur technische, sondern

sondern auch gesellschaftliche Zusammenhänge
Zusammenhänge zu überblicken und sie in seinem
Interesse zu verändern.

Entsprechend lautet auch für die
Universität die Forderung des Verbandes
Verbandes Deutscher Studentenschaften:
„Modernisieren und demokratisieren!"
Höhere Geldausgaben und formale
Strukturveränderungen im akademischen
akademischen Bereich könnten unter dem Leitziel
Leitziel der Profitmaximierung und der
Machtexpansion in der Tat nur die
massenhaftere und effektivere Züchtung
Züchtung dafür nützlicher Fachidioten bedeuten.
bedeuten.

Eine Reform des Bildungswesens
entspricht — wie es auch einer Stellungnahme
Stellungnahme der Marburger ASO zu

unserem Programmentwurf heißt —

nicht den Interessen der abhängig
Arbeitenden, wenn sie Heranführung
der Qualifikationsstruktur an die Bedürfnisse
Bedürfnisse des Kapitalismus bedeutet.
Sie muß vielmehr den Bedürfnissen
der Industrie- und Geistesarbeiter entsprechen
entsprechen und ihre Positionen im Kampf

gegen die Monopolmacht stärken, beginnend
beginnend bei der Mitbestimmung auf
allen Ebenen.

Es liegt somit auf der Hand, daß
diese Bildungs- und Hochschulreform
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nicht mit dem Monopolkapital, sondern
nur gegen seinen totalen Machtanspruch
durchzusetzen ist. Hier wird auch deutlich,
deutlich, welche zentrale Bedeutung dabei
der Mitbestimmungsforderung, an den
Universitäten exakt dem Verlangen
nach Drittel-Parität und Vetorecht der
Studentenvertreter, zukommt. Die Reaktion
Reaktion weiß schon, warum sie gegen
eine solche Demokratisierung der universitären
universitären Lehre und Forschung alles
aufbietet, von der Springer-Presse bis
zu den 1500 Unterzeichnern des „Marburger
„Marburger Manifestes". Einer seiner Initiatoren,
Initiatoren, Professor Benz, erklärt, die
Hochschulen könne man sowenig demokratisieren
demokratisieren wie die Lufthansa. Und
warum? Weil Freiheit der Forschung
und der Lehre nur in einer Sphäre

Wenn diese staatsmonopolistischen
v v Machtorgane von „Bildung" oder

„Wissenschaft" reden, wenn die Bonner
Bonner Minister 16prozentige Steigerungsraten
Steigerungsraten für den Jahresetat des Stoltenberg-Ministerums
Stoltenberg-Ministerums festlegen und dafür
Milliardensummen lockermachen, dann
meinen und wollen sie etwas völlig
anderes als wir — vom Bildungsinhalt
über den Wissenschaftsbegriff bis zum

Forschungsziel. Sie setzen den Akzent
von der Expansionspolitik her, vom

militärischen Aspekt der Atomtechnik,
der Luft- und Raumfahrt, der Elektronik.
Elektronik. Dahin fließen die Milliarden,
deren Bereitstellung die Bonner
Minister als einen ihrer Verdienste in
der Koalition hervorheben. Sie erweisen
erweisen auch damit ihre Helferrolle bei
der Perfektionierung der Notstandsund
Notstandsund Rüstungsgesellschaft, gegen das
Interesse der Industrie- und Geistesarbeiter
Geistesarbeiter an einer demokratischen, fortschrittlichen
fortschrittlichen Veränderung der Verhältnisse
Verhältnisse und auch gegen die objektiven
Erfordernisse der wissenschaftlichtechnischen
wissenschaftlichtechnischen Revolution.

Moderne Bildung und Wissenschaft
müssen in der Bundesrepublik als Bildung
Bildung und Wissenschaft nicht nur zur

Beherrschung von Naturkräften und
Produktionsprozessen, sondern auch
zur Veränderung der Gesellschaft be-.

griffen werden. Nur so ist der Tendenz

W ir Kommunisten verstehen die
Problematik der wissenschaftlichtechnischen

wissenschaftlichtechnischen Revolution und ihrer
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möglich sei, „die dem politischen
Kräftespiel entzogen ist", und weil
Studierende überhaupt keine Legitimation
Legitimation zur Mitbestimmung, ja nicht
einmal die Fähigkeit sachgemäßer Diskussion
Diskussion besäßen. „Freiheitlich" und
„sachgemäß" wäre demnach der jetzige
Zustand, daß kein einziger Gewerkschaftsvertreter
Gewerkschaftsvertreter und kein einziger Repräsentant

Repräsentant der jungen Generation im

politischen Kräftespiel der entscheidenden
entscheidenden Wissenschaftsgremien mitwirken
mitwirken kann. Desto dominierender sind
dort die Konzernbosse: 13 in der 25köpfigen

25köpfigen „Atom-Kommission", 6 plus
17 ihrer engsten Vertrauensleute aus

der Ministerialbürokratie, im „Wissenschaftsrat".
„Wissenschaftsrat".

IV

V

zu begegnen, die Mittel der Beherrschung
Beherrschung der Natur ,die uns die Wissenschaft
Wissenschaft an die Hand gibt, zu Mitteln der
Herrschaft über die Menschen, wenn

nicht gar zu Mitteln ihrer Vernichtung
zu machen. Darum sagt die KPD in
ihrem Programmentwurf: „Unsere
Jugend soll im Geist des wissenschaftlichen
wissenschaftlichen und gesellschaftlichen Fortschritts,
Fortschritts, für Frieden und Völkerfreundschaf
Völkerfreundschaft erzogen werden". Und weiter zu

den Leistungen unserer Wissenschaftler
Wissenschaftler und Forscher: „Diese Werte in den
Dienst des gesellschaftlichen Fortschritts
Fortschritts und der Völkerverständigung
zu stellen, ist das Anliegen der Arbeiterklasse
Arbeiterklasse und aller progressiven
Kräfte".

Hier steckt der Kern unserer programmatischen
programmatischen Forderungen. Wir wissen
wissen uns in dieser Zielstellung einig mit
den gesellschaftspolitisch fortgeschrittenen
fortgeschrittenen Kräften in den Gewerkschaften,
mit bedeutenden Gruppierungen in der
Sozialdemokratie, mit der studentischen
studentischen Linken, mit den verschiedenen
konsequent demokratischen und sozialistischen

sozialistischen Strömungen in der Intelligenz.
Intelligenz. Worin besteht nun im Interesse

dieser Reformvorstellungen unsere

spezielle Aufgabe als Kommunisten im
Rahmen der außerparlamentarischen

Opposition?

fordernisse für die Bildungs- und Wissenschaftspolitik
Wissenschaftspolitik als Klassenfrage.
Ihre Lösung ist nur voranzubringen



im Kampf aller Demokraten und
Sozialisten gegen die Monopolgewalt,
gegen ihre zunehmend autoritäre Herrschaft,
Herrschaft, gegen ihre Formierung und Militarisierung
Militarisierung aller Lebensbereiche. Dazu
Dazu bedarf es der außerparlamentarischen
außerparlamentarischen Aktion und der parlamentarischen
parlamentarischen Einwirkung der am Fortschritt
Interessierten, voran der Industrieund
Industrieund Geistesarbeiter. Ihnen die objektive
objektive Identität ihrer Interessen gerade
unter den Bedingungen der fortschreitenden
fortschreitenden wissenschaftlich-technischen
Revolution bewußt zu machen und sie
von dorther und dafür zum koordinierten
koordinierten und zum einheitlichen Handeln zu

bewegen, darin sehen wir die entscheidende
entscheidende Aufgabe.

Gerade darum ist es so schädlich,
wenn „Marxverbesserer" von rechts
und links den Rückgang in der Zahl
der Werktätigen in körperlicher Arbeit
Arbeit oder den Einfluß der herrschenden
klassenfremden und klassenfeindlichen
Ideen auf die Arbeiterschaft zum Anlaß
Anlaß nehmen, ihr die gesellschaftsverändernde
gesellschaftsverändernde Potenz abzusprechen oder sie
als aussterbende Klasse abzuschreiben.
In der Tat greift die wissenschaftlichtechnische
wissenschaftlichtechnische Revolution mit bedeutenden
Veränderungen sowohl in den Charakter
Charakter der Arbeit als auch in die Struktur
der Arbeiterklasse ein. Unterschiede
zwischen geistiger und körperlicher

Arbeit treten zurück. In immer mehr
Arbeiterberufen werden geistige Funktionen
Funktionen vorherrschend. Zugleich verändern

verändern sich Arbeitsbedingungen und
ökonomische Stellung im Bereich von
Technikern und Ingenieuren und zwar

auch in der Richtung, bisher spezifische
spezifische Züge abzuschleifen und gemeinsame
gemeinsame Züge des „Gesamtarbeiters" stärker
stärker hervortreten zu lassen.

C. Vernay, der diesen Begriff des
„Gesamtarbeiters" gebraucht, gelangt
dabei zu dem Ergebnis: „Insbesondere
ist die Hauptmasse der Ingenieure und
Techniker ein Teil des Gesamtarbeiters,
Gesamtarbeiters, der aus der Arbeiterklasse sowie
aus den Werktätigen jener Bereiche
besteht, in denen der Produktionsprozeß
Produktionsprozeß vorbereitet bzw. vollendet wird".2)

Wir Kommunisten haben demnach
gerade jetzt allen Grund, an unserer

seit Marx, Engels und Lenin bewährten
bewährten Position festzuhalten. Sie besagt,
daß wir uns bei der Verwirklichung
unserer Ziele auf die gesellschaftlichen
Kräfte orientieren, die objektiv mit
der fortgeschrittensten Produktionsweise
Produktionsweise verbunden sind. Das ist und
bleibt die Arbeiterklasse, wobei den
mit der wissenschaftlich-technischen
Revolution anwachsenden Schichten
der Facharbeiter, der technischen Intelligenz
Intelligenz und der Wissenschaftler besondere
besondere Bedeutung zukommt.

Die Bauernfrage und unser Programmentwurf
Von HORST MARK

'line steigende Zahl kleiner und
1-4 lerer Bauernwirtschaften . . . muß
der übermächtigen Konkurrenz der
Großunternehmen weichen", so heißt
es in der Analyse der gesellschaftlichen
gesellschaftlichen Verhältnisse in der Bundesrepublik

Bundesrepublik in unserem Programmentwurf.
Programmentwurf. Dieser oft als Strukturwandel
bezeichnete Prozeß hat zu tiefgreifenden
tiefgreifenden Veränderungen der sozialen Struktur
Struktur des Dorfes geführt. Gegenwärtig
existieren noch rund 1,4 Millionen
Betriebe. 535 000 Bauern haben ihre
Betriebe bis zu 20 ha als Folge der
reaktionären CDU/CSU-Politik aufgeben

aufgeben müssen. Zwei Drittel aller noch
existierenden Betriebe, also fast eine
Million Bauern, wirtschaften nur noch

„Probleme des Friedens und des Sozialismus",
Sozialismus", Heft 1/1968, S. 64.

im Zu- oder Nebenerwerb, sind, um es

deutlich zu sagen, zu Halbproletariern
geworden.

Besonders betroffen von diesem
Ruinierungsprozeß sind die Kleinbauern.
Kleinbauern. Immer differenzierter wird
aber auch die sozialökonomische Lage
der Mittelbauern. Ein Teil von ihnen
steigt ab in das Kleinbauerntum, in das
Halb- und Industrieproletariat; die
meisten können noch für eine gewisse
Zeitspanne ihre mittelbäuerliche Existenz
Existenz erhalten, und nur wenigen gelingt
gelingt es, sich zu kapitalistisch wirtschaftenden
wirtschaftenden Großbauern zu entwickeln.
Aber auch innerhalb der Großbauernschaft
Großbauernschaft vollzieht sich ein zunehmender
Differenzierungsprozeß: viele Großbauern
Großbauern verlieren teilweise ihren Charakter
Charakter als kapitalistische Unternehmer;
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sie werden immer mehr von den großen
großen kapitalistischen Agrarmonopolen
bedrängt. So sind — wenn auch mit
Unterschieden — mehr oder weniger
alle Bauern von dieser Entwicklung
betroffen.

Wenn es im Programmentwurf weiter
weiter heißt: „Zehntausende formell selbständige
selbständige Unternehmen sind als Zulieferer

Zulieferer oder Verkaufsagenturen völlig
von den Konzernen abhängig", so trifft
das auch für die formell selbständigen
Bauern zu. Mit der „vertikalen Integration",

Integration", der sogenannten Vertragslandwirtschaft,
Vertragslandwirtschaft, sollen die Bauern noch
fester ökonomisch und politisch an das
Monopolkapital gebunden werden.
Bereits gegenwärtig werden im Rahmen
Rahmen der ,vertikalen Integration" erfaßt

erfaßt bei

Zuckerrüben 100 0/0
Zuchtgeflügel 100 "10

Broilermast 72 0/0

Eiern 50 0/0
Mastschweinen 30 0/0
Ferkeln 35 0/0
Obst und Gemüse 70 0/0

So ändert sich der „Sozialstatus" des
Bauern immer mehr. Nur mit teilweise
eigenen Produktionsmitteln arbeitend
— die anderen liefern und kreditieren
die Verarbeitungs- und Handelskonzerne
Handelskonzerne — wird er zum De-facto-Lohnarbeiter
De-facto-Lohnarbeiter des Großkapitals. Selbst die

evangelische Kirche kam in einer 1965
erschienenen Broschüre „Der bäuerliche
bäuerliche Familienbetrieb — ein überholtes
Leitbild" zu der Feststellung, daß dieses
dieses Vertragssystem ein Ausmaß erreicht,

erreicht, bei dem „es in der Tat in vielen
Fällen berechtigt wäre, von

Bauern. weisungsgebundenen Bewirtschaftern
Bewirtschaftern und landwirtschaftlichen
Heimarbeitern zu sprechen". Es sind

Hunderttausende

also nicht nur Marxisten, die die neuen

nicht zu leugnenden Entwicklungstendenzen
Entwicklungstendenzen feststellen.

Mit der antinationalen EWG-Politik
wurden die berechtigten Interessen der
Bauern den supranationalen Interessen
der Monopole, den Verwertungsinteressen
Verwertungsinteressen des Kapitals, geopfert. Die vorfristige

vorfristige Einbeziehung der Landwirtschaft
Landwirtschaft in den „Gemeinsamen Agrarmarkt"
Agrarmarkt" war eine „rein politische Entscheidung",
Entscheidung", wie erst kürzlich der neue

Staatssekretär im Bundesernährungsministerium
Bundesernährungsministerium Neef feststellte. Zu den
Auswirkungen sagte Landwirtschaftsminister
Landwirtschaftsminister Höcherl bereits am 15. 3. 67:

„Im Gegensatz zu wichtigen Partnerländern
Partnerländern muß die deutsche Landwirtschaft
Landwirtschaft aber heute wegen der Agrarpreisharmonisierung
Agrarpreisharmonisierung zum Teil erhebliche
erhebliche Preissenkungen hinnehmen, während
während sich die Preise für gewerbliche
Betriebsmittel . . . im freien Spiel der
Kräfte auf ein nicht voraussehbares
und nicht vorausberechenbares Niveau
harmonisieren werden."

Durch die Getreidepreissenkung am

1. Juli 1967 sinkt zum Beispiel das gesamte
gesamte Agrarpreisniveau um 6-7 Prozent,

Prozent, d. h., jährlich gibt es 1,2 bis 1,5
Milliarden DM Einnahmenausfall. So
sind denn auch die Schulden der Bauern
Bauern auf über 22 Milliarden DM gestiegen,
gestiegen, für die jährlich nahezu 1,5 Milliarden
Milliarden DM an Zinsen, das sind mehr
als die gesamte Kartoffelernte einbringt,
einbringt, zu zahlen sind. Dazu kommen
kommen bankmäßig nicht ausgewiesene
„Schwimmschulden" von 2,5 Milliarden
Milliarden DM.

Weitere Einkommensverluste drohen
mit den Marktordnungen für Milch,
Rindfleisch, Obst und Gemüse. Die
Preise für die Verbraucher aber sind
laufend gestiegen.

Bauern protestierten
T n den vergangenen Monaten demon'
demon' strierten Hunderttausende Bauern

gegen diese verfehlte Agrar- und Wirtschaftspolitik
Wirtschaftspolitik der Bonner Regierung.
Waren die Forderungen der Bauern in
den vergangenen Jahren vorwiegend
ökonomischer Art, so werden in zunehmendem

zunehmendem Maße auch gesellschaftliche
gesellschaftliche Forderungen sichtbar, wenn sie
sich auch oft noch nur gegen Personen
richten wie mit den Losungen: „Höcherl,
„Höcherl, Schiller, Strauß — machen dem

26

Bauern den Garaus" oder „Höcherl,
Schiller — Bauernkiller" und andere.
Losungen wie „Brot statt Bomben nach
Vietnam" oder „Bauer, pflanz' Kanon,
dann geht's Dir gut wie Schlotbaron"
zeigen, daß viele auch die Ursachen
ihrer Misere in der Bonner Rüstungsund
Rüstungsund Revanchepolitik erkennen. In den
Hunderttausenden protestierender und
unzufriedener Bauern zeigen sich Potenzen,
Potenzen, auf die sich die Arbeiterklasse,
alle Kräfte der außerparlamentarischen



Opposition stützen müssen, ganz abgesehen
abgesehen davon, daß die Bauern der
Arbeiterklasse aufgrund ihrer sozialökonomischen
sozialökonomischen Lage am nächsten
stehen. Karl Marx lehrt uns, daß die
Ausbeutung der Bauern von der Ausbeutung
Ausbeutung „des industriellen Proletariats

sich nur durch die Form unterscheidet.
Der Exploiteur (Ausbeuter — d. V.) ist

derselbe: das Kapital". Und welter:

„Der Eigentumstitel der Bauern ist der
Talisman, womit das Kapital ihn bisher
bannte, der Vorwand, unter dem es ihn

gegen das industrielle Proletariat aufhetzte."
aufhetzte."

Auf die berechtigten Forderungen
und Proteste der Bauern gab die Regierung

Regierung mit dem

Höcherl-Plan die Antwort

NI- ach dem Höcherl-Plan sollen in den arbeitungsnächsten
arbeitungsnächsten Jahren fesseln.

— mindestens 500 000 Beschäftigte aus

der Landwirtschaft ausscheiden und
Hunderttausende von Bauernwirtschaf
Bauernwirtschaf ten verschwinden;

— in Zukunft nur noch entwicklungsfähige
entwicklungsfähige Vollerwerbsbetriebe (sprich:
kapitalistisch wirtschaftende linternehmen)
linternehmen) gefördert werden. Dazu
werden die Bauern nach förderungswürdigen

förderungswürdigen und förderungsunwürdigen
förderungsunwürdigen Betrieben eingeteilt,
besser gesagt, selektiert;

- Kopfprämien für ausscheidende
Landwirte geschaffen werden;

--- ganze Landstriche, wie zum Beispiel
die Rhön, die Eifel, der Hunsrück
u. a. der landwirtschaftlichen Nutzung

Nutzung entzogen werden, damit die
Konzernherren auf Kosten der eigenen
eigenen Landwirtschaft noch mehr Industrieerzeugnisse
Industrieerzeugnisse exportieren und
landwirtschaftliche Produkte importieren

importieren können;

-- wie zu Zeiten des Reichsnährstandes,
Reichsnährstandes, wo vom Anbau über Ernte bis
zum Verkauf alles staatlich dirigiert
wurde, heute eine rechtliche Gesellschaft
Gesellschaft zur land- und ernährungswirtschaftlichen
ernährungswirtschaftlichen Vermarktungsförderung
Vermarktungsförderung die Bauern reglementieren
reglementieren und noch fester an die

und Handelskonzerne

Damit man es sich mit den Bauern
nicht ganz verscherzt, sondern die
Sache — auch in Anbetracht der bevorstehenden
bevorstehenden Wahlen — etwas schmackhaft
schmackhaft macht, werden einige Zusagen
bezüglich der Altersversorgung, Krankenversicherung,
Krankenversicherung, Anpassungshilfe,
Ausbildung, Industrieansiedlung u. a.

gemacht. Das kann jedoch nichts daran
lindern, daß in den nächsten Jahren
den schon 535 000 proletarisierten Bauern
Bauern mindestens die gleiche Anzahl
folgen soll.

So bestätigt sich auch für die Bauern
die Feststellung in unserem Programmentwurf:

Programmentwurf: „Das in unserem Land
herrschende Gesellschafts- und Wirtschaftssystem,
Wirtschaftssystem, der staatsmonopolistische
staatsmonopolistische Kapitalismus, hat sich als unfähig
erwiesen, dem arbeitenden Volk dauerhafte
dauerhafte soziale Sicherheit und das elementare
elementare Menschenrecht auf Arbeit zu

gewährleisten."
Die Bauernschaft ist jedoch aufgrund

aufgrund ihrer Isoliertheit und Zersplitterung
Zersplitterung allein nicht in der Lage, eine
Veränderung der bestehenden Verhältnisse,
Verhältnisse, letztlich ihre Befreiung, zu

erreichen. Sie bedarf der Unterstützung
der Arbeiterklasse, ihres natürlichen
Verbündeten. Es ist für jeden Kommunisten
Kommunisten deshalb wichtig, sich noch einmal
einmal zu vergegenwärtigen,

was Marx und Engels uns lehren.

ereits in seinen ersten Veröffentlichungen
Veröffentlichungen in der „Neuen Rheinischen

Rheinischen Zeitung" beschäftigt sich Marx
1842 mit der Lage der Moselbauern
und Winzer. 1848 brandmarkten Marx
und Engels den Verrat der Bourgeoisie
an den Bauern, traten für die Bauern
ein und wiesen auf das notwendige
Bündnis von Arbeitern und Bauern

hin. Scharf wandten sie sich gegen
bauernfeindliche Auffassungen in der

Arbeiterklasse, wie die von Lassalle
vertretene These, daß die Bauernschaft
zusammen mit anderen nichtproletarischen
nichtproletarischen Schichten „eine einheitliche,
reaktionäre Masse" bilden würden, so

daß ein Bündnis der Arbeiterklasse
mit der Bauernschaft unmöglich sei.

In seiner 1894 verfaßten Arbeit „Die
Bauernfrage inFrankreich und Deutschland"
Deutschland" entwickelte Engels die Bündnispolitik
Bündnispolitik weiter, deren nachfolgende
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Grundgedanken nach wie vor Gültigkeit
Gültigkeit haben:

O Die „Bauernschaft ist ein sehr
wesentlicher Faktor der Bevölkerung,

Bevölkerung, der Produktion und der politischen
politischen Macht".

Ohne ihre Unterstützung kann die
Arbeiterklasse ihre historische Aufgabe

Aufgabe nicht erfüllen. Deshalb darf sich
die Partei der Arbeiterklasse nicht nur

um die Bauern kümmern, wenn es gilt,
sich bei Wahlen ihrer Stimmen zu versichern.

versichern. Vielmehr ist es notwendig und
aufgrund ihrer sozialen Stel lung sowie
der Rolle der Bauern im volkswirtschaftlichen
volkswirtschaftlichen ReproduktionsprozeI3 such
möglich, ein Bündnis zwischen der
Arbeiterklasse und der Bauernschaft
herzustellen. In diesem Sinne muß die
Arbeiterklasse von der Stadt aufs Land

gehen und auch dort eine Macht
werden.

w
Im Interesse der Verwirklichung
des Bündnisses zwischen der Arbeiterklasse

Arbeiterklasse und der Bauernschaft muß
sich die Arbeiterklasse für Maßnahmen
einsetzen, die den Bauern auch unter
den Bedingungen der kapitalistischen
Gesellschaftsordnung die Lage erleichtern
erleichtern und dem Absturz großer Teile der
Bauernschaft ins Proletariat entgegenwirken.
entgegenwirken. Wenn die Arbeiterklasse in
diesem Sinne die Forderungen der
Bauern zur Verbesserung ihrer Lebenslage

Lebenslage unter den Bedingungen des
Kapitalismus unterstützt, wird es ihr
auch möglich sein, den Bauern klarzumachen,
klarzumachen, daß sich ihre Interessen nur

im Kampf gegen die im Kapitalismus
herrschende Klasse durchsetzen lassen.

Gleichzeitig werden damit auch Voraussetzungen
Voraussetzungen geschaffen, um die Bauern
Bauern für weitergehende Forderungen zu

gewinnen.

ci Die Arbeiterklasse darf sich jedoch
nicht prinzipienlos gegenüber der

Bauernschaft verhalten, indem sie unerfüllbare

unerfüllbare Versprechungen abgibt und
damit bei den Bauern Illusionen fiber
die Möglichkeiten ihre Existenzsicherung
Existenzsicherung unter den Bedingungen der kapitalistischen

kapitalistischen Gesellschaftsordnung
weckt.

Die Arbeiterklasse muß in ihrer
Bündnispolitik davon ausgehen, daß
die selbständige Existenz der landwirtschaftlichen
landwirtschaftlichen Kleinbetriebe infolge des
objektiven Wirkens der Gesetze des
Kapitalismus auf die Dauer nicht erhalten

erhalten werden kann. In diesem Zusammenhang
Zusammenhang verweist Friedrich Engels
auch darauf, daß die Entwicklung der
landwirtschaftlichen Produktivkräfte
— unabhängig vom Charakter der
betreffenden Gesellschaftsordnung -gesetzmäßig

-gesetzmäßig zum landwirtschaftlichen
Großbetrieb führt, der dem Kleinbetrieb
Kleinbetrieb allseitig überlegen ist.

O Ausgehend von dieser Grundposition

Grundposition ist es vor allem notwendig,
die Bauern auf die Bedeutung eines
Zusammenschlusses in Genossenschaften
Genossenschaften hinzuweisen. Die Arbeiterklasse
kann den „Haus- und Feldbesitz" der
Bauern „nur erhalten . . . durch Verwandlung
Verwandlung in genossenschaftlichen Besitz
Besitz und Betrieb".

Wir haben den Lehren von Marx
und Engels

im Programmentwurf Rechnung getragen

A Is Kommunisten sind wir für eine
Agrarpolitik, die den Bauern eine

sichere Existenz und bessere Einkommen
Einkommen gewährleistet. Deshalb unterstützen
unterstützen wir vorbehaltlos die berechtigten
berechtigten Forderungen der Bauern nach

- garantierten und auskömmlichen
Erzeugerpreisen auf Kosten der
überhöhten Gewinne der Großhandelskonzerne;
Großhandelskonzerne;

— Senkung der Betriebsmittelpreise
auf Kosten der Rationalisierungsgewinne
Rationalisierungsgewinne der Monopole;

— billigen Krediten, ermäßigten Steuern
Steuern und staatlichen Beihilfen.
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„Je größer die Anzahl der Bauern
ist", schreibt Engels „denen wir den
wirklichen Absturz ins Proletariat ersparen,

ersparen, die wir schon als Bauern für
uns gewinnen können, desto rascher
und leichter vollzieht sich die gesellschaftliche
gesellschaftliche Umgestaltung. Es kann uns

nicht dienen, wenn wir mit dieser Umgestaltung

Umgestaltung warten müßten, bis die
kapitalistische Produktion sich überall
bis auf ihre letzten Konsequenzen entwickelt
entwickelt hat, bis auch der letzte Kleinhandwerker
Kleinhandwerker und der letzte Kleinbauer
dem kapitalistischen Großbetrieb zum

Opfer gefallen sind. Die materiellen
Opfer, die in diesem Sinn im Interesse
der Bauern aus öffentlichen Mitteln



zu bringen sind, können vom Standpunkt
Standpunkt der kapitalistischen Ökonomie
aus nur als weggeworfenes Geld erscheinen,

erscheinen, aber sie sind trotzdem eine
vortreffliche Anlage, denn sie ersparen
vielleicht den zehnfachen Betrag bei
den Kosten der gesellschaftlichen Reorganisation

Reorganisation überhaupt. In diesem Sinn
können wir also sehr liberal mit den
Bauern verfahren."

Auch für die Steigerung der Bodenfruchtbarkeit
Bodenfruchtbarkeit und der Produktion ist
noch ein weites Feld. Solange die Versorgung
Versorgung der Bevölkerung aus der
Eigenproduktion der Landwirtschaft
(ohne die Veredelung durch den Zukauf
Zukauf importierter Futtermittel) nur

etwa 60 Prozent beträgt und in der
Welt Millionen von Menschen Hunger
leiden, gibt es keinen Grund, die landwirtschaftliche
landwirtschaftliche Produktion zu drosseln.
Das besagt noch lange nicht, daß wir
nicht für eine sinnvolle Ergänzung der
Eigenproduktion durch den Import
landwirtschaftlicher Produkte sind, um

das Angebot für den Verbraucher zu

bereichern.

Wir können aber, lehrt Engels, „nicht
nur der Partei, sondern auch den Kleinbauern
Kleinbauern selbst keinen schlimmeren
Dienst erweisen, als durch Zusagen,
die auch nur den Schein erwecken, wir
beabsichtigen die dauernde Erhaltung
des Parzelleneigentums. Das hieße den
Bauern direkt den Weg zu ihrer Befreiung
Befreiung versperren". Außerdem drängt
die Entwicklung von Wissenschaft und
Technik nach einer Produktion in größeren
größeren Einheiten.

Die Bauern wollen einen Weg, der
ihren Interessen entspricht. Deshalb
haben viele sich schon heute für den

gemeinschaftlichen oder genossenschaftlichen
genossenschaftlichen Weg entschieden, nicht nur

in der Bundesrepublik, wo über 30 000
Gemeinschaften und Genossenschaften
existieren, sondern auch in anderen
westeuropäischenLändern. Viele haben
auch erkannt, daß es eine Möglichkeit

sein kann, sich des Drucks des Monopolkapitals

Monopolkapitals besser zu erwehren.

„Wir unterstützen", heißt es deshalb
in unserem Programmentwurf, „die
Bestrebungen der Bauern, sich zur

Abwehr des Drucks der Großbanken
und der Großindustrie, zur Modernisierung
Modernisierung ihrer Wirtschaften und zum

verbesserten Absatz in bäuerlichen
Gemeinschaften unter demokratischer
Selbstverwaltung zusammenzuschließen.
zusammenzuschließen. Diesen Gemeinschaften sollte der
Staat wirksame Hilfe geben."

Dennoch müssen wir erkennen, daß
der genossenschaftliche Betrieb unter
kapitalistischen Verhältnissen von all
den Mängeln und Schwächen beeinflußt
beeinflußt wird, die der kapitalistischen Gesellschaft
Gesellschaft eigen sind, Lenin sagte, daß
diejenigen die Bauern betrügen, die
bei den Bauern falsche Illusionen über
die Genossenschaften im Kapitalismus
erwecken. Ja, das spätkapitalistische
System fördert heute selbst Gemeinschaften,
Gemeinschaften, um über den Umweg der Vertragslandwirtschaft
Vertragslandwirtschaft auf raffinierte und
versteckte Art das Bauernlegen zu

forcieren. Damit wird auch Marx' Feststellung
Feststellung bestätigt, daß die Ruinierung
der Bauern ein langwieriger Prozeß ist,
der sich teilweise verschleiert und unter
der Oberfläche verdeckt vollzieht. Das
Genossenschaftssystem an sich ist nicht
imstande, die kapitalistische Gesellschaft
Gesellschaft umzugestalten. Dazu bedarf es,

wie im Programmentwurf nachgewiesen,
nachgewiesen, der Zurückdrängung der Macht
der Monopole. Im Endeffekt kann der
Kapitalismus die Agrarfrage überhaupt
nicht lösen. „Nur der Fall des Kapitals",
Kapitals", sagt Marx, „kann die Bauern
steigend machen, nur eine antikapitalistische,
antikapitalistische, eine proletarische Regierung
kann sein ökonomisches Elend, seine

gesellschaftliche Degradation brechen",
kann ihm die Gleichberechtigung in der
Gesellschaft bringen, um die der Bauer
ringt. Der beste Beweis dafür ist die
erfolgreiche Entwicklung der Landwirtschaft
Landwirtschaft und ihrer Menschen in der
Deutschen Demokratischen Republik.

Hört den deutschen Freiheitssender 904
Jeden Abend um 19.00 Uhr, 21.00 Uhr. 22.30 Uhr
Jeden Morgen um 4.30 Uhl., 5.00 Uhr. 5.30 Uhr

• Hört die Welle des Deutschen Freiheitssenders 904 = 331,9 ml •
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Jetzt in den Grundorganisationen

den Programmentwurf verstärkt diskutieren!
Von MAXIMILIAN

Tm Mittelpunkt der Beratungen der
12. Tagung des Zentralkomitees stand

die für alle demokratischen Kräfte bedeutsame
bedeutsame Frage, wie es in Westdeutschland
Westdeutschland nach der Annahme der verfassungsändernden
verfassungsändernden Notstandsgesetze weitergehen
weitergehen soll. Die Ereignisse der letzten
letzten Monate --- so konnte die Tagung
feststellen — haben vollauf die Richtigkeit
Richtigkeit der politischen Analyse der
Lage und Entwicklung der Bundesrepublik,

Bundesrepublik, wie sie im Programmentwurf
unserer Partei dargelegt wurde, bestätigt.
bestätigt.

Eine neue, ernste Lage ist mit der
Annahme der Notstandsgesetze

Einige Lehren au

D ie Diskussion über den Programmentwurf
Programmentwurf in der Partei und in der

Öffentlichkeit hat mit dem Tag seiner
Veröffentlichung begonnen. In den
vergangenen 6 Monaten haben die
Leitungen, der aktive Kern und viele
Grundorganisationen der Partei sich
die Grundgedanken des Programmentwurfes
Programmentwurfes zu eigen gemacht und eine hervorragende
hervorragende massenpolitische Arbeit
bei der Vorbereitung und Durchführung

Durchführung des diesjährigen Ostermarsches
und des Kampfes gegen die Notstandsgesetze

Notstandsgesetze geleistet. Die Ideen und Probleme
Probleme des Programmentwurfes wurden
dank ihrer Tätigkeit Arbeitern, Studenten
Studenten und anderen werktätigen Menschen
Menschen erläutert und in vielfältigen
Formen praktisch wirksam. Das öffentliche
öffentliche Auftreten unserer Genossen in
diesen Aktionen und Bewegungen war

Gradmesser für das richtige Verständnis
Verständnis der Strategie und Taktik der Partei.
Partei. In manchen Fallen zeigte sich aber
auch — besonders in den Grundorganisationen
Grundorganisationen — nur eine oberflächliche
Kenntnis der im Programmentwurf
dargelegten Politik der Partei.

Die Diskussion des Programmentwurfes
Programmentwurfes in den Betriebs- und

Die organisierende Rolle

A ngesichts der Lage und Entwicklung
-k in der Bundesrepublik, der sich

verschärfenden Widersprüche und
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standen, die die Bewegung für demokratische
demokratische Veränderungen vor neue,

höhere Aufgaben sieht. Den Ernst der
Lage erfordert, daß die Leitungen der
Parteiorganisationen durch die Einbeziehung
Einbeziehung der gesamten Parteimitgliedschaft
Parteimitgliedschaft in die Diskussion des Programmentwurfs

Programmentwurfs Voraussetzungen dafür
schaffen, daß alle Grundorganisationen
und Parteigruppen befähigt werden,
sich an den aktuellen Bewegungen
offensiv zu beteiligen und in der Weiterführung
Weiterführung des Kampfes gegen die
Anwendung der Notstandsgesetze
durch die Bonner Regierung klärend,

organisierend und als einende Kraft
auftreten können.

s der Diskussion

gebietsgruppen und vor allem in
Grundorganisationen der Wirkungsstätten
Wirkungsstätten verläuft gegenwärtig noch nicht
so, wie es notwendig und richtig wäre.
Die in dem Dokument dargelegte Generallinie,
Generallinie, die Strategie und Taktik der
Partei für den Kampf um die Erhaltung
Erhaltung des Friedens, für die demokratischen
demokratischen Forderungen des Volkes, für
sozialen und politischen Fortschritt,
wurde der Partei zur Diskussion unterbreitet
unterbreitet mit dem Ziel, die Mitgliedschaft
politisch-ideologisch und organisatorisch
organisatorisch zu festigen, sie zu befähigen, die
vor ihr stehenden ständig wachsenden
Aufgaben besser lösen zu können. Die
ideologische Arbeit der Partei in der
Öffentlichkeit gewinnt an Bedeutung

angesichts der wachsenden Auseinandersetzung
Auseinandersetzung mit der Bonner Politik
und dem zunehmenden Interesse breiterer
breiterer Schichten der Bevölkerung am

Marxismus. Im Kampf gegen die Notstandsgesetze
Notstandsgesetze und für die Erhaltung
und Erweiterung der demokratischen
Rechte haben sich politische und ideologische
ideologische Voraussetzungen für ein

dauerhaftes Bündnis zwischen den

verschiedenen Kräften des Volkes entwickelt.

entwickelt.

der Parteiorganisationen

Gegensätze wächst die Rolle der marxistischen

marxistischen Partei. Aber ihre Rolle verwirklicht

verwirklicht sich nicht spontan; sie hängt



ab von der Tätigkeit aller Parteiorgane,
aller Grundorganisationen und aller
Mitglieder.

Die Rolle der Partei in den politischen,
politischen, sozialen und ökonomischen
Kämpfen ist umso größer, je aktiver
unsere Grundorganisationen in den
Betrieben, Wohngebieten und sonstigen
Wirkungsstätten die Politik der Partei
aktiv vertreten. Daraus kann nur geschlußfolgert
geschlußfolgert werden, die Diskussion
über den Programmentwurf noch intensiver
intensiver in den Grundorganisationen
zu führen.

Der Parteitag 1963 erklärte, daß die
Partei so stark ist, wie die Grundorganisationen
Grundorganisationen wirksam sind und ihren
Masseneinfluß erhöhen. Warum ist das
richtig?

— Die Grundorganisationen und Parteigruppen
Parteigruppen sind als kleinstes Kollektiv
Kollektiv der Partei am engsten und
unmittelbarsten mit der Arbeiterklasse
Arbeiterklasse und den anderen werktätigen
werktätigen Menschen verbunden.

— In den Grundeinheiten durchlauft
jeder Kommunist die Schule der
Erziehung zum aktiven politischen
Kämpfer für die Sache der Partei.

— liber die Diskussion des Programmentwurfes
Programmentwurfes werden die Mitglieder
der Grundeinheiten in ihren Kollektiven
Kollektiven politisch-ideologisch gefestigt,
gefestigt, wird das einheitliche Wollen
und Handeln der gesamten Partei
organisiert.

Unsere organisationspolitische Arbeit
Arbeit muß also stets auf das Ziel gerichtet
gerichtet sein, den Grundorganisationen den
ihnen zukommenden Platz in der Partei
Partei zu sichern. Der gegenwärtige Stand
der Diskussion des Programmentwurfes
Programmentwurfes zeigt, daß die Tätigkeit unserer

leitenden Organe und ihr Arbeitsstil
noch nicht genügend auf dieses Ziel
orientiert sind, es ihnen noch nicht
gelingt, „die Grundorganisationen so

zu aktivieren, daß sie als Organisationseinheiten
Organisationseinheiten mobilisierend in den

Bewegungen tätig sind."

Wie diskutieren die Grundorganisationen?

Wie ist der Stand und welche Erv
Erv v fahrungen gibt es gegenwärtig bei

der Diskussion des Programmentwurfes
Programmentwurfes in den Grundorganisationen?

Man kann feststellen, daß der überwiegende
überwiegende Teil der Grundorganisationen
Grundorganisationen die Diskussion begonnen, aber
nur ein verhältnismäßig kleiner Teil
die Diskussion beendet hat. Bisher
wurde von den meisten Grundeinheiten
Grundeinheiten nur der erste bzw. zweite Teil
des Programmentwurfes diskutiert.
Es sind daher noch große Anstrengungen

Anstrengungen notwendig, wenn wir die innerparteiliche

innerparteiliche Diskussion über den Entwurf
Entwurf im September beenden wollen.

Die bisherige Diskussion zeigt, daß
es über eine Reihe wichtiger ideologischer
ideologischer Fragen an der Basis der Partei
noch Unklarheiten gibt. Es ist positiv,
daß das Interesse unserer Mitglieder
an der gründlichen Klärung solcher
Fragen wie: was verstehen wir unter
staatsmonopolistischen Kapitalismus;
worin besteht die Rolle der Arbeiterklasse;
Arbeiterklasse; welcher Zusammenhang besteht
zwischen der demokratischen und sozialistischen

sozialistischen Zielsetzung der Partei —

gewachsen ist.

Genosse Max Reimann hat in seinem
Referat auf der 12. Tagung des ZK
diese Probleme behandelt. Sie wurden
in einem besonderen Abschnitt der
Juli-Ausgabe des „Freien Volk" und in
einer Sondernummer von „Wissen und
Tat" veröffentlicht.

Man muß mit Nachdruck darauf hinweisen,
hinweisen, daß es notwendig ist, alle Genossen
Genossen in den Grundorganisationen zu

veranlassen, die Ausführungen des
Genossen Max Reimann auf dem 12.
Plenum des ZK aufmerksam zu lesen
und als Grundlage zu benutzen für die
Weiterführung der Diskussion über
den Programmentwurf.

Viele leitende Organe der Partei sind
sich darüber im klaren, daß es in ihrem
Bereich noch zahlreiche Parteieinheiten
gibt, die nicht in der Lage sind, selbständig
selbständig die Diskussion über den Programmentwurf

Programmentwurf zu führen. Es fehlen
ihnen oft qualifizierte Kräfte dafür
und sie sind zum Teil der gründlichen
Diskussion ideologischer Probleme, die
durch den Programmentwurf aufgeworfen
aufgeworfen werden, entwöhnt. Viele Aussprachen

Aussprachen mit Genossen aus Grundorganisationen
Grundorganisationen bestätigen, daß darin
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eine der Hauptschwierigkeiten für
die volle Entfaltung der Diskussion
liegt. Zweifellos ist das Interesse unserer

unserer Mitglieder, sich mit dem Programmentwurf

Programmentwurf zu beschäftigen gewachsen,
gewachsen, aber seitens unserer Leitungen

Leitungen muß den Grundorganisationen

größere Hilfe gegeben werden.

Für die nächste Zeit kommt es darauf
darauf an, alle qualifizierten Kräfte der
Partei auf die Arbeit in den Grundorganisationen

Grundorganisationen zu konzentrieren und

diesen bei der gründlichen Diskussion
des Programmentwurfs zu helfen.
Damit sichern die Leitungen das den

Mitgliedern laut Statut zustehende

Diskussion mutt Anleit

Die gründliche Diskussion der Probleme
Probleme des Programmentwurfes,

des Referates des Genossen Max Heimann
Heimann auf der 12. Tagung des Zentralkomitees
Zentralkomitees und des Aufrufes des ZK
„An alle Mitbürger" in den Grundorganisationen
Grundorganisationen ist natürlich nicht
Selbstzweck. Wir sind für die Einheit
von Theorie und Praxis, für die Einheit
von Wollen und Handeln. Das trifft
nicht nur zu für den aktiven Kern der
Partei, sondern für alle Mitglieder in
den Grundorganisationen. Und gerade
hier liegt gegenwärtig noch eine weitere
weitere Schwierigkeit.

Zahlreiche Aussprachen mit Genossen
Genossen aus Grundorganisationen ergaben,
daß der Wille, sich praktisch im Sinne
der Politik und der Beschlüsse der
Partei zu betätigen, gewachsen ist. Es

gibt auch zahlreiche Beispiele dafür,
daß die Aktivität unserer Mitglieder
seit Beginn dieses Jahres einen größeren
größeren Aufschwung nahm. Das bezieht
sich nicht nur auf die aktivere und
zahlenmäßig stärkere Beteiligung an

der Ostermarschbewegung, an den
Aktionen gegen die Notstandsgesetze
und dem Kampf der Partei für die

Wiederherstellung ihrer Legalität,

sondern auch auf die selbständige Tätigkeit
Tätigkeit als Grundorganisation. So haben
beispielsweise die Mitglieder einer Betriebsgruppe

Betriebsgruppe eines Großbetriebes mit

8 Kollegen ihres Betriebes eine Diskussion

Diskussion über den Programmentwurf in

einer Gastwirtschaft durchgeführt.
Unter diesen 8 Kollegen waren ein
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Recht, an der Ausarbeitung der Politik
der Partei teilzunehmen.

Wir sind nicht den Worten nach —

wie andere Parteien in Westdeutschland
Westdeutschland — sondern in der Tat unseren

Zielen und innerparteilichern Leben
entsprechend eine wahrhaft demokratische
demokratische Partei. Dazu gehört auch, daß

jede Grundorganisation nicht nur diskutiert,
diskutiert, sondern auch ihre Meinungen
und Vorschläge zum Programmentwurf
dem Zentralkomitee übermittelt. Wenn
wir die Diskussion über den Programmentwurf

Programmentwurf beendet haben, darf es

keine Grundorganisation mehr geben,
die nicht zum Entwurf Stellung genommen
genommen und ihre Meinung gesagt bzw.
Vorschläge dazu gemacht hat.

ung zum Handeln sein

Betriebsratsmitglied und 2 Vertrauensleute.
Vertrauensleute. Auf Wunsch der Kollegen, die

großes Interesse zeigten, sich mit der
Politik unserer Partei zu beschäftigen,
finden jetzt solche Zusammenkünfte

regelmäßig alle 14 Tage statt. Die Mitglieder

Mitglieder der Gruppe sind überzeugt,
daß sie aus diesem Kreis der Teilnehmer
Teilnehmer 3 Kollegen als Mitglieder für
die Partei gewinnen können.

Eine Grundorganisation in einer

größeren Kreisstadt beschloß nach
zweimaliger Diskussion über den Programmentwurf,

Programmentwurf, unser Dokument einigen

einigen Nachbarn zu übergeben und sie zu

einer Stubenversammlung einzuladen.
Sie hatten dabei einen guten Erfolg,
verbesserten ihre nachbarlichen Beziehungen

Beziehungen und erreichten die Teilnahme
Teilnahme von 10 Sympathisierenden an

der Stubenversammlung. Auch hier
faßten die Mitglieder der Grundorganisation
Grundorganisation nach einer Beratung über die

gemachten Erfahrungen den Beschluß.
auch weiterhin solche Zusammenkünfte

Zusammenkünfte durchzuführen. Aber zumeist
ist es dennoch so, daß unsere Mitglieder
Mitglieder in den Grundorganisationen nicht
recht wissen, was sie mit ihren Kräften
und Fähigkeiten im Betrieb und Wohngebiet

Wohngebiet tun können, wie sie durch lebendige
lebendige Kleinarbeit agitatorisch, propagandistisch
propagandistisch und organisatorisch mitwirken
mitwirken können an der praktischen
Durchsetzung der Politik der Partei in

der Massenarbeit. Diese Schwierigkeit
kann nur überwunden werden, wenn

unsere leitenden Organe den Grundorganisationen

Grundorganisationen auch im Hinblick auf



ihre praktisch-politische Tätigkeit
mehrAufmerksamkeit widmen.

Es spricht nicht für den Arbeitsstil
unserer Leitungen, wenn sie sich bei
der Lösung der vor uns stehenden politischen
politischen Aufgaben vorwiegend auf den
aktiven Kern der Partei stützen und
diesen überlasten. Der aktive Kern der
Partei, der sich stets aus qualifizierten
Mitgliedern zusammensetzt, hat zu

allen Zeiten und in allen kommunistischen
kommunistischen Parteien eine wichtige parteierzieherische
parteierzieherische Aufgabe zu leisten, die
zum Ziel hat, das politisch-ideologische
Niveau der Arbeit aller in den Grundorganisationen
Grundorganisationen erfaßten Mitglieder zu

erhöhen. Was liegt näher, als gerade
heute, da wir die Diskussion über den
Programmentwurf intensiver in den
Grundorganisationen führen wollen,
diesen aktiven Kern der Partei, alle
Mitglieder von Leitungen, alle Mitarbeiter
Mitarbeiter von Kommissionen zu veranlassen,

veranlassen, starker in den Grundorganisationen
Grundorganisationen zu wirken?

Unsere leitenden Organe sollten den
Einsatz sorgfältig planen, Seminare
mit den Genossen durchführen und
festlegen, wer von ihnen in welcher
Grundorganisation verantwortlich ist
für die Organisierung und Weiterführung
Weiterführung der Programmdiskussion in und
außerhalb der Partei.

Es gibt nicht nur Möglichkeiten der
Massenarbeit für den aktiven Kern
der Partei, sondern auch die vielfältigsten
vielfältigsten Möglichkeiten der Kleinarbeit für
unsere Mitglieder in den Grundeinheiten,
Grundeinheiten, auf die man sie konkret orientieren
orientieren muß.

Genosse Max Reimann stellte in
seinem Referat auf der 12. Tagung fest,
daß die ideologische Arbeit der Partei
in der Öffentlichkeit an Bedeutung
gewinnt und daß die Partei auf diesem
Gebiet größere Anstrengungen unternehmen
unternehmen muß. Ist das nur eine Aufgabe
eines besonders ausgewählten Teilesvon

Mitgliedern unserer Partei? Natürlich
nicht! Auch unsere Mitglieder in den
Grundorganisationen können durch
den Vertrieb fortschrittlicher Organe
und Zeitungen dabei helfen. Sie
können sich einen besonderen Kreis
von Abnehmern oder Abonnenten
schaffen, mit denen sie ständige Kontakte

Kontakte halten. Noch ist es bei weitem

nicht iso, daß ein großer Teil Arbeiter,
Funktionäre und Mitglieder der SPD
und der Gewerkschaften in den Besitz
unseres Programmentwurfes gelangten.
gelangten. Daher sollten Voraussetzungen dafür
dafür geschaffen werden, daß ihnen der
Programmentwurf durch Mitglieder
von Grundorganisationen zugestellt
wird. Es ist nicht nur für die Grundorganisationen
Grundorganisationen in Betrieben und Wohngebieten
Wohngebieten wichtig zu wissen, wie ihre
Arbeitskollegen und Nachbarn über die
Politik unserer Partei denken, sondern
auch für unsere Leitungen. Unsere
Mitglieder in den Grundorganisationen
sollten daher mit größerer Sorgfalt
darauf orientiert werden, die Meinungen
Meinungen der Menschen in ihrem Tätigkeitsgebiet

Tätigkeitsgebiet zu erforschen. Diese Meinungen
und Argumente, in denen oft die Sorgen
Sorgen und Nöte der Befragten und ihre
Interessen zum Ausdruck kommen,
müßten dann von den Mitgliedern in
ihren kollektiven Zusammenkünften
beraten werden. Es sollte festgelegt
werden, wie ein breiterer Kreis der
Öffentlichkeit mit der Politik der Partei
Partei bekanntgemacht werden kann. Es
kommt darauf an, daß die übergeordneten
übergeordneten Leitungen solche Möglichkeiten
konkret studieren und entsprechende
Aufgaben stellen.

In den Aktionen und Bewegungen
der vergangenen Monate ist zweifellos
das Ansehen und der Einfluß unserer

Partei gewachsen. Damit sind alle Möglichkeiten
Möglichkeiten für die organisatorische und
zahlenmäßige Stärkung der Partei
gegeben.

Durch eine verbesserte zielbewußte
Arbeit mit sympathisierenden Arbeitern
Arbeitern und vor allem mit der Jugend
sollte die Werbung neuer Mitglieder
den Grundorganisationen als eine vordringliche

vordringliche Aufgabe gestellt werden.
Diese Aufgabe stellte die 12.
Tagung mit folgenden Worten:

„Der 50. Jahrestag der Novemberrevolution
Novemberrevolution und der 50. Jahrestag der
Gründung der KPD müssen für die

gesamte Partei ein Anlaß sein, alles zu

tun, um unsere Partei zu stärken, um

den Einfluß unserer Partei in der

Öffentlichkeit, unter den Massen zu

erhöhen und den Kampf um die legale

Kommunistische Partei in der Bundesrepublik

Bundesrepublik zu verstärken."
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Die deutschen Linken in der Novemberrevolution

und die Gründung der KPD

VON Dr. KLAUS MAMMACH

In der Novemberrevolution, der ersten
1 großen Klassenauseinandersetzung
mit dem Imperialismus, ging es darum,
darum, durch den Kampf der Arbeiterklasse
Arbeiterklasse und der anderen Werktätigen
für Deutschland den Weg zu Frieden,
Demokratie und Sozialismus zu öffnen
und damit den verhängnisvollen
Kreislauf Konjunktur — Krise —

Krieg für immer aus dem Leben des
deutschen Volkes zu verbannen. An

der Spitze des Kampfes aller revolutionären
revolutionären und demokratischen Kräfte
für dieses Ziel standen die deutschen
Linken unter Führung Karl Liebknechts
Liebknechts und Rosa Luxemburgs. Sie
hatten mit dem auf der Reichskonferenz
Reichskonferenz der Spartakusgruppe am 7. Oktober
Oktober 1918 angenommenen Programm')
eine richtige Grundorientierung für
die Lösung der Aufgaben der herannahenden
herannahenden Revolution gegeben: Durch
die Verwirklichung antiimperialistischer,
antiimperialistischer, demokratischer Forderungen,
vor allem durch die Beseitigung der
Macht des Monopolkapitals, mußte
eine antiimperialistisch-demokratische
Ordnung geschaffen werden. Sie war

die Voraussetzung für den Übergang
zur sozialistischen Revolution.

Nachdem die revolutionäre Erhebung
von Millionen deutscher Arbeiter und
anderer Werktätiger im November
1918 den Frieden herbeigeführt, die
Monarchie gestürzt und demokratische
Rechte und Freiheiten erzwungen
hatte, verstärkten sich unter den
Werktätigen Illusionen über die
Machtverhältnisse. Die rechten Führer
der SPD, die jahrzehntelang ihre Fälschungen
Fälschungen der marxistischen Theorie
hinsichtlich der Fragen des Staates
und der Revolution in der Arbeiterklasse
Arbeiterklasse verbreitet hatten, nährten diese
Illusionen und nutzten sie aus. Noch
war die Macht des Imperialismus nicht

i) vgl. Dokumente und Materialien zur

Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung,
Arbeiterbewegung, Reihe II, Bd. 2, Berlin 1957, S. 228 ff.

2) Zit. in: Geschichte der deutschen
Arbeiterbewegung, Bd. 3, Berlin 1966,
S. 509.
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gebrochen. Viele Werktätige aber

glaubten an eine nun beginnende sozialistische

sozialistische Entwicklung und durchschauten
durchschauten die mit „sozialistischen"
Phrasen verbrämte konterrevolutionäre
konterrevolutionäre Politik der rechten sozialdemokratischen
sozialdemokratischen Führer nicht. Diese verbündeten
verbündeten sich mit dem Monopolkapital
und dem Militarismus und suchten die
Machtpositionen des Imperialismus in
Staat und Wirtschaft zu erhalten. Dem
stellte Karl Liebknecht Ende November
November 1918 die Forderung entgegen: „Die
gesamte gesetzgebende, vollziehende,
richterliche Gewalt muß daher ungekürzt

ungekürzt und ausschließlich in den
Händen der städtischen und ländlichen
Arbeiter einschließlich des nur scheinbar
scheinbar selbständigen kleinen Mittelstandes
Mittelstandes und der proletarischen Soldaten
liegen, die allein in direkter Aktion
Macht gegen Macht die Zwingburg des
Kapitals brechen können."2) Die Spartakusgruppe
Spartakusgruppe suchte also in der Arbeiterklasse
Arbeiterklasse über die entscheidende Frage
der Revolution, über die Frage der
Macht, Klarheit zu schaffen.

Die Anhänger der Spartakusgruppe
und anderer linker Gruppen standen
in ganz Deutschland in der ersten

Reihe der revolutionären Kräfte, die
die Angriffe der imperialistischen
Konterrevolution, die sich mit Hilfe
der rechten sozialdemokratischen Führer
Führer rasch organisierte, zurückschlugen
und die Errungenschaften der Revolution
Revolution zu verteidigen und zu festigen
suchten. Der heroische Kampf der
Spartakusgruppe konnte jedoch die
einheitliche, zielklare Führung der
revolutionären Kräfte durch eine selbständige,
selbständige, marxistische Kampfpartei
nicht ersetzen. Immer stärker wuchs
die Erkenntnis, daß es notwendig war,

eine solche Partei zu schaffen.

Ohne eine selbständige, revolutionäre
revolutionäre Kampfpartei, die sich von der
Theorie des wissenschaftlichen Sozialismus
Sozialismus leiten läßt und sie schöpferisch
anzuwenden versteht, kann die Arbeiterklasse
Arbeiterklasse ihre historische Mission, die
Herrschaft des Imperialismus zu



zen und eine antiimperialistisch-demokratische
antiimperialistisch-demokratische und schließlich die sozialistische
sozialistische Ordnung zu errichten, nicht erfüllen.

erfüllen. Bereits Karl Marx und Friedrich
Friedrich Engels begründeten die Notwendigkeit
Notwendigkeit einer derartigen Partei aus der
geschichtlichen Rolle der

II

n le ersten Wochen der
J---• revolution zeigten, wie notwendig
eine solche Partei war. Sie demonstrierten

demonstrierten zugleich sehr nachdrücklich, wie verhängnisvoll

verhängnisvoll die Rolle des Opportunismus
Opportunismus war. Er arbeitete gemeinsam mit
der Konterrevolution gegen die revolutionären

revolutionären Kräfte. Nur mit Hilfe der
rechten sozialdemokratischen Führer
konnte der Imperialismus seine Herrschaft
Herrschaft retten. Die opportunistische
Politik hinderte die Arbeiterklasse
daran, auch nur ihre elementarsten
demokratischen Rechte erfolgreich zu

verteidigen. Um den Opportunismus
zu überwinden und eine selbständige

proletarische Klassenpolitik durchzusetzen
durchzusetzen — das sind Grundvoraussetzungen
Grundvoraussetzungen für den Erfolg des Kampfes
um Demokratie und Sozialismus —,

ist eine revolutionäre Kampfpartei der
Arbeiterklasse erforderlich.

„Das deutsche Proletariat", schrieb
Rosa Luxemburg am 29. November in
der „Roten Fahne", „braucht heute an

seiner Spitze eine sozialistische Partei,
die der großen Stunde gewachsen ist.
Für eine Partei der Halbheit und
Zweideutigkeit ist in der Revolution
kein Platz"4) Das richtete sich gegen
die von zentristischen Führern geleitete
geleitete USPD, der die Spartakusgruppe —

wenngleich bei ideologischer Selbständigkeit
Selbständigkeit — immer noch organisatorisch
angeschlossen war.

') Karl Marx/Friedrichs Engels, Werke,
Bd. 18, S. 149.

') Dokumente und Materialien . .

S. 500.

5) Vgl. Paul Schwenk, Die Gründung
der Kommunistischen Partei Deutschlands,
Deutschlands, Berlin 1960, S. 32 ff.

6) Vgl. Die Gründung der Kommunistischen
Kommunistischen Partei Deutschlands, Berlin 1959,
S. 241f.

') Vgl. Dokumente und Materialien
S. 696 ff.

8) Karl Liebknecht, Ausgewählte Reden,
Reden, Briefe und Aufsätze, Berlin 1952,
S. 524.

klasse: „Damit am Tag der Entscheidung
Entscheidung das Proletariat stark genug ist
zu siegen, ist es nötig daß es eine
besondere Partei bilde, getrennt von

allen andern und ihnen entgegengesetzt,
entgegengesetzt, eine selbstbewußte Klassenpartei."3)
Klassenpartei."3)

Schon hatte jedoch die Spartakusgruppe
Spartakusgruppe — nach Beginn der
1 ion — wichtige Schritte auf dem Weg
auch zum organisatorischen Bruch mit
der zentristischen Abart des Opportunismus
Opportunismus und zur Schaffung einer selbständigen
selbständigen revolutionären Partei
zurückgelegt.3) Seit dem 9. November
erschien die „Rote Fahne" als eigene
Tageszeitung der Spartakusgruppe, die
es ihr ermöglichte, der Arbeiterklasse
ihre Politik zu erläutern und sie zum

Kampf zu organisieren. Am 11. November
November war die Spartakusgruppe in
den Spartakusbund mit einer Zentrale
und verschiedenen Sekretariaten umgewandelt

umgewandelt und mit dem Aufbau lokaler
lokaler Organisationen in verschiedenen
Teilen Deutschlands begonnen worden.6)

worden.6) Am 14. Dezember veröffentlichte
der Spartakusbund sein Programm,7)
das eine marxistische Antwort auf die
Grundfragen der Revolution gab. Es
erwies sich, daß der Spartakusbund
die entscheidende Kraft bei der Herausbildung
Herausbildung einer revolutionären Partei
Partei war.

Nachdem sich am 29. Dezember die
Reichskonferenz des Spartakusbundes
im Preußischen Abgeordnetenhaus in
Berlin für die Trennung von der
USPD und für die Gründung einer
eigenen Partei, der Kommunistischen
Partei Deutschlands, ausgesprochen
hatte, konstituierte sie sich am 30. Dezember
Dezember 1918 als Gründungsparteitag
der KPD. An ihm nahmen auch die
Internationalen Kommunisten Deutschlands,
Deutschlands, wie sich die linksradikalen
Gruppen nach ihrem Zusammenschluß
Mitte Dezember nannten, teil.

In seiner Rede über die Krise der

USPD setzt sich Karl Liebknecht entschieden
entschieden mit der kleinbürgerlichen Politik
Politik der Führung dieser Partei auseinander

auseinander und begründete die Notwendigkeit

Notwendigkeit der Trennung von der USPD
mit der „Treue zur Revolution".8) Es

gelte eine selbständige Partei zu
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fen, „geschlossen und einheitlich im
Geist und Willen, mit klarem Programm,

Programm, Ziele und Mittel zusammengestimmt

zusammengestimmt nach den Interessen der

nie Gründung der KPD krönte den
heroischen Kampf der deutschen

Linken gegen Imperialismus, Militarismus
Militarismus und Krieg, ihren Kampf gegen
den Opportunismus, der die expansive
Kriegspolitik des deutschen Imperialismus
Imperialismus unterstützt hatte und ihm während
während der Novemberrevolution half, die
Grundlagen seiner Macht zu sichern.
Stets kämpfte die KPD für die Einheit
der Arbeiterklasse, die nur auf dem
Boden der Einheit des Kampfes gegen
den Imperialismus möglich ist. Die
Behauptung rechtssozialdemokratischer
rechtssozialdemokratischer Historiker und anderer Ideologen
Ideologen in der Bundesrepublik, die
Gründung der KPD hätte die Arbeiterbewegung
Arbeiterbewegung gespalten und zu deren
Zersplitterung geführt, bedeutet nichts
anderes als den Versuch, die Politik
der opportunistischen Führer der
Sozialdemokratie zu rechtfertigen, die
die Arbeiterklasse durch das Bestreben,
Bestreben, sie den Interessen des Imperialismus
Imperialismus unterzuordnen, gespalten hatten.

Die KPD stellte sich bereits auf
ihrem Gründungsparteitag unverbrüchlich

unverbrüchlich fest an die Seite des ersten
Arbeiter-und-Bauern-Staates der Welt
und seiner Kommunistischen Partei.

Zur Großen Sozialistischen Oktoberrevolution
Oktoberrevolution und zur Verteidigung des

Sowjetstaates bekannte sich Rosa
Luxemburg in ihrer Rede über das
Programm der Partei. In dieser Rede

ging sie vom Kommunistischen Manifest
Manifest Marx' und Engels' aus und setzte

sich mit den revisionistischen Entstellungen
Entstellungen des Marxismus durch die rechten

rechten Führer der SPD auseinander. Der
Opportunismus war es, der die Arbeiterbewegung
Arbeiterbewegung „zu einem Dahinsiechen

,) Ebenda.

19 Bericht über den Gründungsparteitag
Gründungsparteitag der Kommunistischen Partei Deutschlands
Deutschlands (Spartakusbund), Berlin 1919, S. 24.

'') Ebenda, S. 24/25.

Vgl. ebenda, S. 40.

13) Dokumente und Materialien . • .,

S. 700.

14) Rosa Luxemburg, Ausgewählte Reden
Reden und Schriften, Bd. II, Berlin 1955,
S. 644.
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zialistischen Weltrevolution".°) Der
historische Beschluß über die Grandung
Grandung der KPD wurde am Vormittag
des 30. Dezember gefaßt.

im Rahmen und auf dem Boden der
kapitalistischen Gesellschaft verurteilte,

verurteilte, ohne jedes ernste Bestreben, die
Gesellschaft zu erschüttern und aus

den Fugen zu bringen".') Unter begeisterter

begeisterter Zustimmung der Delegierten
rief sie aus: „Nun, Parteigenossen,
heute erleben wir den Moment, wo

wir sagen können: wir sind wieder bei
Marx, unter seinem Banner.") Sie
orientierte darauf, „alle Machtmittel
des Staates, die der Bourgeoisie Stück
um Stack entrissen werden müssen,
den Arbeiter- und Soldatenräten zu

übertragen", und bezeichnete es als
Hauptaufgabe, die Räte als demokratische
demokratische Machtorgane auszubauen.12) In
dem von ihr entworfenen Programm
der KPD hatte sie darauf verwiesen,
daß es notwendig war, entschlossen

gegen die Konterrevolution vorzugehen:

vorzugehen: „All dieser Widerstand muß
Schritt um Schritt mit eiserner Faust
und rücksichtsloser Energie gebrochen
\verden. Der Gewalt der bürgerlichen
Gegenrevolution muß die revolutionäre
revolutionäre Gewalt des Proletariats entgegengestellt

entgegengestellt werden ..."")

Es heißt also die historische Wahrheit
Wahrheit auf den Kopf stellen, wenn bürgerliche

bürgerliche und rechtssozialdemokratische
Historiker und andere Ideologen in
der Bundesrepublik Rosa Luxemburg
zur Vertreterin des demokratischen
Sozialismus opportunistischer Prägung,
als Verfechterin der Gewaltlosigkeit
und des Nurparlamentarismus auszugeben

auszugeben versuchen. „Die ganze Macht in
der Hand der arbeitenden Masse",
hatte sie am 19. Dezember erklärt, „als
revolutionäre Waffe zur Zerschmetterung
Zerschmetterung des Kapitalismus — das allein ist
wahre Gleichberechtigung, das allein
wahre Demokratie!"") Alle Versuche,
den Namen einer der größten proletarischen
proletarischen Revolutionärinnen für eine
Politik der Anpassung an den Imperialismus
Imperialismus zu mißbrauchen und dafür
ihr Lebenswerk zu fälschen, sind zum

Scheitern verurteilt. Die Mitbegründern
Mitbegründern der KPD stand stets auf den Positionen
Positionen des revolutionären Klassenkampfes.

Klassenkampfes.



IV

n as Programm der KPD ging von
lœ" der Erkenntnis aus, daß Deutschland
Deutschland als imperialistischer Staat keine
Perspektive hatte. Der Ausweg aus

der antinationalen Katastrophenpolitik
Katastrophenpolitik des deutschen Imperialismus
konnte nur unter Führung der Arbeiterklasse
Arbeiterklasse freigelegt werden. Dieser Politik
Politik stellte die KPD die nationale Politik
Politik des Kampfes gegen die imperialistische

imperialistische Herrschaft, für eine wahre
demokratische Ordnung, in der die
Werktätigen entscheidenden Einfluß
ausüben, entgegen. Sie entwarf ein
Bild von der Perspektive, von der
humanistischen Gesellschaftsordnung
des Sozialismus. Den von den rechten
Führern der SPD verbreiteten reformistischen,
reformistischen, illusionären Vorstellungen
yen einem „demokratischen Sozialismus"
Sozialismus" setzte die KPD die marxistische
Auffassung vom Sozialismus entgegen,
von einer Ordnung, in der sich die
Produktionsmittel in den Händen des
Volkes befinden und die Ausbeutung
des Menschen durch den Menschen beseitigt
beseitigt wurde. In völligem Gegensatz
zu allen Spielarten des Opportunismus
beantwortete die KPD in ihrem Programm

Programm die Grundfragen des Staates
und der Revolution im Prinzip richtig
und bekannte sich zur Diktatur des
Proletariats.

Die KPD konnte auf ihrem Gründungsparteitag
Gründungsparteitag noch nicht alle Fragen
der Gewinnung der Arbeiterklasse und'
der übrigen Werktätigen beantworten,
wie das die unter dem Einfluß linksradikaler

linksradikaler Kräfte gefaßten Beschlüsse
über die Nichtteilnahme an den Wahlen
Wahlen zur Nationalversammlung und gegen
gegen die Arbeit der Kommunisten in

den Gewerkschaften zeigten. Auch
mußte sich die Erkenntnis, daß die
Diktatur des Proletariats nicht in
einem Sprung zu erreichen war, noch
in der Partei durchsetzen. Doch die
Grundauffassungen des Programms
bewiesen in der neuen Epoche der
Weltgeschichte, in der von der Oktoberrevolution
Oktoberrevolution eingeleiteten Epoche des

Vgl. Max Heimann, 50 Jahre Novemberrevolution
Novemberrevolution — 50 Jahre KPD. In:
Wissen und Tat, 1968, Heft 7/8, S. 6.

weltweiten Übergangs vom Kapitalisder
Kapitalisder Großen Sozialistischen Oktoberrevolution
Oktoberrevolution erstmals in einem hochentwickelten
hochentwickelten imperialistischen Land

geschaffenen Partei war nun eine politische
politische Kraft entstanden, fähig, der
mus zum Sozialismus, ihre Wirksamkeit
Wirksamkeit und Lebenskraft. Sie bewährten
sich in der Klassenauseinandersetzung
zwischen Imperialismus und Sozialismus,
Sozialismus, ihre Anziehungskraft wuchs, weil
sie auf der Kenntnis der Entwicklungsgesetze
Entwicklungsgesetze der Gesellschaft beruhten
und von der historischen Mission der
Arbeiterklasse ausgingen.

Mit der Gründung der KPD wurde
der Grundstein für die marxistischleninistische
marxistischleninistische Partei der deutschen
Arbeiterklasse gelegt. Das war ein
Wendepunkt in der Geschichte
Deutschlands und in der deutschen
Arbeiterbewegung. Mit dieser nach
Arbeiterklasse und dem ganzen Volk
den Weg zur Überwindung des deutschen
deutschen Imperialismus zu weisen und
auf dem Weg zu einem Deutschland,
dessen Größe auf seinen friedlichen
Leistungen auf wirtschaftlichem, sozialem

sozialem und kulturellem Gebiet beruht,

voranzugehen. Diesem Ziel blieb die
revolutionäre Partei der deutschen
Arbeiterklasse — vom Imperialismus
verfolgt und terrorisiert, von seinen
Ideologen und den rechten sozialdemokratischen
sozialdemokratischen Führern geschmäht
und als antinational verleumdet —

auch in den folgenden Jahrzehnten
treu. Für die Erreichung dieses Ziels
setzte sie sich unter großen Opfern

ein.15) Durch die einheitliche Aktion

der geeinten Arbeiterklasse und ihrer

Verbündeten wurde unter Führung

der marxistisch-leninistischen Partei
das von der KPD auf ihrem Gründungsparteitag

Gründungsparteitag angenommene Programm

Programm in der Deutschen Demokratischen

Demokratischen Republik zur Wirklichkeit. Der

gemeinsame Kampf der Arbeiterklasse
und der anderen demokratischen
Kräfte wird auch in der Bundesrepublik
Bundesrepublik die Gesetzmäßigkeiten der gesellschaftlichen
gesellschaftlichen Entwicklung durchsetzen.
Und die marxistisch-leninistische Partei,

Partei, die KPD, wird dabei an der Spitze
stehen.
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50 Jahre Novemberrevolution
50 Jahre Kommunistische Parfet Deutschlands

— Kleine Chronik — (Fortsetzung aus Nr. 7/8)
Gründung des Spartakusbundes im Hotel „Exzelsior" in
Berlin. Seiner Zentrale gehören an W. Budich, Käte und H.
Duncker, H. EberleM, L. Jogiches, P. Lange, P. Levi, Karl
Liebknecht, Rosa Luxemburg, F. Mehring, E. Meyer, W. Pieck,
A. Thalheimer. Die Bildung der Zentrale des Spartakusbundes
ist ein bedeutender Schritt auf dem Wege zu einer selbständigen
selbständigen revolutionären Partei in Deutschland.

Bildung der Volksmarinedivision in Berlin aus vorwiegend
der Berliner Arbeiterschaft entstammenden Matrosen unter
Führung von H. Dorrenbach und P. Wieczorek.

Aufruf der Sowjetunion „An die Soldaten der Verbündeten an

der Westfront! An alle, an alle, an alle!", die Waffen gegen
ihre eigenen Herren zu richten.

Das Regierungsprogramm des Rates für Volksbeauftragten
verkündet die Aufhebung des Belagerungszustandes; die
Vereins-, Versammlungs-, Presse- und Religionsfreiheit;
Amnestie für politische Straftaten. Einführung des achtstündigen
achtstündigen Maximalarbeitstages; gleiches, geheimes, allgemeines,
allgemeines, direktes Wahlrecht für alle Bürger.

Gründung des militaristischen Bundes der Frontsoldaten,
Stahlhelm, in Magdeburg unter F. Seldte.

Gründung des Roten Soldatenbundes unter Leitung von

W. Budich.

Versammlung der Berliner Arbeiterräte, in der Karl Liebknecht
Liebknecht und linke unabhängige Sozialdemokraten die Errichtung
Errichtung der Rätemacht verlangen. Die rechten Führer der SPD
fordern demgegenüber die Wahl einer Nationalversammlung.

„Die Rote Fahne" deckt eine Konzentration konterrevolutionärer
konterrevolutionärer Truppen in Berlin auf.
Der Vollzugsrat der Berliner Arbeiter- und Soldatenräte
überträgt unter dem Einfluß der rechten Führer der SPD dem
Rat der Volksbeauftragten die exekutive Gewalt. Damit beschränkt
beschränkt er die Aufgaben der Räte auf untergeordnete Kontrollfunktionen
Kontrollfunktionen gegenüber dem alten Staatsapparat und
erklärt sein Verzicht auf die Errichtung der Rätemacht.

Die Linksradikalen Bremens geben sich den Namen „Internationale
„Internationale Kommunisten Deutschlands", Gruppe Bremen.

Karl Liebknecht fordert auf einer Jugendversammlung in
Berlin unter Beifall die Fortführung der Revolution bis zur

Errichtung der sozialistischen Gesellschaft.

Aufruf der Spartakusgruppe „An die Proletarier aller
Länder!", um den Sozialismus zu kämpfen, Arbeiter- und
Soldatenräte zu wählen, die politische Macht zu ergreifen.
Karl Liebknecht charakterisiert in seinen „Leitsätzen" den
bisherigen Verlauf der Revolution als bürgerlich-politische
Reformbewegung.

Mehrere Massenversammlungen der Spartakusgruppe in
Berlin, auf denen Karl Liebknecht, Rosa Luxemburg, W. Pieck

11.11.1918

12.11.1918

13.11.1918

15.11.1918

19.11.1918

23.11.1918

24.11.1918

25.11.1918

28.11.1918

1.12.1918
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u. a. sprechen, erklären sich mit überwiegender Mehrheit

gegen eine Nationalversammlung, für die Macht der Arbeiterund

Arbeiterund Soldatenräte und die Bewaffnung des Proletariats.

3. 12. 1918 Massenkundgebung und Demonstration des Spartakusbundes
in Essen gegen die konterrevolutionären Putschversuche im
rheinisch-westfälischen Industriegebiet. Zentrum der Verschwörung
Verschwörung ist die Krupp-Villa „Hügel". Bewaffnete Arbeiter
vertreiben aus Gevelsberg, Haspe und Milspe konterrevolutionäre

konterrevolutionäre Truppen.

Putschversuch in Berlin, organisiert vom Ber:iner Stadtkommandanten
Stadtkommandanten O. Wels, dem Generalkommando des Gardekorps,
Gardekorps, dem Kriegsministerium und dem Auswärtigen Amt.

Verhaftung des Vollzugsrats der Berliner Arbeiter- und Soldatenräte
Soldatenräte durch konterrevolutionäre Truppen. Besetzung der
Redaktion der „Roten Fahne", Ausrufung F. Eberts zum

Präsidenten.

8. 12. 1918 Der Chef des Generalstabes, Generalfeldmarschall von Hindenburg,
Hindenburg, fordert von F. Ebert die sofortige Beseitigung der
Arbeiter- und Soldatenräte und die Einberufung der Nationalversammlung.
Nationalversammlung.

14. 12. 1918 Das Programm des Spartakusbundes, „Was will der
Itusbund?", ausgearbeitet von Rosa Luxemburg, wird in der

„Roten Fahne" veröffentlicht. Die Herausgabe dieses Programms

Programms ist ein weiterer Schritt auf dem Wege zur Gründung
der KPD.

16.-21. 12. 1918 1. Allgemeiner Kongreß der Arbeiter- und Soldatenräte
Deutschlands in Berlin (1. Reichsrätekongreß). Der Kongreß
nimmt Forderungen revolutionärer Arbeiter aus Berlin entgegen.

entgegen. Eine Abstimmung darüber wird aber von den rechten
Führern der SPD verhindert. Die von den Delegierten des
Spartakusbundes und des linken Flügels der USPD eingebrachten
eingebrachten Anträge zur Übertragung der gesamten Macht an die
Arbeiter- und Soldatenräte werden abgelehnt. Die Mehrheit
stimmt dem Antrag der SPD zu, „bis zur anderweitigen
Regelung durch die Nationalversammlung die gesetzgebende
und vollziehende Gewalt" dem Rat der Volksbeauftragten zu

übertragen und stimmt Wahlen zur Nationalversammlung am

19. 1. 1919 zu. Der Kongreß hat damit den Verzicht auf die
Rätemacht zugunsten des bürgerlichen Staates ausgesprochen.

24. 12. 1918 Artillerieangriff konterrevolutionärer Truppen unter Genet
Genet alleutnant Lequis auf die Volksmarinedivision in Schloß und
Marstall in Berlin auf Anweisung von F. Ebert, O. Landsberg,
Ph. Scheidemann und Kriegsminister Schetich.

Die 2. Reichskonferenz der „Internationalen Kommunisten
Deutschlands!' in Berlin beschließt die Vereinigung mit dem
Spartakusbund und spricht sich für die Gründung einer kommunistischen
kommunistischen Partei aus.

30. 12. 1918; Gründungsparteitag der Kommunistischen Partei
1. 1. 1919 lands (KPD) im Festsaal des preußischen Abgeordnetenhauses

in Berlin. 103 Teilnehmer. Annahme eines Parteiprogramms,
das sich auf die Lehren von Marx und Engels stützt, die
Grundfragen des Staates und der Revolution beantwortet, sich
zur Diktatur des Proletariats und zur russischen Sowjetmacht
bekennt. Das Programm enthält Sofortmaßnahmen zur Sicherung
Sicherung und Weiterführung der Revolution. Der gewählten Zentrale
Zentrale gehören an: H. Duncker, Käte Duncker, H. Eberlein, P.
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1. 1. 1919

5. 1.1919

6. 1. 1919

10. 1.1919

15. 1. 1919

19. 1.1919

25. 1.1919

Frölich, L. Jogiches, P. Lange, P. Levi, Karl Liebknecht, Rosa
Luxemburg, E. Meyer, W. Pieck und A. Thalheimer.

Absetzung des Berliner Polizeipräsidenten E. Eichhorn (USPD)
durch den preußischen Innenminister.

Machtvolle Demonstrationen von Arbeitern und Soldaten mit
den Forderungen: Entwaffnung der Konterrevolution, Bewaffnung
Bewaffnung des Proletariats, Bildung einer Roten Garde, Sturz
der Ebert-Regierung.

Die SPD ruft zu Gegendemonstrationen auf. Der Zentralrat
erteilt der Regierung Ebert-Scheidemann außerordentliche
Vollmachten zum Kampf gegen die revolutionären Arbeiter.
Generalstreik des Berliner Proletariats. Demonstration von

500 000 Arbeitern und Soldaten.

Ausrufung der Räterepublik in Bremen.

Verhaftung und Ermordung von Karl Liebknecht und Rosa
Luxemburg durch konterrevolutionäre Söldner. Der Tod der
beiden Arbeiterführer ist ein schwerer Verlust für die deutsche
deutsche und internationale Arbeiterbewegung.

Wahl zur verfassunggebenden Deutschen Nationalversaminlung
Nationalversaminlung unter dem Schutz der konterrevolutionären Truppen.
Die Wahlen ergeben eine Mehrheit für die bürgerlich-kapitalistischen
bürgerlich-kapitalistischen Parteien. Mit der Niederschlagung der revolutionären
revolutionären Arbeiter in Berlin und den Wahlen zur Nationalversammlung
Nationalversammlung ist die Novemberrevolution beendet. Es war die
erste Revolution der deutschen Arbeiterklasse gegen den
deutschen Imperialismus und Militarismus mit bürgerlichdemokratischem
bürgerlichdemokratischem Charakter, die in gewissem Umfang mit

proletarischen Mitteln und Methoden durchgeführt wurde.
Die Hauptaufgabe: die Beseitigung der Herrschaft des deutschen
deutschen Imperialismus und Militarismus — blieb ungelöst.
Karl Liebknecht und 31 ermordete Januarkämpfer werden
in einer Massendemonstration in Berlin unter Teilnahme von

Arbeiterdelegationen aus ganz Deutschland zu Grabe getragen.

11:1[A@I[J 41a0/33[C5) rilaa@llaq
WISSEN UND TAT antwortet

Was ist der Inhalt des Potsdamer Abkommens von 1945?

T mmer wieder wird in politischen Dokumenten unserer Zeit das Potsdamer
Potsdamer Abkommen von 1945 erwähnt. Dieser Vertrag spielt tatsächlich

heute noch als völkerrechtlich gültiges Schriftstück der Siegermächte von

1945 in der Politik eine große Rolle. Viele junge Leser, denen der Inhalt
dieser Vereinbarungen unbekannt ist, fragen uns und ersuchen uns um

Auskunft.

Worum ging es im Potsdamer Abkommen?

D as Potsdamer Abkommen enthält ter bei) über die durchzuführende Poligemeinsame
Poligemeinsame Beschlüsse der So- tik als Besatzungsmächte nach der

wjetunion, USA und Großbritanniens bedingungslosen Kapitulation
(Frankreich trat dem Abkommen spä- deutschlands. Es wurde Anfang August
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1945 von den Regierungschefs der
UdSSR. USA und Großbritanniens in
Cecilienhof von Potsdam unterzeichnet.
Die Siegermächte einigten sich dabei
auf die Durchführung so politisch
wichtiger Grundsätze wie:

O Die Ausrottung des Militarismus
und Hitlerfaschismus. Dazu erklärten

erklärten sie:

„Der deutsche Militarismus und Nazismus
Nazismus werden ausgerottet, und die

les gerichtet sein werden, wird es ihm
möglich sein, zu gegebener Zeit seinen
Platz unter den freien und friedlichen
Völkern einzunehmen . . .

Kriegsverbrecher und alle diejenigen,
diejenigen, die an der Planung oder Verwirklichung
Verwirklichung nazistischer Maßnahmen, die
Greuel oder Kriegsverbrechen nach
sich zogen oder als Ergebnis hatten,
teilgenommen haben, sind zu verhaften
verhaften und dem Gericht zu übergeben."1)

Die
Trafen
der US
Freiheit

"SAY N.1Fur den Nöchsten ist alles
X,P1.1.Mbr

bcteitl

Alliierten treffen nach gegenseitiger
Vereinbarung in der Gegenwart und
in der Zukunft auch andere Maßnahmen,
Maßnahmen, die notwendig sind, damit
Deutschland niemals mehr seine Nachbarn
Nachbarn oder die Erhaltung des Friedens
in der ganzen Welt bedrohen kann.
Es ist nicht die Absicht der Alliierten,
das deutsche Volk zu vernichten oder
zu versklaven. Die Alliierten wollen
dem deutschen Volk die Möglichkeit
geben, sich darauf vorzubereiten, sein
Leben auf einer demokratischen und
friedlichen Grundlage von neuem wiederaufzubauen.
wiederaufzubauen. Wenn die eigenen Anstrengungen
Anstrengungen des deutschen Volkes unablässig

unablässig auf die Erreichung dieses Ziel)

Ziel) Amtsblatt des Kontrollrats in
Deutschland, Ergänzungsblatt Nr. 1, Berlin
Berlin 1946, S. 14

OSie forderten eine tiefgreifende
Entnazifizierung und Demokratisierung

Demokratisierung des gesellschaftlichen und politischen
politischen Lebens unseres Volkes:

,Alle Mitglieder der nazistischen
Partei, welche mehr als nominell an

ihrer Tätigkeit teilgenommen haben,
und alle anderen Personen, die den
alliierten Zielen feindlich gegenüberstehen,
gegenüberstehen, sind aus den öffentlichen und
halböffentlichen Amtern und von den
verantwortlichen Posten in wichtigen
Privatunternehmungen zu entfernen.
Diese Personen müssen durch Personen

Personen ersetzt werden, welche nach

ihren politischen und moralischen
Eigenschaften fähig erscheinen, an der

Entwicklung wahrhaft demokratischer
Einrichtungen in Deutschland
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wirken. Das Erziehungswesen in
Deutschland muß so überwacht werden,

werden, daß die nazistischen und militaristischen
militaristischen Lehren völlig entfernt werden

werden und eine erfolgreiche Entwicklung
der demokratischen Ideen möglich
gemacht wird."2)

Sie verlangten die Beseitigung der
Macht der Monopole, die die

Grundlage für den Hitlerfaschismus
und seine blutige Politik gebildet
haben, zugleich seine Wurzeln darstellten.
darstellten. Deshalb wurde festgelegt:

„In praktisch kürzester Frist ist das
deutsche Wirtschaftsleben zu dezentralisieren
dezentralisieren mit dem Ziel der Vernichtung
Vernichtung der bestehenden übermäßigen
Konzentration der Wirtschaftskraft,
dargestellt insbesondere durch Kartelle,

Kartelle, Syndikate, Trusts und andere
Monopolvereinigungen."2)

it% Sie verkündeten das Recht des
deutschen Volkes auf einen Friedensvertrag

Friedensvertrag und auf einen einheitlichen
demokratischen deutschen Staat. Dazu

wurde bestimmt:

„Soweit dies praktisch durchführbar
ist, muß die Behandlung der Bevölkerung
Bevölkerung in ganz Deutschland gleich
sein . . Während der Besetzungszeit
ist Deutschland als eine wirtschaftliche
Einheit zu betrachten . Bis auf weiteres
weiteres wird keine zentrale deutsche Regierung

Regierung errichtet werden. Jedoch

D as Potsdamer Abkommen entsprach
völlig den Interessen der Völker

an der Herstellung eines dauerhaften

europäischen Friedens. Es gab der Politik
Politik der Besatzungsmächte eine feste
Richtschnur und bildete den Maßstab
für die Beurteilung ihrer Handlungen.

Die Verwirklichung des Potsdamer
Abkommens wurde aber mit dem Ausbruch
Ausbruch des kalten Krieges von den imperialistischen

imperialistischen Ländern, allen voran

Ebenda, S. 15

9 Ebenda

4) Ebenda

Ebenda, S. 17

6) Ebenda, S. 18
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den einige wichtige zentrale deutsche
Verwaltunsgabteilungen errichtet werden,

werden, an deren Spitze Staatssekretäre
stehen.")

A Sie legten die Ostgrenzen Deutsch'''.
Deutsch'''. lands fest. Alle Teilnehmer stimmten
stimmten hier „grundsätzlich dem Vorschlag
Vorschlag der Sowjetregierung hinsichtlich
der endgültigen Übergabe der Stadt
Königsberg und des anliegenden Gebietes
Gebietes an die Sowjetunion"') zu und

sprachen sich des weiteren dafür aus,

daß „die früher deutschen Gebiete
östlich der Linie, die von der Ostsee
unmittelbar westlich von Swinemünde
und von dort die Oder entlang bis zur

Einmündung der westlichen Neiße und
die westliche Neiße entlang bis zur

tschechoslowakischen Grenze verläuft,
einschließlich des Teils Ostpreußens,
der nicht unter die Verwaltung der
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken
Sowjetrepubliken in Übereinstimmung mit den
auf dieser Konferenz erzielten Vereinbarungen
Vereinbarungen gestellt wird, und einschließlich
einschließlich des Gebietes der früheren Freien
Stadt Danzig, unter die Verwaltung
des polnischen Staates komme.")

Diese Abmachungen, die im einzelnen
einzelnen noch nähere Ausführungsbestimmungen

Ausführungsbestimmungen enthielten, sollten alle in
einem Friedensvertrag mit Deutschland
Deutschland verankert und völkerrechtlich
nochmals bekräftigt werden. Darüber
wurde auch in Potsdam Einigung
erzielt.

*

der USA, sabotiert und nicht erfüllt.
Es gab in den Westzonen weder eine
echte Entnazifizierung, noch Vernichtung
Vernichtung der Monopole als Trager des Hitlerfaschismus,
Hitlerfaschismus, sondern alsbald eine
Stärkung der alten Wirtschaftskräfte
und die volle Remilitarisierung in der
BRD, ja die Wiederherstellung der
alten Machtverhältnisse auf allen entscheidenden
entscheidenden Gebieten des gesellschaftlichen
gesellschaftlichen und politischen Lebens, allerdings
allerdings in einem neuen Gewande. Deshalb
Deshalb ist das Potsdamer Abkommen
gegenwärtig hochaktuell, und darum
anerkennen wir Kommunisten auch
heute noch die Prinzipien dieses Abkommens
Abkommens als völkerrechtliche Grundlage
Grundlage für eine demokratische und friedliche
friedliche Politik unseres Volkes.



Übt die SED die Alleinherrschaft aus?

je kommt es, so werden wir oft gefragt, daß die neben der SED in der DDR
" bestehenden Parteien dem sozialistischen Aufbau zustimmen und die führende

führende Rolle der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands anerkennen? Sind
diese Parteien damit nicht „Satelliten" der SED?

ntscheidend für das Verstehen der und SPD zur SED, entstand der Block
Zusammenarbeit der verschiedenen der antifaschistisch-demokratischen

Parteien in der DDR ist die Bündnis- Parteien. Ihr gemeinsames Programm
politik der Arbeiterklasse. Der Aufbau war zunächst die Uberwindung der
des Sozialismus in der DDR erfordert durch den Faschismus hervorgerufenen
eine umfassende Zusammenarbeit aller Schäden und die Entwicklung einer
Schichten der Bevölkerung, alter ge- antifaschistischen Ordnung.
sellschaftlichen Organisationen und

Heute sind im Demokratischen BlockParteien. Diese grundsätzliche Er-
folgende Parteien und MassenorganikenntnisMassenorganikenntnis ist auch die Grundlage für
sationen vertreten: SED (Sozialistischeeine schöpferische, differenzierte
Einheitspartei Deutschlands), CDU

sammenarbeit mit den demokratischen
(Christlich Demokratische Union),Kräften und Parteien. Das Bündnis
LDPD (Liberal Demokratische Parteidieser Kräfte wurzelt in den Erfah-
Deutschlands), DBD (Demokratische

rungen des gemeinsamen Kampfes der Bauernpartei Deutschlands), NDPD (NaVolksmassen(NaVolksmassen für Frieden, Demokratie
tional Demokratische Partei

rs."
At/.1111,“ C11.4. J.4.411C:In der DDR besteht ein Mehrparf. Mehrparf. 1.(

teiensystem, das sich gleich nach der Massenorganisationen, wie die GeZerschlagung

GeZerschlagung des Faschismus heraus- werkschaft (FDGB), die Frauenorganigebildet

Frauenorganigebildet hat. Bereits im Jahre 1945, sation (DFD), Jugendorganisation (FDJ)
noch vor der Vereinigung der KPD und der Kulturbund (DKB).
Die Grundprinzipien der Zusammenarbeit im demokratischen Block:

1. Finden gemeinsame Beratungen filr die Vorbereitung und Durchund
Durchund freimütiger Meinungsaustausch führung von Volksbefragungen und
statt, um eine völlige Ubereinstim- Wahlen.

mung der Ansichten und ein
Dabei hat die SED kein absolutes

sames Handeln zu erzielen.
Monopol. Sie kann ihre Meinung nicht

2. Werden in den Beratungen wich- den anderen Parteien und Massentige
Massentige Fragen der staatlichen und gesell- organisationen aufzwingen.
schaftlichen Entwicklung — wie zum

Beispiel grundlegende Gesetzesent- Die Zusammenarbeit im demokratiwürfe,
demokratiwürfe, so unter anderem das neue sehen Block hat einen zutiefst
Ehegesetz, Strafrechtgesetz, Gesetze kratischen Charakter. In den Beratunzur
Beratunzur Erweiterung der Rechte der Volks- gen des Blocks werden die jeweiligen
vertretungen und ihrer Organe disku- Probleme so lange diskutiert, bis Eintiert
Eintiert und wenn notwendig, Verände- miltigkeit erzielt worden ist.

rungen von den Vertretern der
Im Block sind seit dieser Zeit

Parteien und Organisationen vorge- teien und Organisationen in gleicherschlagen.
Stärke vertreten. Den Vorsitz bei den

3. Informieren die Parteien, vor Beratungen haben im turnusmäßigen
allem aber die SED, über die Be- Wechsel die verschiedenen Vertretunschlüsse
Vertretunschlüsse ihrer wichtigsten Tagungen. gen. Jede Partei und Organisation

4. Erfolgt die gemeinsame Ausarbei- kann den Antrag auf Einberufung des
tung von Programmen, zum Beispiel Blocks stellen.

Was sind die Grundlagen des Mehrparteiensystems in der DDR?

nie entscheidende sozialökonomische Eigentumsformen an den Produktions"'
Produktions"' Grundlage des Mehrparteien- mitteln existieren und somit unter
systems ist die Tatsache, daß in der Führung der Arbeiterklasse andere
Ubergangsperiode vom Kapitalismus Klassen und Schichten am sozialistizum
sozialistizum Sozialismus noch verschiedene sehen Aufbau teilnehmen. Aber die
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einzelnen Klassen und Schichten haben
dabei ihre eigenen spezifischen Interessen.
Interessen. Deshalb stellt auch das Mehrparteiensystem

Mehrparteiensystem eine besondere und
zusätzliche Form dar, um das Bündnis
der Arbeiterklasse mit der Bauernschaft,
Bauernschaft, den städtischen Mittelschichten
und den religiös gebundenen Bevölkerungsschichten

Bevölkerungsschichten zu verwirklichen. So
entstand ein einigendes System, um

alle Schichten der Bevölkerung in die
allmähliche sozialistische Umgestaltung
einzubeziehen.

Die politisch-ideologische Grundlage
für das Mehrparteiensystem besteht
darin, daß sich diese Klassen und
Schichten im Verlaufe des Aufbaus des
Sozialismus immer mehr vom Einfluß
des bürgerlichen Denkens und der
bürgerlichen Ideologie befreien und zu

sozialistischen Denkgewohnheiten kommen.
kommen. Die bürgerlichen Schichten, die
im Sinne des Kapitalismus erzogen
worden sind, kommen zumeist auf anderen

anderen Wegen als die Arbeiterklasse
zum Sozialismus, durch die

Mehrparteiensystem

In der DDR findet das Mehrparteiensystem
Mehrparteiensystem vor allem in der Zusammensetzung
Zusammensetzung der Volksvertretungen
seinen Ausdruck.

In der Volkskammer der DDR weisen
weisen die Fraktionen der Parteien und
Organisationen folgende Starke auf:

SED 127 Abg.
CDU 52 Abg.
DBD 52 Abg.
LDPD 52 Abg.
NDPD 52 Abg.
Massenorganisationen 165 Abg.

500 Abg.

Angehörige aller Parteien gehören
den Ausschüssen und Kommissionen
an, sind ihre Vorsitzende. Der Präsident
der Volkskammer ist Professor Dr.
Johannes Dieckmann, er ist Stellvertretender
Stellvertretender Vorsitzender der LDPD.

In der DDR besteht in Gestalt des
Staatsrates ein oberstes kollegiales
Organ der Staatsmacht, das vom Parlament
Parlament gewählt wurde und ihm rechenschaftspflichtig
rechenschaftspflichtig ist. Der Vorsitzende ist
Genosse Walter Ulbricht, Erster Sekretär
Sekretär des ZK der SED. Ihm zur Seite
stehen leitende Funktionäre der anderen
anderen Parteien als stellvertretende
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dung von Vorbehalten und alten Auffassungen.
Auffassungen. Diesen Weg zu erleichtern
ist eine Aufgabe des Mehrparteiensystems.

Mehrparteiensystems.

Eine wichtige Grundlage für das
Wirken des Mehrparteiensystems bildet
bildet die Entwicklung der sozialistischen
Demokratie. Demokratie war und ist
eine notwendige Vorbedingung für eine
wirklich demokratische Entwicklung.
Die sozialistische Ordnung ermöglicht
es in bisher nicht gekanntem Maße,
breite Schichten des Volkes an die
Ausübung der Staatsmacht heranzuführen.
heranzuführen. Sie schafft auch alle Garantien,
damit vorhandene Mängel überwunden
überwunden und kritische Hinweise der Werktätigen
Werktätigen berücksichtigt werden können.
Unter den Bedingungen des Bestehens

gemeinsamer Grundinteressen ist keinerlei
keinerlei Boden für den Kampf der bestehenden

bestehenden Parteien und Organisationen
um die Macht im Staate, um Posten in

der Regierung und urn Einfluß im

Staatsapparat vorhanden.

und Volksvertretungen

sitzende und als Mitglieder des Staatsrates.
Staatsrates.

In der Regierung sind alle demokratischen
demokratischen Parteien vertreten, u. a. mit
stellvertretenden Ministerpräsidenten,
Leitern von Fachministerien, stellvertretenden
stellvertretenden Ministern und Staatssekretären.
Staatssekretären. Auch in den örtlichen Volksvertretungen
Volksvertretungen nehmen die Parteien und
Massenorganisationen ihren festen
Platz ein. Anfang 1967 gab es über
205 706 Abgeordnete, dabei waren die
Parteien wie folgt vertreten:

SED 64 792 Abgeordnete
DBD 16 543 Abgeordnete
NDPD 8 376 Abgeordnete
CDU 12 410 Abgeordnete
LDPD 8 297 Abgeordnete

Die übrigen Abgeordneten hatten
das Mandat von den Massenorganisationen.

Massenorganisationen. In jedem Fall ist gewährleistet,
gewährleistet, daß die Stimmen aller Kreise
der Bevölkerung im Parlament, in den
Volksvertretungen und der Regierung
gehört und vertreten werden.

Das Gegenteil kann man bei uns in
der Bundesrepublik sagen. Wähler, die
Parteien ihre Stimme geben, welche
die Fünfprozentklausel nicht übersprungen
übersprungen haben, werden im Bundestag



nicht vertreten. Momentan streben die
großen Parteien bekanntlich eine
Wahlrechtsreform an, welche die Parteioligarchie
Parteioligarchie der CDU/CSU und der
SPD noch verstärken soll. Diese Wahlrechtsmanipulation
Wahlrechtsmanipulation soll die kleineren
Parteien vollkommen ausschalten.

Die Parteien und Massenorganisationen
Massenorganisationen in der DDR haben eigene Pub likationsorgane.
likationsorgane. Diese Organe dienen
dazu, die Politik der Parteien und
Massenorganisationen differenziert,
entsprechend ihrer Beschlüsse, zu verbreiten.

verbreiten. Das Zentralorgan der CDU ist
die „Neue Zeit". Die zentrale Zeitung
der LDPD heißt „Der Morgen". Die
DBD hat ihr Zentralorgan „Bauernecho"
„Bauernecho" genannt, die NDPD ihr Zentralorgan
Zentralorgan „Die Nationalzeitung". Die Organe
Organe der Parteien und Massenorganisationen
Massenorganisationen helfen bei der Festigung der
Zusammenarbeit der Parteien und an

der Entwicklung der sozialistischen
Gesellschaft in der DDR. Das Mehrparteiensystem
Mehrparteiensystem verkörpert somit in der
sozialistischen Gesellschaft die kameradschaftliche
kameradschaftliche Zusammenarbeit der
Werktätigen, die bewußt und gemeinsam
gemeinsam ihre Gegenwart und Zukunft gestalten.
gestalten. Anzunehmen, daß die SED
alles allein macht, ist deshalb ein

großer Irrtum. Jede Partei, jede Massenorganisation

Massenorganisation erfüllt ihre eigenen

spezifischen Aufgaben,

Die SED hat dabei ein echtes demokratisches
demokratisches Verhältnis zu den Parteien
und Massenorganisationen. Dabei erkennen

erkennen die Parteien freiwillig die
führende Rolle der SED an. Diese Anerkennung
Anerkennung ist das Ergebnis eines Iangen,

Iangen, komplizierten Entwicklungsprozesses
Entwicklungsprozesses der verbündeten Klassen und
Schichten und ihrer politischen Vertreter.
Vertreter. Die führende Rolle der SED

ergibt sich vor allem daraus, weil die
Arbeiterklasse als zahlenmäßig stärkste
stärkste Klasse und ihre Partei sich in den
Jahren des antifaschistischen Widerstands
Widerstands und des nationalen Befreiungskampfes
Befreiungskampfes sowie bei -der Entwicklung
der antifaschistisch-demokratischen
Ordnung als die führende Kraft der
Nation erwiesen hat. Die führende
Rolle beim Aufbau des Sozialismus ist
ein Ausdruck der Erfüllung ihrer geschichtlichen
geschichtlichen Aufgabe. Sie beruht auf
der Organisiertheit und den Kampferfahrungen,
Kampferfahrungen, der Kampfkraft und der

wissenschafltichen Politik der SED,
ihrem Opfergeist und den historischen

Verdiensten vor der Nation.

Will Ministerpräsident Kühn die SPD nach links öffnen?

A us Nordrhein-Westfalen wurde uns geschrieben, daß der nordrhein-west?
nordrhein-west? fälische Ministerpräsident Kühn für die SPD eine „Öffnung nach links" propagiere,

propagiere, aber gleichzeitig den Marxismus ablehne. Unser Leser fragt nun, was

wohl hinter solchen Erklärungen von Kühn stecke. Wissen und Tat veröffentlicht
nachstehend einen Kommentar, den der Deutsche Freiheitssender 904 über
Kiihns Positionen zum Thema Arbeiterklasse und Marxismus gesendet hat.

In die Diskussion um den Weg der
' SPD hat, nun auch vor dem Fernsehschirm,
Fernsehschirm, der nordrhein-westfälische
Ministerpräsident Kühn eingegriffen.
Wer von ihm allerdings eine Linksorientierung
Linksorientierung erwartete, wurde arg enttäuscht.
enttäuscht. Auf die Arbeiterschaft, so

meint Kühn, dürfe man sich heutzutage
nicht mehr orientieren. Die Arbeiter
lebten besser als früher, sie warden
immer weniger und der Marxismus
erweise sich schon daran als überholt.
Eine merkwürdige Vorstellung muß
dieser sozialdemokratische Ministerpräsident

Ministerpräsident haben, vorn Marxismus

ebenso wie von der modernen Arbeiterklasse.
Arbeiterklasse.

Sind denn Arbeiter im Marx`schen
Sinn nur Leute am Rand des Hungers?
Ist das physische Elend für die Marxisten
Marxisten das Kennzeichnende der Klasse
oder gar das Wünschenswerte? Die
Marx-Fälscher tun so. In Wirklichkeit
aber haben die Sozialisten stets dafür
gekämpft, daß die Arbeiter schon unter
der Kapitalmacht mehr Lohn herausholten,
herausholten, daß sie den Acht-Stundentag —

in Deutschland übrigens eine Errungenschaft

Errungenschaft der Novemberrevolution von

1918 — und dann weitere
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verkiirzungen erkämpften, daß sie sich
mehr Recht im Betrieb und im Staat
erobern, daß sie ihre Kampfbedingungen
Kampfbedingungen für die endgültige Befreiung von

Ausbeutung und Unterdrückung verbessern.

verbessern.
Das ist dank der gewerkschaftlichen

und politischen Organisiertheit der
Arbeiter in manchen Punkten

körperlicher oder geistiger Tätigkeit,
an die Besitzer des Kapitals, der Werke
und der Maschinen zu verkaufen. Anders
Anders können sie ihren Lebensunterhalt
nicht erwerben. Damit aber sind sie
dem Profitinteresse unterworfen. Wird
die Zahl dieser Menschen etwa durch
die moderne industrielle Entwicklung
geringer? Im Gegenteil. Sie wird

Beschäftigte im Kohlenbergbau in Prozent der Industriebeschäftigten

325-50% in den Städten: Redding- CLastmpDinslakeri
CLastmpDinslakeri .Gladbecic Mari Herten hausen Rau_xel

gen, in den letzten Jahrzehnten auch
darum, weil den bundesdeutschen Konzernen
Konzernen der Sozialismus ,die Arbeitermacht
Arbeitermacht der DDR, bereits unmittelbar an

die Haustür gerückt ist. Da können sie
mit uns nicht mehr so umspringen, wie
sie gern möchten. Bedeuten nun solche
Erfolge der Arbeiterbewegung, daß bei
uns die Arbeiterklasse verschwindet?
Oder verschwindet sie etwa im Ergebnis
Ergebnis der wissenschaftlich-technischen
Umwälzung? Beides ändert nichts an

der sozialen Grundstellung der arbeitenden
arbeitenden Menschen. Sie besitzen keine
Produktionsmittel und sind darum gezwungen,
gezwungen, ihre Arbeitskraft, sei es zu
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Ber. Sie erhöht sich, weil Bauern zu

Industriearbeitern werden, weil die
Arbeiterschaft Zuzug bekommt aus

den städtischen Mittelschichten.

Im Ergebnis ist nicht nur in den
Industriezentren, sondern bereits in
der ganzen Bundesrepublik die Arbeiterklasse
Arbeiterklasse zur Mehrheit der Gesamtbevölkerung
Gesamtbevölkerung geworden. Zu ihr gehört
die Masse der Angestellten, des ingenieur-technischen
ingenieur-technischen und wissenschaftlichen
wissenschaftlichen Personals, gehört das Mädchen
an der Schreibmaschine und am Rechengerät
Rechengerät genauso wie der Mann am

Steuerpult und im Labor. Für sie alle
geht es darum, sich nicht von der



talmacht zum Maschinenteil im großen
Räderwerk, zum bloßen Objekt der
Profitmacherei herunterdrücken zu

lassen, sondern selbst mitzubestimmen
und schließlich selbst zum Subjekt des
wirtschaftlichen und des gesellschaftlichen
gesellschaftlichen Prozesses zu werden.

Diese Entfaltung der Persönlichkeit
zu menschlicher Freiheit ist möglich.
Das beweist seit über 50 Jahren die
Sowjetunion und seit bald 20 Jahren
die Deutsche Demokratische Republik.
Dereinst war die Sozialdemokratie für
dieses Ziel zum Kampf angetreten. Mit
Karl Marx, mit seinem wissenschaftlich
wissenschaftlich begründeten Vertrauen in die
Kraft der Arbeiterklasse, in ihre geschichtliche
geschichtliche Rolle. Die SPD-Führer
haben diese Bindung zur Klasse und
dieses Ziel aufgegeben. Und gerade
das hat die Sozialdemokratie in die
Krise getrieben.

Je deutlicher das wird, desto mehr
Mitglieder und Funktionäre der SPD
stellen sich gegen eine Politik, wie
Wehner sie zur Freude des Großkapitals
Großkapitals und zum Schaden der Arbeiter
führt - immer weiter weg vorn Klasseninteresse
Klasseninteresse und vom Volk, von den
Traditionen der Arbeiterbewegung
und von Marx. Diese Politik ist so veraltet,

veraltet, so überholt, so zum Niedergang
verurteilt wie die Macht des Großkapitals.
Großkapitals. Je mehr die wissenschaftlichtechnische
wissenschaftlichtechnische Revolution fortschreitet,
desto deutlicher wird das für die Industrie-
Industrie- und Geistesarbeiter, für die

junge Generation, für Demokraten und
Sozialisten.

Und es bleibt dabei: Das Werk ihrer
Befreiung wird ihr Werk sein - das
Werk der Arbeiterklasse. Daran kann
auch der Ministerpräsident Kühn
nichts iindern.

wAredrmizitererezerilr. ,,,,, , -.„edwW4
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Volkswirtschaftliche Übersichten

Anteil der Eigentumsformen

am Aufkommen des gesellschaftlichen Gesamtprodukts

Jahr

Eigentumsform

Sozialistisch
Sozialistisch

davon

Volkseigen
schaftlich

Halbstaatlichl)
Halbstaatlichl)

Privat

Prozent

1950

1955

1960

1962

1963

1964

1965

1966

1967*

1)

61,8

73,3

84,4

85,5

85,5

86,5

86,9

86,8

86,8

56,3

66,2

70,9

72,2

71,2

72,7

72,9

72,5

72,5

5,5

7,1

13,4

13,3

14,2

13,8

14,0

14,3

14,3

Einschließlich Betriebe mit Kommissionsvertrag.

5,5

6,6

6,7

6,6

6,6

6,9

7,2

38,2

26,7

10,1

7,9

7,8

6,9

6,5

6,3

6,0
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Eigentumsformen der Industriebetriebe

Jahr
Sozialistisch Halbstaatlich Privat

Prozent

Betriebe

1950 25,6 - 74,4

1955 30,5 69,5

1960 31,8 27,8 40,4

1961 31,8 32,5 35,7

1962 32,0 34,7 33,3

1963 31,3 36,2 32,4

1964 29,8 38,3 31,9

1965 29,1 39,8 31,1

1966 28,6 41,0 30,5

1967* 28,1 42,0 29,8

* Alle vorläufigen Zahlen sind mit einem * gekennzeichnet. Bestandszahlen
beziehen sich, wenn nichts anderes angegeben, auf das Jahresende.

Berufstätige nach Eigentumsformen der Betriebe

und Wirtschaftsbereichen September 1967

Wirtschaftsbereich

Berufstätige
(ohne

Lehrlinge)

darunter
Arbeiter und
Angestellte

1000

In sozialistischen Betrieben

Industrie 2 313.9 2 313,9

Bauwirtschaft 347,0 270,6

Produzierendes Handwerk (ohne Bauhandwerk) 123,6 9,4

Land-, Forst- und Wasserwirtschaft 1 176,2 323,5

Verkehr 385,7 385,7
Post- und Fernmeldewesen 135,2 135,2

Handel 727,1 727,1

Bereiche außerhalb der materiellen Produktion 1 297,1

Zusammen 6 505,8

1 275,4

5 440,9

in halbstaatlichen Betrieben

Industrie 351,6 346,5
Bauwirtschaft 45,7 44,9

Land- und Forstwirtschaft 1,7 1,6

Verkehr 2,8 2,7
Handel 7,3 7,0

Bereiche außerhalb der materiellen Produktion 6,1 6,0

Zusammen 415,2 408,6
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In privaten Betrieben

Industrie 99,2 94,0
Bauwirtschaft 56,0 35,2
Produzierendes Handwerk (ohne Bauhandwerk) 279,4 140,5
Land- und Forstwirtschaft 25,4 13,4
Verkehr 23,9 10,7
Handel 153,3 82,9

Bereiche außerhalb der materiellen Produktion 156,3 113,0
Zusammen 793,4 489,9

Anteil der sozialistischen Betriebe an der landwirtschaftlichen Nutzfläche

Jahresmitte
Jahresmitte

darunter
Insgesamt

VEG') I LPG und GPG2)

Prozent

1950 5,7 2,7
1955 27,3 4,4 18,6
1960") 92,5 6,3 84,2
1961 92,7 6,3 84,7
1962 93,3 6,4 85,4
1963 93,6 6,4 85,7
1964 93,7 6,4 85,8
1965 93,9 6,7 85,9
1966 94,0 6,7 86,2
1967 94,1 6,8 86,1

1) Volkseigene Güter

2) Landwirtschaftliche Produktionsgcnossenschaften und Giirtnerische Produktionsgenossenschaften
Produktionsgenossenschaften

") Jahresende.

Volkswirtschaftsplan 1968

Mehr Industriewaren und Konsumgüter
Zuwachs in Prozent

Elektr. - median. und
Elektrowdrmegerdte

Obertrikotagen
aus synth-Material

Wassersport-und
Campingartikel

Bereitstellung insgesamt
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Produktionsgenossenschaften des Handwerks

Anteil an

Produk_
Mitglieder Leistung

den

Jahr
tionsund

tionsund gen des

Kandidaten1)
Handwerks

schaften
Mio Mark Prozent

1955 85
1960 3 878
1965 4 198
1966 4 235
1967 4 279

') 1955 ohne Kandidaten.

2 290
150 779
193 520
197 914
214 127

Staatshaushalt')

24
2 730
4 761
5 291
6 525

0,3
28,5
39,4
41,7
44,8

Jahr I Einnahmen Ausgaben

Millionen Mark

1960 50 369 50 049
1961 50 980 50 764
1962 55 983 55 503
1963 56 358 56 077
1964 60 747 60 179
1965 63 176 62 574
1966 67 029 66 531

1960 100
1961 101,2 101,4
1962 111,1 110,9
1963 111,9 112,0
1964 120,6 120,2
1965 125,4 125,0
1966 133,1 132,9

1) Im Jahre 1961 wurden einige Umstellungen in der Haushaltsrechnung vorgenommen.

vorgenommen. So ist zum Beispiel die Sozialversicherung der Deutschen Versicherungsanstalt
Versicherungsanstalt ab 1961 in voller Nomenklatur im Staatshaushalt enthalten. 1960
wurde vergleichbar gemacht.

Ausgaben im Staatshaushalt für Gesundheits- und Sozialwesen')

1964 I 1965 I 1966
Abschnitt

Millionen Mark

Einrichtungen der stationären
Behandlung 1 695,9 1 735,5 1 762,4
Einrichtungen der ambulanten
Behandlung 554,8 584,9 601,6
Betreuung von Mutter und Kind") 571,4 586,3 1 640,4
Gesundheitsschutz u. -kontrolle 356,2 373,3 368,2
Apotheken 8,7 19,5 28,1
Einrichtungen der sozialen Fürsorge 175,9 181,9 186,1
Soziale Betreuung (ohne Renten)') 1 316,3 1 322,4 262,4
Renten (ohne Renten der Sozialversicherung)
Sozialversicherung) 177,2 292,5 357,8
Arbeit 64,3 55,3 53,1
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Sozialversicherung 11144,8 11 509,4 11 602,5
Nichtstaatliche Einrichtungen 22,2 24,6 25,4

Zusammen 16 087,7 16 685,7 16 887,8

') Haushalt der Republik und Haushalt der Bezirke, Kreise und Gemeinden.
2) Kindergelclzuschläge, bis 1965 unter soziale Betreuung, sind ab 1966 unter

Betreuung von Mutter und Kind enthalten.

Durchschnittliches monatliches Brutto-Arbeitseinkommen')

Wirtschaftsbereich
1955 I 1960 I 1966 I 1967*

Mark

Vollbeschäftigte Arbeiter und Angestellte

Sozialistische Industrie 459 575 668 687
Volkseigene Bauindustrie 446 603 703 723
Volkseigene Land- und
Forstwirtschaft 357 509 614 639
Volkseigener Verkehr 433 580 689 712
Post- und Fernmeldewesen 345 468 587 601
Sozialistischer Handel
(ohne Bäuerliche Handelsgenossenschaften)
Handelsgenossenschaften) 365 480 538 569

Zusammen 432 555 646 668

') In sozialistischen Betrieben; ohne Bereiche außerhalb der materiellen
Produktion.

:+7

Gummiveyarbeitung
Gummiveyarbeitung Flugzeugbau

Autoindustrie
Autoindustrie Erdöl Elektronik

Ober 6 Mrd.Dollar
in w'estdeultsc
Wirtschaft - u.a.:

'4*•

Die Investitionen amerikanischer Monopole in Westdeutschland haben einen

Anlagenwert von etwa 25 Mrd DM (= über 6 Mrd Dollar) erreicht. In den
letzten 15 Jahren hat sich das Ausmaß der amerikanischen Direktinvestitionen
verzwölffacht. Der Ausverkauf der westdeutschen Wirtschaft an das amerikanische
amerikanische Kapital bedeutet zusätzliche Ausbeutung und wachsende soziale Unsicherheit
Unsicherheit für die westdeutschen Werktätigen, für die US-Monopole jedoch zusätzliche
Profite, „die Bundesregierung aber sieht keine Veranlassung, besondere Maßnahmen
Maßnahmen gegen internationale Monopolunternehmen oder Kartelle zu ergreifen"
— schrieb die „Frankfurter Allgemeine Zeitung" am 30. 12. 1966.
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Bestand pro Haushalte

Erzeugnis Einheit I1960 I 1966 I 1967*

Personenkraftwagen
Motorräder, Motorroller,
Mopeds
Haushaltskühlschränke
Haushaltswaschmaschinen
Rundfunkempfänger
Fernsehempfänger

') Ohne Motorroller.

1 Angemeldete
Angemeldete Fahr-')
zeuge
Stück
Stück

Angemeld.
Empfänger

3,2 9,4
12,7 17.3

16,9
6,1 31,5
6,2 32,9

89,9 87,3
16,7 54,0

Soziale Herkunft der Studierenden im Hochschulstudium 1966

11,0
18,0
18,3
37,8
37,7
89,3
60,0

Soziale Herkunft

Studierende
Studierende

insgesamt

insgesamt

davon im

Direkt- 1 Fern- I Abendstudium
Abendstudium studium studiurn

Arbeiter
Angestellte
Mitglieder von Produktionsgenossenschaf
Produktionsgenossenschaften
Intelligenz
Sonstige

31,1 39,1 10,8 15,9
25,2 23,5 30,0 24,6

5,6 7,2 1,7 2,2

30,2 19.7 55.8 55,1
7,9 10,5 1,7 2,2
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Pawel Alexejewitsch Naumow:

Bonn - Macht und Ohnmacht

Rdderberg-Verlag GmbH Frankfurt/M. 1968

D as Buch „Bonn - Macht und Ohnmacht"
Ohnmacht" ist die erste in der Bundesrepublik

Bundesrepublik in deutscher nbersetzung erschienene

erschienene sowjetische Publikation über
die westdeutsche Nachkriegsentwicklung.
Nachkriegsentwicklung. Sein Verfasser, P. A. Naurnow,
ist hervorragender Kenner dieses Geschichtsabschnitts,

Geschichtsabschnitts, den er als langjähriger

langjähriger Korrespondent des Zentralorgans
Zentralorgans der KPdSU „Prawda" selbst in
vielen Etappen erlebte und mit großer
Sachkenntnis nachzeichnet. Er war

Augenzeuge vieler einschneidender
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Ereignisse der politischen Geschichte
der Bundesrepublik, darunter der Diskussion
Diskussion und Annahme der Pariser
Verträge durch den Bonner Bundestag,
des Staatsbesuches des ehemaligen
Bundeskanzlers Konrad Adenauer in
der UdSSR, der Außenministerkonferenzen
Außenministerkonferenzen in Genf und Berlin, der schändlichen
schändlichen Gerichtsverhandlung gegen die
KPD vor dem Bundesverfassungsgericht
Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe, des Mißlingens
des abenteuerlichen Putsches in Berlin

am 17. Juni 1953, u. a.



Der Leser erfährt aus der Sicht eines
marxistisch-leninistischen Publizisten
die mit sorgfältig zusammengetragenem
zusammengetragenem Tatsachenmaterial untermauerte
Wahrheit über die verborgenen Triebkräfte
Triebkräfte des „Wirtschaftswunders". Er
wird an die breite Volksbewegung

gegen die Remilitarisierung, an die

Naumow schrieb sein Buch für sowjetische

sowjetische Leser. Und es ist bemerkenswert,
bemerkenswert, wie er seinen Landsleuten
die Bundesrepublik schildert. Bekanntlich
Bekanntlich gefallen sich die Regierenden
in Bonn darin, ständig zu behaupten,
„Die Russen haben etwas gegen die
Bundesrepublik", wobei sie sich und
ihre Politik anmaßend mit der Bundesrepublik
Bundesrepublik als Ganzes identifizieren. Der

sowjetische Publizist Pawel Naumow
unterscheidet indessen sehr wohl zwischen
zwischen den Bonner Machthabern, die
eine auf der Anerkennung der Realitäten
Realitäten beruhende Normalisierung der
Beziehungen der Bundesrepublik zur

Sowjetunion sabotieren, und den einfachen
einfachen Menschen, die in Frieden und
Freundschaft mit der Sowjetunion
leben wollen.

Mit voller Berechtigung richtet der
Verfasser als Angehöriger des Volkes,
das im Kampf gegen den deutschen
Faschismus die größten Opfer bringen
mußte, seine Kritik gegen die Politik
der herrschenden Kreise Bonns, die
unter Mißachtung der Lehren der Geschichte
Geschichte den gefährlichen Weg des Revanchismus,
Revanchismus, der Vorbereitung der Aggression,

Aggression, der Feindschaft zur Sowjetunion
Sowjetunion beschritten haben. Seine ganze
Sympathie gilt dagegen den demokratischen
demokratischen und friedliebenden Kräften der
Bundesrepublik, die sich einer Wiederholung
Wiederholung der Vergangenheit widersetzen

II

politischen und ökonomischen Streiks
der westdeutschen Arbeiterklasse, an

die machtvollen Kampfaktionen der

westdeutschen Jugend in den fünfziger
fünfziger Jahren erinnert, die die Wiederaufrüstung
Wiederaufrüstung der Bundesrepublik um

Jahre verzögerten.

und die Durchsetzung einer friedlichen
und demokratischen Alternative anstreben.

anstreben.

Lassen wir den Verfasser mit einem
Zitat, das sich gleichsam wie ein roter
Faden durch sein Buch hindurchzieht,
selbst sprechen. Seine Gedanken beim
Betreten der Bundesrepublik gibt
Naumow mit den Worten wieder:

„Vor meinen Augen dehnte sich ein
höchst wohnliches Land, das seine
Reichtümer jahrhundertelang gespeichert
gespeichert hat, ein Land, in dem die

größte Entfernung bis zur nächsten
Bahnstation nie mehr als zwanzig
Kilometer beträgt; ein Land mit
sorgfältig gehegten Wäldern, mit
völliger Elektrifizierung, mit vorzüglichen
vorzüglichen Ernteerträgen, mit der mächtigsten
mächtigsten Industrie und der größten
Bevölkerungszahl Westeuropas. Das
Land einer hochentwickelten Arbelts
Arbelts -und Lebenskultur, ein Land,
ohne dessen Beiträge die Schätze
des menschlichen Geistes dürftiger
wären."

In den zahlreichen Schriften der
Bonner „Ostpolitologen" über die Sowjetunion

Sowjetunion sucht man im Wust der Verleumdungen
Verleumdungen und Hirngespinste vergeblich

vergeblich nach einem ähnlichen sachlichen
sachlichen Herangehen bei der Einschätzung

Einschätzung des ersten sozialistischen Staates
der Welt.

III

pin Kapitel des Buches trägt die
tberschrift „Die Wahrheit über die

Kommunisten". Pawel Naumow, selbst
ein Kommunist, zeichnet darin den mit
großen Schwierigkeiten bedeckten
aber auch mit Erfolgen versehenen
Weg des Kampfes für Frieden, Demokratie,
Demokratie, sozialen und gesellschaftlichen
Fortschritt nach, den die Kommunistische
Kommunistische Partei Deutschlands in der Nachkriegszeit
Nachkriegszeit zurückgelegt hat.

Anschaulich widerlegt der Verfasser
die Lüge der Bonner Meinungsfabrikanten.
Meinungsfabrikanten. das Volk der Bundesrer¦ublik
habe die Kommunisten abgelehnt. Die
Wahrheit ist vielmehr, daß die westdeutsche
westdeutsche Reaktion und die imperialistischen
imperialistischen Besatzungsmächte der KPD
von Beginn an die größten Schwierigkeiten
Schwierigkeiten bei der Entfaltung ihrer politischen
politischen Tätigkeit in den Weg gelegt
haben, bis die Adenauer-Regierung
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schließlich zum Mittel des widerrechtlichen
widerrechtlichen Verbots der KPD griff.

„Eine andere Partei" schreibt Naumow,
Naumow, „wäre unter solchen Bedingungen
Bedingungen in einen Zustand der Lähmung
verfallen. Aber die westdeutschen
Kommunisten hielten stand. Die KPD
blieb eine aktive Kampfpartei und
leitete unter schwierigen Bedingungen
die Volksbewegung gegen das Wiedererstehen
Wiedererstehen des Militarismus". Die Idee
des Kommunismus in Westdeutschland
zu erdrosseln, sei trotz aller Anstrengungen
Anstrengungen der Bonner Machthaber nicht
gelungen, betont der Verfasser. Sie
demonstriere immer von neuem ihre
Stabilität und Anziehungskraft, Das
Bestehen eines
Staates auf deutschem Boden, der
Deutschen Demokratischen Republik,
macht die Idee des Sozialismus und
Kommunismus für alle Deutschen anschaulich.

anschaulich. Weder Bismarck noch Wilhelm
Wilhelm II. oder Hitler gelang es, den
Kommunismus in Deutschland zu

Qehr aufschlußreich und von großer
Aktualität ist auch das Kapitel des

Buches, in dem der Verfasser den Neonazismus
Neonazismus in der Bundesrepublik von

seinen Anfängen an untersucht und an

Hand zahlreicher Tatsachen den Nachweis
Nachweis führt, daß „der Geist und die
Praxis des Nazireiches kein Geschwür
am Körper des Bonner Regimes, sondern

sondern sein integrierender Bestandteil

sind".

In einem interessanten Nachwort
analysiert der Verfasser die Perspektiven

Perspektiven des westdeutschen Imperialismus

und Militarismus auf dem Hintergrund
unserer Epoche, der Epoche des 'Obergangs
'Obergangs der Menschheit vom Kapitalismus

Kapitalismus zum Sozialismus und weist die

Begrenztheit der Möglichkeiten des
westdeutschen Imperialismus unter
den gegenwärtigen Bedingungen nach.
Der westdeutsche Imperialismus ist
noch kräftig und lebensfähig, noch in

der Lage, die Lunte eines neuen Weltbrandes
Weltbrandes anzuzünden. Aber die Zerschlagung
Zerschlagung Hitlerdeutschlands und die
Entwicklung der Welt nach dem Kriege
haben ihm bestimmte Zügel angelegt.
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nichten. Heute können, angesichts der
Existenz der Deutschen Demokratischen
Demokratischen Republik, nur Verrückte davon
träumen, dieses Ziel jemals zu erreichen.

erreichen.

Aufrechte Verfechter der kommunistischen
kommunistischen Ideen in Westdeutschland
nennt Naumow die Mitglieder der
Kommunistischen Partei Deutschlands.
Obgleich sie illegal arbeiten und ungeheure

ungeheure Schwierigkeiten zu überwinden
überwinden haben, halten die westdeutschen
Kommunisten das Banner der besten
Kampftraditionen der deutschen Arbeiterklasse
Arbeiterklasse hoch. Mutig treten sie in
den Kämpfen gegen die Reaktion auf
und verbreiten furchtlos Klarheit über
die unheilvolle Bonner Politik. Sie
stehen in den ersten Reihen von Demonstrationen

Demonstrationen und Kundgebungen und
stärken den Kampfgeist streikender
Arbeiter. Bei dem arbeitenden Volk
wachse die Sympathie für die Kommunisten,
Kommunisten, betont der Verfasser.

IV

Der Kampf gegen den westdeutschen
Imperialismus und seine Revanchepolitik

Revanchepolitik ist also nicht hoffnungslos, betont
betont der Verfasser. Die vereinten Anstrengungen

Anstrengungen der Völker können ihn
zähmen und den dauerhaften Frieden
in Europa sichern.

Für den Sozialismus ist es nicht
leicht, sich in einem so hochentwickelten
hochentwickelten kapitalistischen Land, dessen herrschende

herrschende Klasse über reiche Erfahrungen

Erfahrungen der sozialen und nationalen Demagogie

Demagogie verfügt, den Weg zu bahnen.
Aber die Zeit öffnet den Menschen die
Augen. Die deutsche Bundesrepublik,
schreibt Naumow, ist keine Insel, die
durch Ozeane vom Festland getrennt
wäre. Die stürmischen Veränderungen,
die unseren Planeten erneuern, erreichen

erreichen auch den Rhein, die Weser und
die Obere Donau.

Pawel Naumows Buch ist eine wertvolle,
wertvolle, lehrreiche Lektüre vor allem für
politisch interessierte junge Leser, die
über die komplizierten Prozesse des

gesellschaftlich-politischen Lebens der
Bundesrepublik Klarheit gewinnen
wollen.



Sicher ist sicher!

Illustrierte Geschichte der Novemberrevolution

Novemberrevolution in Deutschland

Institut fur Marxismus-Leninismus
beim ZK der SED

Etwa 480 Seiten • Mit etwa 600 Illustrationen

Illustrationen im Kunstdruck

Ganzleinen etwa 26,50 M

Die erste Revolution in einem hochentwickelten
hochentwickelten imperialistischen Land
nach der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution
Oktoberrevolution wird in diesem Band
umfassend gewürdigt. Es wird überzeugend

überzeugend nachgewiesen, daß die Überwindung
Überwindung von Imperialismus und Militarismus
Militarismus und die Errichtung der Macht
der Arbeiterklasse und ihrer Verbündeten
Verbündeten bereits 1918 in Deutschland auf
der Tagesordnung standen. Warum im
Unterschied zu Rußland diese Grundfragen
Grundfragen des Klassenkampfes in der von

der Oktoberrevolution eingeleiteten
neuen Epoche in Deutschland nicht gelöst
gelöst wurden, beantwortet die

liche Darlegung der Ursachen und des
Verlaufs dieser größten revolutionären
Massenbewegung in Deutschland seit
den Tagen des Bauernkrieges, des
antinapoleonischen Kampfes und der
Revolution von 1848/49.

Lenin der meistiibersetzte Autor

Nach dem von der UNESCO für 1966
heraiisgegebenen „Index Trans lationum"
lationum" war Lenin in jenem Jahr der
in der Welt meistübersetzte Autor.
Von seinen Werken wurden 201 ebersetzungen
ebersetzungen angefertigt. Auch Karl Marx

und Friedrich Engels, aus deren Werken
Werken 60 bzw. 75 Titel in fremde
Sprachen übertragen wurden, liegen
an führender Ste lle. Nach der Ländereinteilung

Ländereinteilung steht die Sowjetunion mit
3968 Titeln auch weiterhin an erster

Stelle. Werke des sowjetischen Schriftstellers
Schriftstellers Scholochow sind im Jahre 1966
66mal übersetzt worden. Goethe
schließt mit 36 tIbe,rtrag-ungen die Liste
der ersten fünfzig ab.
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